mrn
)
\ Stadt Bern

Genehmigt: 12.3.2009 Ratssekretariat
des Stadtrats

Protokoll Nr. 2

Stadtratssitzung
Donnerstag, 22. Januar 2009, 17.00 und 20.30 Uhr
Grossratssaal im Rathaus
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1. Protokollgenehmigung (Protokoll Nr. 30 vom 13. November 2008, Protokoll

Nr. 31 vom 20. November 2008, Protokoll Nr. 32 vom 27. November 2008,

Protokoll Nr. 33 vom 4. Dezember 2008) ---
2. Dringliche Interpellation Fraktion GB/JA! (Christine Michel, GB): Selektion in

den Schulen funktioniert nicht: Das wegweisende, durchlassige

Schulmodell 4 - das so genannte Twanner Modell — muss weitergefuhrt

werden (BSS: Olibet) 08.000379
3. Dringliches Postulat Fraktion GB/JA! (Natalie Imboden, GB): Nachhaltiges

Berner Konjunkturprogramm fiir die neue Legislatur 2009-2012 nétig

(PRD: Tschappat) 08.000326
4. Motion Fraktion SP/JUSO (Annette Lehmann, SP): Aktiv fur Kinder:
Autofreier Pausenplatz beim Breitenrainschulhaus (TVS: Rytz) 08.000075

5. Postulat Fraktion SVP/JSVP (Peter Blhler/Manfred Blaser, SVP): Die neuen
Abfallsdcke der Stadt Bern sind teurer geworden und qualitativ schlechter!

(TVS: Rytz) 08.000135
6. Motion Dieter Beyeler/Lydia Riesen-Welz (SD): Demo-Route fiir die Stadt

Bern (SUE: Nause) 08.000069
7. Motion Fraktion SVP/JSVP (Peter Blihler/Manfred Blaser, SVP): Demo- und

Kundgebungsverbot wahrend Sitzungen des Stadtrats! (SUE: Nause) 08.000077

8. Motion Fraktion GB/JA!/GPB (Catherine Weber, GB/Simon Réthlisberger,
JA!/Daniele Jenni, GPB) vom 30. Januar 2003: Berner Bahnhof: Stiihle und

Banke zuriick!; Abschreibung Punkt 1 (FSU: Kuster / FPI: Hayoz) 04.000244
9. Motion Fraktion SVP/JSVP (Roland Jakob, SVP): Ist die Ausbildungs-
Qualitat auch bei den Volksschulleitungen sichergestellt? (BSS: Olibet) 08.000150

10. Bern Arena Stadion AG: Vertrage Uber die Leistungen betreffend
offentlichem Eislauf fur die Perioden vom 01.04.2008 bis 31.08.2009
(Ubergangs-Langjahr) und vom 01.09.2009 bis 31.08.2013 sowie
Ubertragung der Aktien vom Finanz- ins Verwaltungsvermégen (SBK:
Schuler / BSS: Olibet) 04.000021
11. Motion Fraktion SP/JUSO (Margrith Beyeler-Graf/Raymond Anliker, SP) vom
14.08.2003: Neubau von einfachem, sehr glinstigem Wohnraum in der Stadt

Bern; Abschreibung Punkt 1 (FSU: Bernasconi / FPI: Hayoz) 04.000152
12. Motion Luzius Theiler (GPB): Stockacker Sid: Sanierung oder Abriss und
Ersatzneubau? Der Stadtrat soll entscheiden (FPI: Hayoz) 08.000154
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Motion Fraktion SVP/JSVP (Thomas Weil, SVP): Beitrag zum Abbau der

Absenzen: "Stinktage" fur die Stadtverwaltung (FPI: Hayoz) 08.000223
Motion Dieter Beyeler/Robert Meyer (SD): Steuerliche Gerechtigkeit fur

Familien (FPI: Hayoz) 08.000266
Postulat Luzius Theiler (GPB): Weg mit dem Gitterzaun beim Eingang zur
Neuengass-Unterfihrung! (FPI: Hayoz) 08.000207
Larmschutz an Stadtstrassen; Ausfuhrungskredit fir den Mehrjahresplan

2008 (FSU: Imboden / SUE: Nause) 07.000106
Postulat Fraktion GB/JA! (Emine Sariaslan, GB): Case Management im

Suchtbereich (BSS: Olibet) 08.000172
Postulat Fraktion GB/JA! (Cristina Anliker-Mansour, GB/Anne Wegmidiller,

JA!): Erarbeitung eines Gewaltpraventionsprojektes fir die Stadt Bern

(BSS: Olibet) 08.000105

Postulat Fraktion GB/JA! (Emine Sariaslan, GB/Lea Bill JA!): Konzept zur
Wiedereingliederung qualifizierter Arbeitsloser in den Arbeitsmarkt

(BSS: Olibet) 08.000136

Interpellation Fraktion GFL/EVP (Nadia Omar, GFL): Wie steht es um das

Prasidium des vbg! (BSS: Olibet) 08.000213

Interpellation Fraktion SVP/JSVP (Peter Buhler/Manfred Blaser, SVP):
Vandalismus an den Schulen; behauptet der Gemeinderat etwas, dass so

ganz und gar nicht den Tatsachen entspricht? (BSS: Olibet) 08.000175

Protokoll Nr. 2
Prasenzliste der Sitzung 17.00 bis 19.00 Uhr
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Langjahr) und vom 1. September 2009 bis 31. August 2013 sowie Ubertragung der

Aktien vom Finanz- ins VerwaltungsvermoOgen ...... ..o
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Motion Luzius Theiler (GPB): Stéckacker Stid: Sanierung oder Abriss und

Motion Fraktion SVP/JSVP (Thomas Weil, SVP): Beitrag zum Abbau der Absenzen:

yotinktage” fur die Stadtverwaltung ...
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Traktandenliste

Dem Antrag von Annette Lehmann (SP) um Verschiebung von Traktandum 4 wird entspro-
chen. Es laufen derzeit zur Sache Verhandlungen zwischen der Quartierorganisation und der
Stadtverwaltung, die abgewartet werden sollten.

1 Protokollgenehmigung (Protokoll Nr. 30 vom 13. November 2008, Protokoll Nr. 31
vom 20. November 2008, Protokoll Nr. 32 vom 27. November 2008,
Protokoll Nr. 33 vom 4. Dezember 2008)

Die Protokolle Nr. 30 vom 13. November, Nr. 31 vom 20. November, Nr. 32 vom 27. Novem-
ber und Nr. 33 vom 4. Dezember 2008 werden genehmigt.

2 Dringliche Interpellation Fraktion GB/JA! (Christine Michel, GB): Selektion in den
Schulen funktioniert nicht: Das wegweisende, durchlassige Schulmodell 4 — das
so genannte Twanner Modell — muss weitergefiihrt werden

Geschaftsnummer 08.000379 / 08/405

Der Entscheid Uber die Verteilung der Oberstufenschilerinnen im Nordquartier wird von der
zustandigen Schulkommission bis Ende Jahr geféllt. Davon betroffen ist auch die Lorraine-
schule, die als einzige Schule in der Stadt Bern nach dem integrativen Twanner Modell ge-
fuhrt wird. Das bedeutet durchlassige Strukturen, die ohne definitive Selektionsentscheide
auskommen und damit Chancengleichheit gewahrleisten.

In der Zeitung ,Der Bund® vom 25. Oktober 2008 wurde eine von der Erziehungsdirektion er-

stellte Gemeindekarte publiziert, welche zeigt, dass die Ubertrittsquoten in die Sek in den

bernischen Gemeinden sehr unterschiedlich sind. Dies lasst den Schluss zu, dass die Selek-
tionskriterien willktrlich und diskriminierend sind. Die Gemeindekarte wurde in Zusammen-
hang mit einer Anfrage aus dem Grossrat erstellt (Eva Baltensberger). Damit wurde veran-
schaulicht, was Bildungsforschende (inbesondere die Freiburger Bildungsforscher Winfried

Kronig, Michael Eckhart, Christian Imdorf, Urs Héaberlin) schon ldnger nachgewiesen haben:

Die Zuteilung zum Sekundar- oder Realniveau entspricht oft nicht den Leistungen eines Kin-

des, sondern wird durch andere Kriterien mitbestimmt wie soziale Herkunft, Geschlecht, orga-

nisatorische Gegebenheiten.

In diesem Zusammenhang fragen wir den Gemeinderat:

1. Welche Schlussfolgerungen zieht der Gemeinderat fur die Stadt Bern aus der Antwort der
Erziehungsdirektion auf die Anfrage Baltensberger?

2. Fuhrt der Bericht dazu, dass die Selektion fiur die Sekundarstufe grundsatzlich tberdacht
wird?

3. Welchen Einfluss hat der Bericht auf die bevorstehende Entscheidung im Nordquartier
(Beibehaltung oder Aufgabe des so genannten Twanner Modells)?

4. Kann sich der Gemeinderat vorstellen, Schulen, die das Twanner Modell anwenden, ver-
starkt zu unterstitzen und damit zu gewahrleisten, dass das dort vorhandene Know-how
in die anstehenden Reformprozesse (insbesondere Umsetzung des Art. 17 im Volksschul-
gesetz) eingespiesen wird?

5. Dass in Bern alle vier Oberstufenmodelle angeboten werden, insbesondere das integrati-
ve Modell 4, entspricht einem klaren politischen Willen. Gleichzeitig sind die Schulkom-
missionen fir die Modellwahl zustandig. Prift der Gemeinderat, wie er hier eine aktivere
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Rolle zur Forderung dieses integrativen Modells, z.B. durch gezielte Anreize und durch
zur Verfugung stellen der notwendigen Ressourcen, Gbernehmen kann?

Begriindung der Dringlichkeit:

Der Entscheid fur das Weiterbestehen des Twanner Modells in der Oberstufe Lorraine fallt bis
Ende Jahr. Das Twanner Modell wird nur noch in der Lorraine angewendet. Wertvolle Erfah-
rungen wirden bei einem negativen Entscheid verloren gehen.

Bern, 27. November 2008

Antwort des Gemeinderats

Der Gemeinderat verfolgt mit grosser Aufmerksamkeit die mit der Interpellation von Grossratin
Baltensperger in Gang gesetzte Diskussion uber die Selektion in der Volksschule. Eine Aus-
einandersetzung mit der Selektion wird vor allem auch im Zusammenhang mit der Umsetzung
des Integrationsartikels notwendig, weil damit ein immer deutlicher werdender Widerspruch
zwischen Integration und Selektion sichtbar wird. Der Gemeinderat wird deshalb im Rahmen
der Totalrevision des Volksschulgesetzes 2012 fiir eine weniger selektive Schule eintreten.

Im Weiteren bekréftigt er seine Zielsetzung der Bildungsstrategie von 2004 bis 2008, die
Chancengleichheit fur alle Schilerinnen und Schiler, unabhangig von Geschlecht, sozialer
Herkunft, Religion oder Nationalitdat anzustreben. Die Umsetzung des Integrationskonzepts
mit dem Ziel einer integrative(re)n Schule sowie die stadtische Vorgabe, auf der Sekundar-
stufe | durchlassige Zusammenarbeitsmodelle zu fihren, tragen zu einer Entscharfung der
Selektion bei. Der Gemeinderat begegnet der Frage, ob die Selektion beim Ubertritt von der
Primar- in die Sekundarstufe | den Fahigkeiten der Schulerinnen und Schiler tatsédchlich ge-
recht wird, mit Skepsis. Verschiedene Studien belegen, dass die Bildungschancen von Schi-
lerinnen und Schilern starker von der sozialen Herkunft und der Nationalitédt als von ihrer
Leistung abhé&ngen. Die Selektion ist jedoch kantonal geregelt und Iasst den Gemeinden nur
einen eingeschrankten Spielraum. Die Stadt Bern hat sich aber innerhalb dieses Handlungs-
spielraums immer fiir eine durchlassige Sekundarstufe | eingesetzt. Uber diesen Spielraum
hinaus geht ausserdem der Schulversuch Bern-West, ein erfolgreiches, selektionsfreies Mo-
dell, das als Schulversuch von der Erziehungsdirektion bewilligt werden musste. Das Schul-
reglement der Stadt Bern weist den Schulkommissionen die Entscheidkompetenz fir die Mo-
dellwahl zu.

Die Schulkommission Breitenrain-Lorraine hat Ende 2008 fir die Sekundarstufe | in der Lor-
raine ein neues Unterrichtskonzept erarbeitet, das auf dem Twanner Modell basiert. Sie hat
dieses Projekt der Direktion fur Bildung, Soziales und Sport vorgestellt, welche positiv darauf
reagiert, da dieses den Zielsetzungen des Integrationskonzepts entspricht und deshalb unter-
stitzt wird. Die Direktion fur Bildung, Soziales und Sport hat das Projekt der Erziehungsdirek-
tion eingereicht. Ressourcen werden bendétigt fir die Projektleitung, die Weiterbildung der
Lehrpersonen sowie die FlUhrung kleinerer Klassen an den beiden anderen Sekundarstu-
fen |-Standorten des Schulkreises.

Zu den einzelnen Fragen:

Zu Frage 1: Der Gemeinderat vertritt die Auffassung, dass das im Kanton Bern geltende se-
lektive Schulsystem lberdacht und insbesondere die Situation in den Realklassen verbessert
werden muss. Er wird eine entsprechende Stellungnahme bei der Vernehmlassung der Total-
revision des Volksschulgesetzes abgeben. Durchladssige Modelle auf der Sekundarstufe | tra-
gen zur Entscharfung der Selektionsproblematik bei, es braucht aber weitere Optimierungen.
Zu Frage 2: Das selektive Schulsystem ist kantonal geregelt. Der Grundsatzentscheid
pro/contra Selektion obliegt somit dem kantonalen Gesetzgeber, dem Grossen Rat. Im Rah-
men des vom Ubergeordneten Recht eingeraumten Spielraums (Art. 46 Abs. 3 Volksschulge-
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setz) hat die Stadt die Mdéglichkeit, die Zusammenarbeitsformen auf der Sekundarstufe | zu
bestimmen.

Zu Frage 3: Die Schulkommission hat ein Projekt fir die Schule Lorraine erarbeitet, welche
eine Weiterentwicklung des Twanner Modells darstellt. Die Direktion fiir Bildung, Soziales und
Sport unterstitzt das Projekt, da es von einem integrativeren Ansatz ausgeht und Erkennt-
nisse fur eine Optimierung der Sekundarstufe | liefert, von welchen andere Schulen ebenfalls
profitieren. Der Entscheid liegt bei der Schulkommission.

Zu Frage 4: Der Gemeinderat unterstitzt durchldssige Zusammenarbeitsformen im Rahmen
seiner Kompetenzen und Mittel.

Zu Frage 5: Das Schulreglement verankert drei gleichberechtigte Modelle und delegiert die
Modellwahl den Schulkommissionen. Der Gemeinderat begrisst das Modell 4 als das integra-
tivste aller Modelle. Finanzielle Mittel fir die Unterstitzung eines Modells sind im Budget
nicht eingestellt.

Bern, 21. Januar 2009
- Auf Antrag der Interpellantin Fraktion GB/JA! beschliesst der Rat Diskussion. -

Interpellantin Christine Michel (GB) fir die GB/JA!-Fraktion: Ich danke dem Gemeinderat fur
die rasche Antwort und bin damit zufrieden.

Es ist wichtig zu erfahren, dass der Gemeinderat im Rahmen seiner Kompetenzen auch fir
die Stadt Konsequenzen aus dem Bericht zieht, den die Erziehungsdirektion als Antwort auf
die Anfrage der Grossratin Eva Baltensberger erstellt hat, und er die Auffassung teilt, dass
die heutige selektive Schule den Zielen der Férderung aller Kinder, ihren Fahigkeiten ent-
sprechend, nicht immer gerecht wird. Die Einteilung in Real- oder Sekundarniveau hangt oft
mehr von der sozialen Herkunft, der Nationalitat, dem Geschlecht der Schilerinnen und Schi-
lern und von organisatorischen Gegebenheiten ab — Grésse der Sekundarschule in einer Ge-
meinde oder der Standort — als von der Leistung der Kinder. Dies zeigt dieser Bericht, dies
zeigen auch langere Studien aus der Bildungsforschung. Es ist ein eigentliches Systemversa-
gen, insbesondere weil diese Einteilung gravierende Auswirkungen auf die Lehrstellen- und
Berufschancen der Kinder hat. Es ist deshalb sehr begrissenswert und geradezu notwendig,
dass sich der Gemeinderat im Rahmen der Totalrevision des Volksschulgesetzes 2012 fir
eine integrativere Schule einsetzen will und heute bereits durchldssigere Modelle auf Sekun-
darstufe | fordert. Schulversuche wie der Schulversuch Bern West sind hier wichtige Pilotpro-
jekte.

Es ist zudem erfreulich zu héren, dass fir die Weiterfilhrung der Oberstufe Lorraine von der
Schulkommission ein neues Unterrichtskonzept erarbeitet wurde, welches auf dem integrati-
ven und durchldssigen Twanner Modell beruht. Die wertvollen Erfahrungen, die bisher in der
Lorraine gemacht wurden, dirfen nicht verloren gehen. Sie sind fir die Umsetzung der inte-
grativen Schule zukunftsweisend. Wir hoffen sehr, dass die Erziehungsdirektion dieses Pro-
jekt auch finanziell unterstiitzen wird. Denn die integrative Schule ist nicht gratis zu haben,
und gerade die Weiterbildung der Lehrpersonen, wie es der Gemeinderat auch beschreibt, ist
dabei zentral. Vielleicht kann uns der Gemeinderat nun daruber orientieren, wann die Schul-
kommission definitiv entscheiden wird.

Grundsatzlich sind wir etwas frustriert dariiber, dass gemass Schulreglement die Schulkom-
missionen allein Uber Wahl und Weiterbestehen eines Modells entscheiden kdnnen, obwohl
der politische Willen klar war, dass in der Stadt Bern eine Modellvielfalt angeboten werden
soll, insbesondere auch das integrative Twanner Modell. Dieses wird nur noch in der Lorraine
gefuhrt, abgesehen vom grundsatzlich integrativen Ansatz im Schulhaus Stapfenacker. Wir
fordern deshalb den Gemeinderat auf, das in seiner Macht Stehende zu tun, um die integrati-
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ven Modelle aktiv zu unterstiitzen: durch Weiterbildung der Lehrpersonen, durch die Unter-
stitzung der Schulkommissionen, auch sie bendtigen Grundlagen und Erkenntnisse, wie die-
se integrativen Modelle funktionieren, durch Lobbying auf kantonaler Ebene, fir geniigend
Ressourcen.

Corinne Mathieu (SP) fur die SP/JUSO-Fraktion: Wir sind der gleichen Meinung wie der Ge-
meinderat: Die Kompetenz fiir die Modellwahl liegt weder beim Gemeinderat noch beim Stadt-
rat, sondern bei den Schulkommissionen — und das ist auch richtig so. Das stadtische Schul-
reglement gibt den einzelnen Schulkommissionen die Mdglichkeit, unter drei verschiedenen
Modellen auszuwahlen; geht es nach dem Willen des Grossrats, sollen bald nur noch zwei
unterschiedliche Modelle wahlbar sein.

Es ist allerdings zu Uberlegen, ob es wirklich geschickt war, sich vor einigen Jahren seitens
der SP fur den Erhalt von verschiedenen Schulmodelle im Schulreglement einzusetzen, an-
statt sich voll firs Modell 4, also das Twanner Modell, zu engagieren. Aber Reglemente kon-
nen stets geadndert werden.

Die in der Motion erwahnten Vorstésse im Grossrat zum Thema Selektion sind durch den Ent-
scheid des Regierungsrats bzw. des Gemeinderats auf die lange Bank geschoben worden. Es
wurde kein wirklicher Beschluss gefasst mit der Begrindung, man wolle nicht zuviel Unruhe in
die Schule bringen, da zurzeit schon einige Reformprojekte am Laufen seien. Die Frage nach
Sinn oder Unsinn der Selektion und die Umsetzung des Integrationsartikels kdbnnen allerdings
nicht voneinander getrennt werden. Die Diskussion Uber Integration oder Selektion ist Ubri-
gens fast so alt wie die Volksschule selber.

Der Spagat, den der Kanton versucht — Integration ohne Diskussion der Selektion — ist zum
Scheitern verurteilt. Denn eine Volksschule, die Selektion betreibt, ist nicht wirklich integrativ.
Hier wird die Quadratur des Kreises versucht.

Integration in der Volksschule war stets ein Ziel der SP. Denn nur mit Integration ist es mdg-
lich, die Chancengleichheit fur alle Schilerinnen und Schuler, ungeachtet ihrer Herkunft, zu
erreichen. Und es hapert mit der Chancengleichheit im Schweizer Schulsystem, dies auch
wegen der relativ frihen Selektion, was wiederum die Integration behindert. Die Probleme
Selektion/Integration missen zusammen angegangen werden.

Das Modell 4, also Twann, ist eindeutig das durchlassigste Modell. Die meisten Schulkreise in
der Stadt haben aber — vor allem aus Bequemlichkeit — das Modell Manuel als Organisati-
onsmodell der Oberstufe gewahlt. Das meistgehdrte Argument fur dieses Modell war die ein-
fache Organisierbarkeit — fir die Lehrpersonen wohlgemerkt. Ob es auch das beste Modell fur
die Schilerinnen und Schler darstellt, war bei der Diskussion offenbar nicht so wichtig.

In der Stadt Bern haben nur noch zwei Schulkreise das Modell Twann. In Bern West wird die-
ses Modell seit einigen Jahren mit grossem Erfolg umgesetzt. Auch die Lorraine hat sich in-
novativ gezeigt und als eine von zwei Oberstufen in der Stadt erfolgreich Integrationsprojekte
initiiert und durchgefihrt. Und wenn ich hier von Integration spreche, dann meine ich nicht
Integration von Real-, sondern von so genannten Kleinklassenschulerinnen und -schulern. Da
bin ich gleicher Meinung wie meine Vorrednerin vom GB, dieses Modell muss unbedingt er-
halten bleiben.

Wie der Gemeinderat in seiner Antwort schreibt, hat die zustdndige Schulkommission ihren
Entscheid noch nicht gefallt, kann sich aber die Weiterfihrung des Modells als Twann plus
vorstellen. Wichtig ist aber vor allem, dass dieses Modell weiterhin die Vorteile des Twanner
Modells — grosstmogliche Durchlassigkeit ohne aussere Selektion — hat. Wir mdchten an die-
ser Stelle die verantwortlichen Schulkommissionsmitglieder dazu auffordern, dem Druck, der
auf sie ausgeubt wird, nicht nachzugeben, sondern sich ihrer Verantwortung bewusst zu sein.
Wir sind Uberzeugt, dass wahrend der laufenden Umsetzung des Integrationsartikels in den
stadtischen Schulen die Frage der Selektion nicht ausgeklammert wird und die Verantwortli-
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chen — sowohl Lehrpersonen wie auch Schulkommissionsmitglieder — zur Einsicht gelangen,
dass sich Selektion und Integration widersprechen. Wir werden den Prozess jedenfalls kritisch
beobachten und nétigenfalls auf politischer Ebene intervenieren, um das Modell Twann und
die Oberstufe Lorraine zu erhalten, natirlich immer im Rahmen unserer Kompetenzen.

Daniela Lutz-Beck (GFL) fur die GFL/EVP-Fraktion: Die GFL/EVP-Fraktion unterstitzt das
Anliegen grundsatzlich. Die Kompetenzen missen jedoch geklart werden — eigentlich sind sie
klar. Der Entscheid wird durch die Schulkommissionen gefallt und ist durch das Schulregle-
ment, wozu die Parteien jeweils Stellung nehmen konnten, geregelt. Dieses wurde auch vom
Stadtrat beschlossen.

Das Schulmodell allein kann nie verantwortlich sein fir die mégliche Integration von Kindern.
Trotzdem unterstitzen wir den Vorstoss, denn wir halten das Modell 4 von den Oberstufen-
modellen als das durchlassigste. Die Schulkommission Breitenrain-Lorraine bemuht sich sehr,
dieses Modell in der Lorraine beibehalten zu kénnen. Sinkende Schilerzahlen beeinflussen
jedoch massgeblich die Modellentscheide. Daher mussen Lésungen gefunden und gesucht
werden, wie die Klassen in der Oberstufe sinnvoll organisiert werden kénnen. Dies obliegt
einerseits der Schulleitung und andererseits den Schulkommissionen sowie dem Schulamt.
Wird im ganzen Schulkreis das Modell 4 eingefiuhrt, wird die Klassenorganisation, wie ein-
gangs erwahnt, keine Probleme verursachen. Aber zwei grosse Schulstandorte in diesem
Schulkreis sind in keiner Weise auf diese Umstellung vorbereitet.

Zweitens, wenn das Lorraine-Schulhaus das Modell 4 behélt und die Oberstufenstandorte wie
bislang das Modell 3a behalten, so kdnnen aufgrund der sinkenden Schilerzahlen die Klas-
sengrossen nicht eingehalten werden. Deshalb missen auch dort Losungen gefunden wer-
den. Die Alternative ist eben die Einfuhrung des Modells 3a im ganzen Schulkreis. Es wurden
auch seitens der Schulkommission, von Stadt und Kanton verschiedene Lésungen gesucht
und Varianten geprift. Die Lorraine selbst ist involviert. Es ist anzunehmen, dass die Schul-
kommission gegen Ende Monat den Entscheid fallen wird. Trotzdem unterstitzen wir das An-
liegen.

In Schulsystemen, wo die Schilerinnen und Schiiler bereits friih auf unterschiedliche Schulty-
pen verteilt werden, muss folgendes festgestellt werden: Die soziobkonomischen Unterschie-
de bei den Schiilerleistungen Finfzehnjahriger, sind verhaltnismassig gross infolge der aus
der Zusammensetzung der Schiilerschaft bedingten Effekte. Dies hat ein Schereneffekt zur
Folge, worin die schwacheren Schuilerinnen und Schiler schwacher werden und die starkeren
Schilerinnen und Schiler starker und in ihren Leistungsfahigkeiten stets weiter auseinander-
driften. Dagegen ist das durchschnittliche Leistungsniveau im Vergleich zum integrativen
Schulsystem nicht hoher. Wird die gesamte Schilerschaft iber denselben Kamm geschoren —
sei es im integrativen oder im segregativen Schulmodell — erhalten wir bei allen Schultypen
durchschnittlich dieselbe Leistung. Fur die durchschnittliche schilerische Leistung ist die
Leistungsgruppierung eher unbedeutend, nicht aber fiir die Bildungsgerechtigkeit. Die wollen
wir ja im Rahmen unserer staatlichen Schule gewahrleisten kénnen. Neben dem Schulsystem
sind aber auch kulturelle Normen und Werte, soziale und 6konomische Faktoren sowie die
Qualitat der Lehrerbildung von Bedeutung. Weshalb sich aufgrund der Erkenntnisse aus in-
ternationalen Schulleistungsvergleichen nicht einfach das optimale Schulmodell bestimmen
lassen kann. Es ist trotzdem wichtig, dass wir dieses Schuldmodell in der Stadt Bern weiter-
fihren kénnen. Es sind Losungen zu suchen, zumal wir langfristig in der integrativen Schule
auch darauf achten missen, dass uns solche Schulmodelle zur Verfigung stehen, um Ver-
gleiche mit anderen Schulmodellen bereit zu halten. Daher unterstiitzt die GFL/EVP-Fraktion
diesen Vorstoss.

33



Protokoll Nr. 2 | Stadtratssitzung, 22. Januar 2009

Manfred Blaser (SVP) fur die SVPplus-Fraktion: Die Stadt Bern gilt als aktive Gemeinde,

wenn es darum geht, die Modellvielfalt zu hegen und zu pflegen. Deshalb ist es nicht erstaun-

lich, dass Vorstésse wie dieser auf Zustimmung vieler im Rat hoffen kénnen. Dies sollte auch
so sein; wenn die Vorstdsse zur qualitativen Verbesserung der Bildungssituation in den

Volksschulen fuhren wirden. In diesem Fall scheint jedoch das Gegenteil zuzutreffen. Die

Interpellantinnen und Interpellanten scheinen sich eher um die Anstellung und die Arbeitssitu-

ation der Lehrerschaft zu sorgen — was eigentlich verstandlich ist — als um die Belange der

Ausbildungsqualitat der Stadtberner Schulen. Ich méchte den Rat an folgende Punkte erin-

nern:

1. Die Modellvielfalt ist im Volksschulgesetz verankert. Dies ist den Gegebenheiten und den
Situationen an den Schulstandorten anzupassen.

2. Mit der Verkleinerung der Schulkreise von 18 auf 6 wurde den schwankenden Kinderzah-
len in den Volksschulen Rechnung getragen. Nun kénnen Schulkreise (Schulleitungen) die
Klassenorganisationen effizienter planen und fuhren.

3. Die Modellwahl im Schulkreis liegt in jedem Fall bei der Schulkommission.

Die Stadt Bern fiihrt wenn immer moglich eines der drei Modelle: 3a (Manuel), 3b (Spiegel)

und 4 (Twanner Modell). Diese Modelle sind alle durchlassig. Mit einer gewissen Arroganz

behaupten nun die Interpellantinnen und Interpellanten, dass eine Selektion und somit eine

Zuweisung der Schilerinnen und Schiler ins Sekundar- oder Realniveau willkirlich und dis-

kriminierend erfolge. Diese Aussage ist anmassend und verwerflich zugleich. Alle Fach- und

Lehrkrafte arbeiten taglich in den Schulen mit ihrem Wissen, um den Kindern und Jugendli-

chen ihren Bedirfnissen und Moglichkeiten entsprechend zu helfen und sie zu férdern. In

welchem Modell die Jugendlichen nun geschult und geférdert werden, ist nicht relevant. Es ist
nicht modellabhangig, ob ein Kind auf Sekundar- oder Realniveau eingestuft wird. Die Leis-
tung, der Wille, die Intelligenz und zu guter Letzt auch das Kdnnen entscheiden uber die

Schullaufbahn der Jugendlichen.

Im nun aufgezeigten Fall des Nordquartiers offenbart sich nun ganz klar ein anderes Bild. Im

genannten Standort ist eine Weiterfihrung der Oberstufe nur moglich, wenn diese im Twanner

Modell gefiihrt wird. Ausschlaggebend sind die Schilerzahlen. Es gibt schlicht zu wenig Ober-

stufenschulerinnen und -schiler im genannten Quartierteil. Deshalb wurden die Schulkreise

redimensioniert und den heutigen Gegebenheiten angepasst. Die Betroffenen wollen sich
nicht eingestehen, dass der Zusammenschluss der Schulkreise friher oder spater auch zu
einer Synergienutzung und letztlich zu einem Zusammenschluss der Oberstufenstandorte
fihren wird — ja sogar muss. Dieselben Personen, die das revidierte Volksschulgesetz mit der

Modellvielfalt und der Redimensionierung beflirwortet haben, wollen nun ein monotones

Schulmodell und werden somit ihrer eigenen Ideologie wortbriichig. Soll ein Einheitsmodell

wirklich die Vielfalt, die Leistung und der Ehrgeiz jedes einzelnen Jugendlichen zugunsten der

monotonen Massenware bestimmen? Wird Bildung wirklich zur Massenware gemass einem
veralteten gescheiterten kommunistischen Vorbild? Die SVPplus-Fraktion lehnt den Vorstoss
klar ab, zugunsten einer guten und qualitativ hochstehenden Schule.

Martin Schneider (parteilos) fur die BDP/CVP-Fraktion: Soeben bin ich aus der Schulstube
aus Bumpliz gekommen. Im Klassenzimmer nebenan 1auft noch der letzte Versuch des Klee-
feld-Schulhauses aus, des Modells Twann — und ,8s rablet dert wie verruckt®. Grundsatzlich
erachten wir das Modell Twann als sehr gut, weil es ein durchldssiges Modell und ein integra-
tives Schulsystem ist. Aber eigentlich bedlrfte es Uber 50 Prozent mehr Lehrpersonen, um
dieses System wirklich optimal umsetzen zu kénnen. Zudem ist es ein Modell unter vielen und
dieses wird derzeit nur noch in einer Schule praktiziert.

Die BDP/CVP-Fraktion ist der Meinung, dass die Stadt Bern ein einheitliches Schulsystem
einflihren sollte, auch in Anbetracht der nationalen Bemiihungen wie HarmoS. Nur das ge-
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wahrleistet Chancengerechtigkeit. Chancengerechtigkeit, denn -gleichheit ist meines Erach-
tens nicht moéglich und nicht realistisch, weil wir alle von verschiedenen Chancen ausgehen.
Die BDP/CVP-Fraktion steht ein fur ein durchlassiges und integratives Schulsystem, das so-
wohl Selektion wie auch individuelle Forderung zulasst. Deshalb sind wir der Ansicht, dass
das Schulmodell Twann nicht weitergefuhrt werden sollte.

Dolores Dana (FDP) fiir die FDP-Fraktion: Der Ursprung des Twanner Modells, des Modells 4,
liegt nicht in padagogischen Griinden, sondern in sinkenden Schiilerzahlen. Demzufolge wur-
de in Twann pragmatisch dieses Modell gewahlt — daher sein Name. Dieses Modell entstand
aus einer Not heraus. In der Stadt Bern hat dieses einzig das Lorraine-Schulhaus eingefuhrt.
Der vorliegende Vorstoss hat somit beinahe (Heimatschutz-)Charakter. Vor diesem prakti-
schen Hintergrund hat die FDP-Fraktion Mihe mit der Antwort des Gemeinderats. Er will sich
bei der Totalrevision des Volksschulgesetzes flr eine weniger selektive Schule einsetzen —
und dies wahrscheinlich in einem vorauseilenden Gehorsam zur Bildungsstrategie des Kan-
tons. Falls die 6ffentliche Schule die beste Schule sein soll, so stellt die FDP-Fraktion klar
den Anspruch an die Schule: zu férdern, zu fordern und zu selektionieren.

Die Stadt Bern leistet sich mit rund 130 000 Einwohnenden drei Schulmodelle. Wer von der
Lorraine ins Kirchenfeldquartier umzieht, muss das Schulmodell wechseln. Diese Situation ist
schlicht grotesk. Bekanntlich bevorzugt die FDP das Manuel Modell. Sie forderte bereits im
Jahr 2003 ein einziges flachendeckendes Modell — das Modell Manuel. Das Ansinnen blieb
bekanntlich erfolglos und es ware vielleicht an der Zeit, dies erneut zu fordern.

Wie wir stets hervorgehoben haben, sind drei Schulmodelle der Anfang vom Ende der 6ffent-
lichen Schule. Insbesondere vermindert dies die Qualitadt der o6ffentlichen Schule. Wem es
mdglich ist, I&sst seine Kinder die Privatschule besuchen. Die Privatschulen kénnen sich be-
kanntlich nicht Gber mangelnde Nachfrage beklagen. Damit wird das Problem mit Geld um-
schifft und die oft gepriesene Integration und Durchmischung kann somit nicht erreicht wer-
den. Das Twanner Modell hat fir die 6ffentliche Schule keine Zukunft. Dies ware ein Steilpass
an alle privaten Schulen. Wir appellieren an dieser Stelle an die Vernunft der jeweiligen
Schulkommissionen. Sollte das Twanner Modell wider Erwarten Schule machen, wird sich die
Frage der Bildungsgutschriften stellen — ein weiteres urfreisinniges Postulat. Die Eltern sollen
so selbst wahlen kénnen, was sie ihren Kindern zumuten wollen.

Direktorin BSS Edith Olibet fur den Gemeinderat: Das Modell 4 wird in der Lorraine und im
Stapfenacker, bis vor kurzem auch im Kleefeld, mit grossem Kdnnen umgesetzt. Auch bei
diesem Schulmodell auf der Sekundarstufe | wird, wie bei den anderen Modellen, gefordert
und gefdrdert. Es ist aber klar das integrativste Modell, weil alle Schulerinnen und Schiler in
allen Fachern in derselben Klasse unterrichtet werden. Dolores Dana hat erwahnt, das Modell
sei aus der Not geboren worden. Mit diesem Modell hat man aber aus der Not eine Tugend
gemacht.

Der Wechsel in die Privatschulen wurde angesprochen. Wenn wir verfolgen, woher diese Kin-
der zum grossten Teil kommen, hat die Buslinie 12 einen sehr grossen Einfluss, namlich aus
der Langgasse und der Laubegg: Dort wird bekanntlich das Modell Manuel unterrichtet. Dies
zur Klarstellung, damit nicht irgendwelche Fantasien entstehen. Unsere Schulen — und das
als Antwort an Christine Michel, Corinne Mathieu und Daniela Lutz-Beck — befassen sich seit
langerer Zeit engagiert mit der integrativeren Schule. In allen Schulen ist man daran, in Pro-
jektgruppen befasst man sich damit, man informiert sich. Und auch die Schulleitertagung war
die letzten beiden Male, auch auf Wunsch der Schulleiterinnen und Schulleiter, der integrati-
ven Schule gewidmet. Da geht es auch um die Umsetzung von Artikel 17 Volksschulgesetz.
Christine Michel ist enttduscht, dass die Schulkommissionen entscheiden kdénnen. Das Schul-
reglement wurde, wie erwahnt, demokratisch vom Stadtrat beschlossen und die Rollen damit
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verteilt: Die Kompetenz fir die Modellwahl liegt bei den Schulkommissionen. Die Schulkom-
mission des Nordquartiers wird im Januar daruber entscheiden.

Beschluss
Die Interpellantin Fraktion GB/JA! ist mit der Antwort zufrieden.

3 Dringliches Postulat Fraktion GB/JA! (Natalie Imboden, GB): Nachhaltiges Berner
Konjunkturprogramm fiir die neue Legislatur 2009-2012 nétig

Geschaftsnummer 08.000326 / 08/407

Die Immobilien- und Bankenkrisen hinterlassen auch in der Schweiz konjunkturelle Spuren.
Die Bankenkrise fuhrt zu weniger Steuereinnahmen. Um in der Schweiz eine Rezession zu
verhindern, muss die Kaufkraft der Bevdlkerung erhalten bleiben. Bund, Kantone und Ge-
meinden missen mit ihren Ausgaben helfen, die Binnenkonjunktur zu stabilisieren. Dazu ge-
horen auch Investitionen durch die 6ffentliche Hand. Neben Bund und Kantonen kénnen auch
Stadte wie Bern ihren Beitrag leisten und auch davon profitieren. Denn wer in schlechten Zei-
ten investiert, bzw. baut, wenn die Preise tiefer sind, profitiert fir gleiche Leistungen zu tiefe-
ren Preisen. Es braucht auf allen Ebenen eine aktive Wirtschaftspolitik, die auf Nachhaltigkeit
setzt und damit eine Rezession abwenden hilft. So kdnnen wir unsere Wirtschaft starken und
gleichzeitig den 6kologischen Umbau einlduten und soziale Probleme wie zum Beispiel der
Mangel an kostenglinstigen Familienwohnungen lindern. Bereits beschlossene Investitions-
vorhaben der 6ffentlichen Hand sollen rasch umgesetzt werden (u.a. Tramprojekte, Hochwas-
serschutz, Larmschutz, Energiesanierungen). Die Stadt lanciert ein Impulsprogramm im Be-
reich 6kologische Haussanierungen, was im Interesse unserer Wirtschaft und unseres Klimas
ist. Auch im Bereich erneuerbare Energien sollen Projekte vorangetriecben werden (u.a. zu-
sammen mit Energie Wasser Bern ewb).
Die Massnahmen werden allenfalls auch zusammen mit dem Kanton und Gemeinden koordi-
niert. Das stadtische Konjunkturprogramm ist mittelfristig auf die nadchsten zwei bis vier Jahre
ausgerichtet. So kann die Berner Wirtschaft die nétigen zusatzlichen Impulse erhalten, um
nicht in eine Rezession mit Vernichtung von Arbeitsplatzen, Qualifikationen und Existenzen zu
rutschen. Es genigt nicht, den Banken eine Finanzspritze zu geben. Der 6kologische Umbau
der Wirtschaft zahlt sich mehrfach aus.
Der Gemeinderat wird beauftragt folgende Massnahmen zu ergreifen
a) In einem Bericht aufzuzeigen, welches die kurz-, mittel- und langfristigen Folgen der Ban-
kenkrise flr die Stadt Bern sind (Steuereinnahmen, Wirtschaftsentwicklung, Arbeitsplatze,

Erwerbslosenquote etc.) und wie der Gemeinderat darauf reagieren will.

b) Massnahmenprogramm zur Starkung der regionalen Binnenwirtschaft, welches u.a. fol-
gende Elemente umfasst:

1. Erhdéhung der Investitionssumme fur die nachsten Jahre fiur nachhaltige Projekte im
Hoch- und Tiefbau um 10-20% (Werterhalt dringende Projekte z.B. Langsamverkehr,
Larmschutz)

2. Foérderung von gemeinnltzigem sozialen Wohnungsbau durch den Wohnbaufond z.B.
auf den stadtischen Baufeldern in Brlinnen

3. stadtisches Forderprogramm fir dkologische Haus-Sanierungen von Privaten, jahrlich
Fr. 2 Mio.

4. |Investitionen von ewb in erneuerbare Energien

5. Gewahrung des vollen Teuerungsausgleichs fir das stadtische Personal und die An-
gestellten der ausgelagerten und subventionierten Betriebe.
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6. Forderung von Lehrstellen und Massnahmen gegen Jugendarbeitslosigkeit.
c) Anpassung der Legislaturziele 2009-2012, indem der Schwerpunkt der Konjunkturstitzung
integriert wird.

Begriindung der Dringlichkeit
Aufgrund der aktuellen Situation muss umgehend gehandelt werden um die Folgen der Ban-
kenkrise abdampfen zu kénnen.

Bern, 23. Oktober 2008

Antwort des Gemeinderats

Der Gemeinderat ist wie die Verfasserin des Postulats der Uberzeugung, dass in der aktuel-
len Wirtschaftslage grosse Anstrengungen zur Verhinderung eines Arbeits- und Ausbildungs-
platzabbaus nétig sind und dass dabei auch der 6ffentlichen Hand eine grosse Verantwortung
zukommt. Der Bund und einzelne Kantone haben bereits Konjunkturstitzungsprogramme be-
schlossen und auch der Gemeinderat der Stadt Bern hat Abklarungen in dieser Richtung aus-
geldst. Im Rahmen des aktuellen Stadtentwicklungs- und Wachstumsschubs sind zudem un-
abhangig von der Konjunkturentwicklung zusatzliche Investitionen und neue Arbeitsplatze
vorgesehen (z.B. neue Schulinfrastruktur in Briinnen).

Da ein Konjunkturprogramm definitionsgemass maoglichst rasch Wirkung entfalten sollte und
keine dauerhafte, sondern eine temporare Beschaftigungsstitze ist, stehen in der Regel vor-
gezogene Investitionen in bereits geplante Projekte sowie Unterhaltsarbeiten im Vordergrund.
Der Gemeinderat hat Prifungsauftrage in den Bereichen Hochbau (StaBe, Wohnbaufonds),
Infrastruktur (Verkehr, Tiefbau, Stadtgrin, Entsorgung, Informatik, Maschinen) und insbeson-
dere Umweltschutz (Energiesanierungen) ausgeldst. Sollte es zu einer grossen Lehrstellen-
krise kommen, ist er zudem bereit, weitere Massnahmen gegen Jugendarbeitslosigkeit zu
prufen.

Antrag
Der Gemeinderat beantragt dem Stadtrat, das Postulat erheblich zu erklaren.

Bern, 21. Januar 2009

Henri-Charles Beuchat (CVP) fur die BDP/CVP-Fraktion: Einleitend mdchte ich eine formelle
Bemerkung anfiigen. Wird der Gemeinderat beauftragt, Massnahmen wie von der Postulantin
formuliert zu ergreifen, so sprechen wir von einer Motion. Unabhangig vom Entscheid des
Stadtrats heute Abend gehe ich davon aus, dass das Geschéaft als Postulat tiberwiesen wird
und der Gemeinderat mit einer Massnahmenprifung und nicht wie die Postulantin schreibt mit
einer Massnahmenergreifung beauftragt wird.

Das Ziel der Postulantin ist es, mit gezielten Massnahmen den 6kologischen Umbau der Wirt-
schaft voranzutreiben. Das vorgeschlagene Massnahmenpaket ist denn auch nichts anderes
als das eigene Parteiprogramm. Dies hat nichts mit Konjunktur zu tun und ist einzig eine poli-
tische Fragestellung. Ansonsten hatte die CVP unter dem Stichwort Konjunktur auch noch
viele Familienthemen. Die Linke missbraucht die Rezession als Trittbrettfahrerin. Die
BDP/CVP-Fraktion ist sehr offen fir 6kologische Haussanierungen und fir erneuerbare Ener-
gien. Die Forderungen sollen aber in dieser Weise formuliert und nicht als Konjunkturpro-
gramm deklariert werden.

Hoch erfreut bin ich, dass auch die wirtschaftliche Realitat bei der Ratslinken endlich Beach-
tung findet. Noch vor einigen Monaten wurde dieser Tatbestand bei der Budgetdebatte vollig
negiert. Ich kann der Postulantin beipflichten, dass die Stadt Bern kiinftig wohl mit massiv
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weniger Steuereinnahmen rechnen muss; wer weniger Mittel hat, kann sich auch weniger leis-
ten.

Punkt a des Postulats stdsst bei der BDP/CVP-Fraktion auf Zustimmung. Vielleicht zieht die
Postulantin auch die Moglichkeit einer reprasentativen Unternehmensbefragung in Zusam-
menarbeit mit den Verbanden, beispielsweise mit dem Handels- und Industrieverein (HIV)
oder dem Gewerkschaftsbund, in Betracht. Damit kénnten die Berichtskosten fur die Stadt
Bern gesenkt werden. Ein solcher Bericht sollte Aussagekraft haben und sich auf den aktuel-
len Stand beziehen und nicht auf statistische Vergangenheitswerte, Annahmen und irgend-
welche Schatzungen.

In Punkt b beantragt die Postulantin die Prifung eines Massnahmenprogramms, wo sie unter
anderem konkrete Massnahmen aufzahlt. Anndhernd all diese Massnahmen beziehen sich auf
die Bauwirtschaft. Aber wenn zwei Drittel der Konjunktur tatsachlich auch Konjunkturausga-
ben sind, dann missen wir vorrangig diese stutzen und nicht die Bauwirtschaft. Das heisst,
nur wenn die Bernerinnen und Berner mehr Geld in der Tasche haben, wird schlicht mehr
ausgegeben und konsumiert. Es bleibt die Frage, wo das Geld letztlich ausgegeben wird.

Aus diesen Uberlegungen kann sich nur eine logische Schlussfolgerung ergeben: Ankurbe-
lung der Konjunktur ist nicht moglich. Weshalb nicht? Weil die Stadt Bern grossere Auftrage
zwingend ausschreiben muss, weil der nationale Markt schlichtweg einfach zu klein ist, weil
Ausgabenprogramme stets zu spat kommen, weil die Stadt bestehende Firmen und bestehen-
de Strukturen begiinstigt, weil sie somit auch die Steuern und die Staatsschulden erhdht und
weil sich die Berner Politikerinnen und Politiker in der Vergangenheit notorisch unfahig ge-
zeigt haben, die Staatsschulden in guten Zeiten wieder abzubauen.

Die BDP/CVP-Fraktion ist mit Punkt a des Postulats einverstanden, wenn die Postulantin wie
erwahnt eventuell eine reprasentative Unternehmensbefragung in Betracht ziehen wirde.

Die Punkte b und c des Postulats lehnt die BDP/CVP-Fraktion ab.

Jan Fliickiger (GLP) fur die Fraktion GLP: Grundséatzlich erachten wir das Anliegen des Postu-
lats als wichtig und richtig, namlich dass sich der Gemeinderat mit dem absehbaren konjunk-
turellen Abschwung beschaftigt. Auch sinnvoll finden wir, im Rahmen der Konjunkturstitzung
gewisse Investitionen bei der Infrastruktur im Bausektor oder auch beim 6ffentlichen Verkehr
vorzuziehen — mit Betonung auf vorziehen — und damit insbesondere die lokale Wirtschaft
anzukurbeln.

Wichtig erscheint uns, wie auch der Gemeinderat in seiner Antwort festhalt, dass ein Konjunk-
turprogramm, in welcher Art auch immer, sehr schnell greifen muss, damit die gewlnschte
Wirkung Uberhaupt erzielt wird und nicht viel zu spat kommt, wie dies auch Henri-Charles
Beuchat erwahnt hat.

Mit dem vorliegenden Postulat sind wir nicht nur glicklich. Bei Punkt a halten wir es fur Gber-
trieben, den Gemeinderat einen solchen Bericht verfassen zu lassen. Erstens gehen wir da-
von aus, dass sich der Gemeinderat auch von sich aus mit der konjunkturellen Lage und mit
eventuellen Massnahmen, die er ergreifen moéchte, beschaftigt. Zweitens ist eine korrekte
Aussage uber die Konjunkturentwicklung sehr schwierig. Dies hat man auch wieder Ende des
letzten Jahrs bei den Prognosen des Staatssekretariats fiir Wirtschaft (SECO) gesehen. Der
geforderte Auftrag an den Gemeinderat zum Erstellen eines Berichts wirde die Verwaltung
Ubermassig beschaftigen, ist teuer und verzogert die Ausarbeitung der notwendigen konjunk-
turméassigen Massnahmen.

Bei Punkt b muss ich meinem Vorredner Recht geben. Dieser Punkt hat auch in unserer Frak-
tion zu einer regen Diskussion geflihrt. Auch uns ist aufgefallen, dass die Punkte ein bunter
Strauss an Massnahmen sind, die doch relativ stark ans Parteiprogramm der Postulantin erin-
nern. Dennoch sehen wir in Punkt b auch positive Aspekte, wie das Vorziehen von bereits
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geplanten Projekten mit dem Fokus auf Nachhaltigkeit, oder beim Wohnungsbau, wenn damit
tatsachlich die lokale Wirtschaft gestitzt wird.

Aus unserer Sicht kdnnten noch Projekte im Bereich des 6ffentlichen Verkehrs erganzt wer-
den. Dies ware sicherlich auch im Sinn der Postulantin. Wichtig ist flir uns, dass die Ausga-
ben nicht wie in Punkt b Ziffer 1 einfach pauschal erhdht, sondern dass Projekte vorgezogen
werden. Zudem mdchten wir, wenn es dann wieder aufwérts geht, die betreffende Ratsseite
an die antizyklische Politik erinnern. Das heisst, in Zeiten des konjunkturellen Aufschwungs
sollten die entsprechenden Ausgaben dann wieder heruntergeschraubt und an den Schulden-
abbau gedacht werden.

Ebenfalls positiv erachten wir, dass ewb vermehrt in erneuerbare Energien investieren sollte.
Es ist kein Geheimnis, dass dies auch im Sinn der Griinliberalen ist.

Die Gebaudesanierungen sehen wir mit einer gewissen Problematik behaftet; dass der Vor-
stoss von dieser Seite kommt, erstaunt uns ein wenig. Einerseits werden dabei Hausbesit-
zende subventioniert, andererseits haben wir ein bereits laufendes Bundesprogramm von
100 Mio. Franken. Wir haben den Eindruck, dass diese Massnahme relativ wirkungslos ver-
puffen wirde. Dies ist Gbrigens auch die Meinung von Bernd Schips, ehemaliger Leiter der
Konjunkturforschungsstelle ETH-KOF, und war zufalligerweise am Dienstag im Tagesanzeiger
zu lesen. Das Geld misste wenn schon in diesem Bereich in die Sanierung von o6ffentlichen
Gebauden wie Schulen oder Verwaltungsgebauden investiert werden; dies ware eher die Auf-
gabe der Stadt.

Was klar nicht in ein Konjunkturprogramm gehért und keine konjunkturférdernde Wirkung
zeigt, ist der Teuerungsausgleich fur Stadtangestellte. Es kann an anderer Stelle dartber
diskutiert werden. Wie Henri-Charles Beuchat gesagt hat und auch Genosse Rudolf Strahm
ist derselben Meinung: Die L6hne kénnen nicht einfach erhéht werden in der Erwartung, die
lokale Konjunktur werde dadurch angekurbelt; denn das Geld verliert sich irgendwo. Es wird
in den Konsum gesteckt und garantiert nicht in die lokale Wirtschaft.

Falls formal mdglich, wirden wir es begrissen, Uber die Ziffern von Punkt b einzeln abzu-
stimmen.

Zu Punkt ¢ werde ich mich nicht dussern. Dieser scheint uns weder besonders nutzlich noch
schéadlich zu sein.

Punkt a lehnen wir aus vorgenannten Grinden ab. Punkt b unterstitzen wir teilweise. Falls
das Postulat erheblich erklart wird, verstehen wir dies als Auftrag an den Gemeinderat, ein
echtes Konjunkturprogramm auszuarbeiten. Die Antwort des Gemeinderats zeigt, dass man
bereits auf gutem Weg ist: Der Fokus wird auf Nachhaltigkeit gelegt, geplante Projekte sollen
vorgezogen werden und dauerhafte Mehrausgaben sind zu vermeiden.

Peter Bernasconi (SVP) fur die SVPplus-Fraktion: Die SVPplus-Fraktion ist grundséatzlich fur
ein Konjunkturprogramm. Aber wir méchten unmissverstandlich zum Ausdruck bringen, dass
wir dies als temporéare und nicht langerfristige Massnahme betrachten. Der vorliegende Vor-
stoss beinhaltet jedoch sehr langfristige Punkte. Die 6ffentliche Hand sollte sich antizyklisch
verhalten und dann investieren, wenn im privaten Bereich weniger investiert wird. Deshalb
kommt dieser Vorstoss eigentlich zur richtigen Zeit.

Betrachten wir nun Punkt a, den Bericht: Wir sind der Meinung, der Gemeinderat und die
Stadtverwaltung kennen die heutige Situation der Wirtschaft. Werden die Beschéaftigungszah-
len naher geprift, weiss man wo der Schuh driickt und wo nicht. Unseres Erachtens sollte
kein allzu grosser Bericht erarbeitet werden, denn die Unsicherheiten in der konjunkturellen
Entwicklung sind gross und schwierig zu prognostizieren.

Derzeit herrscht im Bauhaupt- wie auch im Baunebengewerbe eine gute Auslastung; deshalb
lehnen wir Punkt b ab. Es ist unsinnig, wenn genau zu der Zeit, wo eine Branche gut ausge-
lastet ist, ein Konjunkturprogramm lanciert wirde.
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Bei Punkt b Ziffer 1 betreffend Larmschutz sind wir der Meinung, dass in diesem Bereich et-
was unternommen werden kann. Die Stadt hat diesbezlglich eine Aufgabe und erhalt Beitra-
ge von Bund und Kanton. Das Programm der Larmschutzmassnahmen der Stadt Bern ist in
Verzug. In diesem Bereich kénnte beschleunigt werden. Der Larmschutz ist allerdings der
einzige Bereich von Punkt b, den wir begrissen kénnen.

Der Gemeinderat kann jedoch beziglich Konjunkturankurbelung sehr viel unternehmen. Er
kann die Rahmenbedingungen, ohne Geld fliessen zu lassen, derart gestalten, dass Projekte,
die beschaftigungsintensiv sind, ausgeldst werden. Da mdchten wir den Gemeinderat bitten,
rasch zu handeln.

Bei Punkt ¢ sind wir der Ansicht, dass aufgrund der Konjunkturstitzung die Legislaturziele
nicht gedndert werden missen; wir betrachten dies als befristete und kurzfristige Angelegen-
heit.

Wir lehnen das Postulat nicht ab, falls Korrekturen vorgenommen werden. Wird jedoch auf all
diesen Punkten beharrt, lehnen wir dieses Postulat ab.

Wie aus vorliegendem Bericht des Gemeinderats ersichtlich, hat er bereits gewisse Dinge in
die Wege geleitet.

Erik Mozsa (GFL) fur die GFL/EVP-Fraktion: Die Wirtschaftskrise greift allmahlich auf die
Schweiz Uber; insbesondere die Exportwirtschaft ist hiervon betroffen. Die Auftrage und Um-
satze sind ricklaufig, die Arbeitslosigkeit steigt. Es droht ein Riickgang der Kaufkraft, sodass
die Einnahmen der Unternehmen verringert werden — die Rezession ist da.

Es zeigt sich fir uns, dass eine Marktwirtschaft ohne staatliche Leitplanken, ohne Korrektiv
des Staats nicht funktionieren kann. Es ist eine Ironie der Geschichte, dass einst iberzeugte
Wirtschaftsliberale im In- und Ausland nun nach dem Staat rufen, nachdem sie Uber Jahr-
zehnte Staatsinterventionen als vom Teufel gebrandmarkt haben.

Taglich héren wir von neuen Hiobsbotschaften, neuen Bankenkrisen. Ahnliches geschieht
auch in der Schweiz. Wirtschaftsverbdnde sowie der Bund korrigieren laufend ihre Prognosen
fur die nachsten Jahre. Es sieht dister aus. Die Auswirkungen werden wir bald zu splren
bekommen, auch in der Stadt Bern. Heisst das nun, dass es einen Bericht des Gemeinderats
bedingt, wie es das Postulat verlangt? Wir sind davon nicht Uberzeugt, da wir meinen, dass
mit einem Bericht primar die Verwaltung beschaftigt wird. Es muss auf Ebene Bund und Kan-
ton angesetzt werden. Auf diesen Ebenen geschieht auch schon einiges. Der Gemeinderat
wird im Budgetprozess so oder so auf die sinkenden Einnahmen beim Steuersubstrat einge-
hen und die Auswirkungen fir die Stadt deutlich machen mussen. Mit einem eigenen Bericht
aufzudoppeln, erscheint uns deshalb wenig sinnvoll. Kann denn die Stadt Bern eine bessere
Analyse liefern als das SECO und Wirtschaftsverbdnde, deren Analysen beinahe taglich an-
dern? — Wir lehnen Punkt a ab.

Bei Punkt b sehen wir wichtige und richtige Aspekte, doch wiinschen wir wie die GLP, punkt-
weise abzustimmen. Die Punkte 3, 4 und 6 finden wir sehr gut. Wir halten gezielte Investitio-
nen zur Stltzung der Konjunktur sinnvoll, eine Verteilung nach Giesskannenprinzip aber we-
niger. Eine Okooffensive erachten wir als wichtig.

Wir wollen die Krise fir einen 6kologischen Umbau nutzen und Haussanierungen ermaogli-
chen. Diesen Punkt finden wir sehr innovativ und wegweisend. Die anderen Aspekte haben
aber wenig mit der Bekampfung der Wirtschaftskrise zu tun oder tragen nur in geringem Mass
dazu bei; sie vergrossern lediglich das Loch in der Stadtkasse.

Die Kaufkraft in der Stadt Bern wird kaum gestarkt, wenn wir den vollen Teuerungsausgleich
gewahren. Dies ist primar ein Gewerkschaftsanliegen, aber nicht unbedingt eine Stltzung fir
die Konjunktur. Zudem ist weiter zu bedenken, dass gerade die Arbeitslosigkeit ein zentrales
Problem darstellt. Werden hodhere Lohne und der Teuerungsausgleich gefordert, wird die
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grassierende Arbeitslosigkeit damit nicht bekampft — im Gegenteil. Der Anreiz, zusatzliches
Personal einzustellen, kdnnte durchaus geschmaélert werden.

Punkt ¢ kénnen wir so annehmen. Den Schwerpunkt der Konjunkturstitzung kdénnen wir
durchaus in die Legislaturziele aufnehmen.

Die Position der GFL/EVP-Fraktion kann wie folgt zusammengefasst werden: Staatsinterven-
tionen sind dort sinnvoll und nitzlich, wo sie etwas bewirken. Dies ist bei der Okologie ganz
klar der Fall. Da kénnen wir einen Beitrag zur Behebung der Krise leisten.

Die GFL/EVP-Fraktion bittet daher, Punkt a abzulehnen und Uber Punkt b punktweise ab-
stimmen zu lassen, Punkt c nehmen wir an.

Christoph Zimmerli (FDP) fir die FDP-Fraktion: Mit der Wirtschaftskrise vor der Tir ist es
zurzeit in Mode, ein Konjunkturprogramm nach dem anderen aufzulegen. Nachdem unverant-
wortliche Investmentbanker das Geld ihrer Anlegenden verzockt und damit der Volkswirtschaft
immense Schaden eingefahren haben — ich sage dies als Wirtschaftsfreisinniger —, ist nun der
Staat so quasi als Allheilmittel daran, das letzte Geld der Blrgerinnen und Burger zu ,verin-
vestieren®. Da wird mit der Halfte des Eigenkapitals der Schweizerischen Nationalbank eine
Grossbank gestitzt. Da fordern die Gewerkschaften Programme fir 5 Milliarden Franken zur
Stltzung des Binnenmarkts. Die SP fordert ein Zwdélfpunkte-Programm fur 6 Milliarden Fran-
ken, die CVP mdchte die Exportwirtschaft férdern und die SVP winscht den letztjahrigen
Uberschuss im Bundeshaushalt von 4,6 Milliarden Franken unter das Volk zu bringen. An
Ideen mangelt es wahrlich nicht. Und alle dirfen ein klein bisschen Wirtschaftsexperten sein.
Auslandische Regierungen machen es vor. Schliesslich muss man solche Programme nach-
vollziehen, wie uns die Aussenministerin unlangst belehrt hat. Nicht nur die Eidgenossen-
schaft, sondern auch die Kantone und nun anscheinend auch die Gemeinden verstehen sich
als Wohltater der Wirtschaft. So entsteht ein Sammelsurium von nicht aufeinander abge-
stimmten Massnahmen. Das hier geforderte vermeintliche Konjunkturprogramm fiihrt einzig zu
Mitnahmeeffekten.

Zu den einzelnen Forderungen gemass Punkt b. Zu Ziffer 1: Mit dieser Massnahme werden
marode Baufirmen mit Staatsauftragen kinstlich Gber Wasser gehalten, anstatt sie dem Markt
zu Uberlassen — im schlimmsten Fall gibt es einen Konkurs. Zu Ziffer 2: Der soziale Woh-
nungsbau soll geférdert werden. Da werden einzig kurzfristig die beteiligten Bauunternehmen
gefordert, belastet wird jedoch zuséatzlich die Staatskasse. Wir benétigen, wie bereits mehr-
mals hier erdrtert, keinen zusatzlichen sozialen Wohnungsbau, sondern endlich grosse Woh-
nungen fir Familien, die ihre Wohnungen selbst bezahlen und auch selbst bauen. Zu Ziffer 3:
Wer sein Haus ohnehin besser isolieren méchte, wird nun auf den Staatsbonus warten wollen.
Wer kein Geld dafir hat, wird in der Rezession sein Haus gewiss nicht umbauen wollen mit
Massnahmen, die nicht zwingend sind. Zu Ziffer 4: Ob ein Elektrizitdtswerk in Atomstrom oder
in erneuerbare Energien investiert, ist wirtschaftlich gesehen im Rahmen eines kurzfristigen
Konjunkturprogramms belanglos. Die Idee, erneuerbare Energien zu fordern, ist uns zwar
sympathisch. Weshalb sollen jedoch einem verselbstandigten ewb unnétig zusatzliche Vor-
schriften auferlegt und damit seine Wettbewerbsfahigkeit gemindert werden? Zu Ziffer 5: Der
Teuerungsausgleich fiir das stadtische Personal scheint auch sympathisch zu sein, jedoch
sind dies die einzigen krisenresistenten Jobs. Wie wollen wir den Angestellten in der Privat-
wirtschaft klar machen, weshalb ausgerechnet die Staatsangestellten bevorzugt werden sol-
len? Zu Ziffer 6: Auch diese Forderung zum Kampf gegen die Jugendarbeitslosigkeit ist sym-
pathisch, aber eigentlich nicht Gegenstand eines Konjunkturprogramms, sondern eine allge-
meine Aufgabe, die ungeachtet der wirtschaftlichen Situation wahrgenommen werden muss.
All diese Massnahmen sollen zur Starkung der regionalen Binnenwirtschaft beitragen. Darf ich
daran erinnern, dass grossere Bauauftrage, und die meisten dieser Forderungen sind ja in
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diesem Bereich, nach WTO ausgeschrieben werden missen. Anders gesagt, eine regionale
Binnenwirtschaft existiert in diesem Sinn gar nicht mehr.

Zum geforderten Bericht: Bis der Gemeinderat einen solchen Bericht aufgelegt und der Stadt-
rat diesen diskutiert hat, ist die Wirtschaftskrise hoffentlich langst wieder vorbei. Wie sollen
schliesslich all diese Massnahmen finanziert werden, wenn nicht mit zusatzlicher Verschul-
dung? Diese ist letztlich am wenigsten sozial. Kurz, die Vorschlage sind alle gut gemeint, a-
ber weder zweckmassig noch zielfiihrend. Die einzig nachhaltige Massnahme ware eine
massgebliche steuerliche Entlastung der Einwohnerinnen und Einwohner, damit diese das
Geld wieder in den Konsum investieren kénnen. Der neue Prasident der Vereinigten Staaten
zeigt es vor: Jeder Familie wird fir 1000 Dollar Steuern erlassen. Diese Massnahme wirde
die FDP klar unterstitzen, die vorliegenden Forderungen jedoch nicht. Die FDP lehnt deshalb
Punkt a, Punkt b Ziffern 1, 2, 3 und 5 und Punkt c des Postulats ab. Im Fall einer punktweisen
Abstimmung wirden wir einzig Punkt b Ziffern 4 und 6 unterstutzen.

Ruedi Keller (SP) fur die SP/JUSO-Fraktion: Die SP/JUSO-Fraktion méchte wie der Gemein-
derat das Postulat erheblich erklaren. Die Hauptziele der Massnahmen der Stadt Bern mus-
sen in Krisenzeiten sein: zum einen madglichst viele Arbeits- und Ausbildungsplatze zu erhal-
ten, zum anderen das regionale Wirtschaftsgefige zu stabilisieren und zu stitzen. Dazu
braucht es neben Massnahmen zur Konjunkturstiitzung insbesondere auch solche, bei denen
die Flaute von Bestellungseinbrichen aufgefangen wird, damit keine Massenentlassungen
oder einschneidende Verschlechterungen der Arbeitsbedingungen erfolgen. Eine Lehre miss-
ten eigentlich die Unternehmungen aus der letzten langen Krise, die nicht weit zurickliegt,
gezogen haben, namlich: Nur mit fast unbezahlbarem Aufwand kann man wahrend Hochkon-
junkturzeiten die wahrend der Krisenzeit abgebauten Mitarbeitenden und ihr Know-how erset-
zen. Hat man in dieser Zeit beobachtet, wie beispielsweise ein grosses Berner Industrieunter-
nehmen mit fast ganzseitigen Inseraten in Gratiszeitungen Personal gesucht und nicht gefun-
den hat, in einem Umfang, der wahrscheinlich tber 100 000 Franken betrug, ist dies wahr-
scheinlich das beste Beispiel.

Allerdings ist eines klar, die Stadt kann nur in wenigen Wirtschaftsbereichen direkt Einfluss
nehmen. Vielfach kann sie nur subsidiar tatig sein. Deshalb ist es besonders wichtig, dass sie
mit den Bundes- und Kantonsstellen ihre Aktivitaten gut abspricht und koordiniert und falls
notig auch die entsprechende Initiative ergreift sowie Anstosse gibt. Jede Krise hat auch
Chancen; diese gilt es nun optimal zu nutzen. Kurzarbeit, Zeiten mit geringer Auslastung und
Stillstandzeiten sollten zur Qualifizierung des Personals verwendet werden. Einerseits fir
neue Technologien, andererseits auch fir die Optimierung von Arbeitsablaufen und Verbesse-
rung der Produktions- und Produktequalitat. Mit Anreizen soll bewirkt werden, dass die Wirt-
schaft auf 6kologischere und nachhaltigere Produktionen und Dienstleistungen umstellt. Ne-
ben den erneuerbaren Energien und Sanierungen sollten unbedingt auch zukunftstrachtige
Technologien in diesen und anliegenden Bereichen weiterentwickelt und geférdert werden.
Gleichzeitig kénnten Ersatzinvestitionen besonders in diesen, aber auch in anderen Berei-
chen vorgezogen werden. Durch gezieltes Eingreifen und die optimale Unterstlitzung fir die
Wirtschaftsforderung und das Wirtschaftsamt sollten alle Massnahmen geprift werden, die
mithelfen, alle Bereiche der lokalen und regionalen Wirtschaft zu starken und ihr Geflge op-
timal zu erhalten. Prifen kann man unter anderem auch ungewohnte Massnahmen, wie in
verniinftigem und verantwortbarem Mass die Bereitstellung von Risiko- oder Uberbriickungs-
kapital beispielsweise auch aus Pensionskassen, Blrgschaften, Vorstdsse bei kantonalen und
eidgendssischen Stellen, Unterstiitzung von Unternehmen bei Formalitaten usw. Diese Mass-
nahmen kénnen nur in engem Kontakt mit den Unternehmen abgestimmt und auf ihre Bedurf-
nisse zugeschnitten werden.
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Neben den Energien und Ressourcen zur Sicherung der Arbeitsplatze scheint uns auch klar
zu sein, dass sich die stadtischen Stellen auf ein Worst-case-Szenario vorbereiten und alles
daran setzen missen, um Massenentlassungen und Arbeitsplatzverlust mdglichst so aufzu-
fangen, dass keine Langzeitarbeitslosigkeit entsteht und die Reintegration in die Arbeitswelt
maoglichst schnell geschieht.

Investitionen in die Konjunkturstiitzung scheinen uns unumganglich, ebenso sehr wie die Er-
haltung der Kaufkraft der Léhne. Um Rudolf Strahm richtig zu zitieren: Was Jan Flickiger und
die GFL gesagt haben, ist nicht wahr. Rudolf Strahm schreibt namlich in zwei von seinen Bii-
chern: ,Jeder Lohnfranken ist ein Kaufkraftfranken“, was heisst: Die Binnennachfrage, die
entscheidend wichtig wird, wenn die Exporte nicht mehr funktionieren, kann tber Lohnerh6-
hungen gestltzt werden. Weshalb die FDP der Meinung ist, mit Steuersenkungen kdnne die
Konjunktur, die Binnennachfrage, starker gestitzt werden als mit Lohnerhéhungen, kann ich
nicht verstehen. Aber vielleicht wird mir das noch erklart. Ich empfehle, das Postulat erheblich
zu erklaren.

Natalie Imboden (GB) fur die GB/JA!-Fraktion: Es ist spannend hier im Stadtrat all diese ver-
schiedenen wirtschaftspolitischen Meinungen zu héren. Allen ist etwas gemeinsam: sie aner-
kennen, dass die auf der Bankenkrise beruhende Wirtschaftskrise real ist. Der gesamten Wirt-
schaft weltweit geht es schlecht. Wenigstens herrscht hier Konsens, dass Handlungsbedarf
besteht, auch wenn die Ansichten dariber, welche Massnahmen zu ergreifen sind, im Detail
auseinandergehen.

Was als Bankenkrise begann, hat inzwischen die Realwirtschaft erfasst und ist letztlich auch
eine soziale Krise. Das Faktum ist unbestritten, deshalb sind wir froh, dass der Gemeinderat
bereit ist, das Postulat so entgegenzunehmen.

Henri-Charles Beuchat kann ich entgegnen: Der Vorstoss ist in seiner Form ein Postulat. Der
Gemeinderat soll dieses priufen und schauen, welche Massnahmen umgesetzt werden kon-
nen. Dass wir versucht haben, hier bereits gewisse Faden aufzuzeigen, hangt damit zusam-
men, dass es um einiges einfacher ist, Giber konkrete Massnahmen zu diskutieren. Hatten wir
einzig geschrieben, wir winschten ein nachhaltiges Konjunkturprogramm ohne konkreten
Vorschlag, ware dies uns wahrscheinlich zum Vorwurf gemacht worden. Das GB und die JA!
stellen die Forderung ins Zentrum, dass es sich um ein nachhaltiges Konjunkturprogramm
handeln soll. Der Begriff ,nachhaltig” umfasst gemass Definition stets auch den 6kologischen
und sozialen Aspekt; deshalb kdnnen die beiden Fragestellungen auch nicht getrennt werden.
In anderen Landern werden Milliardenbetrage in die Konjunkturstitzung investiert. Hier geht
es nicht darum. Auf kantonaler und nationaler Ebene werden Massnahmen ergriffen, aber es
ist wichtig, dass auch die Gemeinden und die Stadte ihren Spielraum haben, um einen Beitrag
zu leisten, um diese Wirtschaftskrise, die wohl seit Jahrzehnten die starkste ist, abzufedern
und Gegenmassnahmen zu ergreifen. Wir fordern weder Milliardenbetrage noch blinden Akti-
onismus, sondern einzig nachhaltige und umsetzbare Massnahmen. Unsere Forderungen sind
realistisch, umsetzbar und konkret. Ich komme spéater darauf zurtck.

Zu Punkt a des Postulats: Der Stadtrat hat ein Interesse zu wissen, was die Konjunkturent-
wicklung fir die Stadt Bern bedeutet. Ich bin einverstanden, es liegen Zahlen des Staatssek-
retariats fur Wirtschaft (SECO) vor, aber diese sagen nichts aus Uber die Stadt Bern. Be-
kanntlich weist diese als Verwaltungsstadt gewisse Eigenheiten auf. Wir erwarten vom Ge-
meinderat, dass er sich im Rahmen der Budgetierung Uberlegungen zur Bedeutung der Krise
macht. Man geht davon aus, dass bis zum Jahr 2010 schweizweit mit 200 000 Arbeitslosen
gerechnet werden muss. Dies sind Zahlen wie im schlimmsten Jahr 1997. Sie wissen alle
noch genau, was das heisst, viereinhalb Prozent offiziell deklarierte Erwerbslose aufzuweisen
und welch dramatische Konsequenzen dies fur die Stadte hat. Wir haben damals im Rat Uber
Jugendarbeitslosigkeit und iber Beschaftigungsprogramme diskutiert. Es ist von Vorteil, sich
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im Voraus Uberlegungen zu machen. Wir erwarten vom Gemeinderat keinen hundertseitigen
Bericht, aber eine Auslegeordnung, eine Einschatzung, und da kann er durchaus auch mit der
lokalen Wirtschaft zusammenarbeiten. Eine reprasentative Umfrage bei all den Unternehmen
ist wohl nicht der effizienteste Weg; aber da es sich um ein Postulat handelt, sind wir der
Meinung, soll der Gemeinderat hier den richtigen Weg finden.

Das Kernstiick des Postulats, Punkt b, beinhaltet Massnahmen, die real zur Konjunkturstut-
zung beitragen sollen und auch regional fir die Binnenwirtschaft relevant sind. Wenn gesagt
wurde, es handle sich lediglich um Baumassnahmen, und diese hatten sowieso nichts mit der
Region Bern zu tun, dann bitte ich doch die sich sonst als wirtschaftsnah bezeichneten Red-
ner, sich einmal mit der lokalen Wirtschaft in Verbindung zu setzen. Ganz konkret: Die Bau-
auftrage in der Stadt Bern werden dennoch grosstenteils von der lokalen Wirtschaft ausge-
fahrt, auch wenn nach GATT und WTO globale Ausschreibungen nétigt waren. Ware dies
nicht mehr der Fall, wirde es mich interessieren, welchen Stellenwert hier die wichtige Berner
Wirtschaft hat.

Baumassnahmen sind gewiss von Bedeutung. Wer aber im Bereich der effizienten Energie-
féorderung nur den Baubereich vor Augen hat, sollte dies differenzierter betrachten. Es bené-
tigt Ingenieurinnen und Zeichner und viele mehr, die in diesem Bereich tatig sind. So gesehen
sind nicht nur die Bauwirtschaft im engeren Sinn, sondern auch das Baunebengewerbe und
andere Bereiche involviert.

Wir haben konkret sechs Punkte vorgeschlagen. Einerseits soll vermehrt in den Langsamver-
kehr investiert werden — damit implizieren wir auch den 6ffentlichen Verkehr, auch wenn die-
ser nicht explizit erwahnt ist — und weiter in den Larmschutz. Diese Bereiche sind bereits in
der Investitionsplanung erfasst. Larmschutzmassnahmen werden bereits ergriffen — darauf
kommen wir heute Abend noch zu sprechen — und missen weiterhin ergriffen werden. Diese
sollen nun vorgezogen werden. Viele Menschen in der Stadt Bern leiden unter dem Larm.

Der soziale Wohnungsbau war bisher unbestritten. Die Stadt Bern ist bislang auch im Rahmen
des Fonds fir Wohnbau- und Bodenpolitik in diesem Bereich aktiv; diese Aktivitaten kénnen
verstarkt werden. Bei den 6kologischen Haussanierungen fordern wir ein Impulsprogramm. Es
geht darum, Anreize zu schaffen, damit fir Private — und der grésste Anteil der Gebaude ist in
privater Hand — im Sinn der Klimapolitik einen Beitrag geleistet wird. Die Sanierung der 6f-
fentlichen Gebaude ist courant normal im Stadtrat. Die erneuerbaren Energien bieten eine
weitere Moglichkeit aktiv zu werden.

Zum Teuerungsausgleich wurde gesagt, die Kaufkraft sei nicht relevant. Auch Ruedi Keller
hat erwdhnt, jeder zusatzliche Franken, den die auf das Geld angewiesenen Menschen erhal-
ten, werde wieder ausgegeben. Ich bin einverstanden: Bei denjenigen, die 300 000 Franken —
oder wie gewisse Bankmanager das Zehnfache — verdienen, spielt es keine Rolle, ob sie nun
50 Franken mehr oder weniger in der Tasche haben, jedoch bei denjenigen, die 3 500 Fran-
ken pro Monat verdienen. Letztere investieren das Geld auch wieder. Es gibt einen Zusam-
menhang mit der Nachfrage. Hinsichtlich Steuererlass muss nicht gleich Prasident Obama
von den USA ins Feld gefuhrt werden; auch der Kanton Bern hat ein Steuerbonus fur alle be-
schlossen. Steuersenkungen im grossen Mass sind jedoch nicht der richtige Weg; mehr Sinn
macht die Nachfragestitzung.

Ich denke, dass Massnahmen gegen Jugendarbeitslosigkeit wichtig sind, da besteht Konsens.
Abschliessend noch zwei Bemerkungen: Es wurde der ehemalige Leiter der Konjunkturfor-
schungsstelle der ETH (KOF) zitiert. Die KOF hat vorgestern der Presse eine Studie vorge-
stellt und sie sagt ganz explizit: Die Konjunkturstitzung ist sinnvoll und schafft Arbeitsplatze,
sie verhindert Arbeitsplatzabbau und ist wichtig fir die Binnenwirtschaft. Die KOF stiitzt diese
These ganz klar.
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Als letzte Bemerkung: Ich hoffe, der Gemeinderat stellt aufgrund der heutigen Diskussion die
richtigen Massnahmen zusammen. Zwei Kriterien sind uns wichtig: Die Massnahmen mussen
schnell und nachhaltig wirken, in einem sozialen und 6kologischen Sinn.

Wir sind mit der punktweisen Abstimmung einverstanden, auch wenn dies sonst nicht Ublich
ist. Wir kommen da gerne entgegen.

Der Teuerungsausgleich fur das stadtische Personal ist ein Punkt, den wir im Rahmen des
Budgets diskutieren. Wir ziehen also Punkt b Ziffer 5 zurtick. Wir sind jedoch klar der Mei-
nung, dass dies inhaltlich ein elementarer Punkt ist. Die Kaufkraft ist auch im Zusammenhang
mit den Angestellten der Stadt Bern wichtig. Wir appellieren an den Gemeinderat, in diesem
Bereich auch bei den Verhandlungen den Nachholbedarf endlich auszugleichen.

Fazit: Das GB und die JA! sind der Meinung, man misse jetzt handeln und Farbe bekennen
und sich nicht hinter anderen Fragen verstecken. Ich bitte um Unterstlitzung des Postulats.

Luzius Theiler (GPB): Ich beflrchte, dass man die lllusion hat, man kénne mit den Ursachen
dieser Krise deren Auswirkungen bekdmpfen. Diese Krise ist nicht irgendwie ein Unfall unse-
res wachstumsorientierten kapitalistischen Systems, sondern dieses System ist die Ursache
der Krise; diese ist im System enthalten und musste friilher oder spater kommen. Wenn wir
vernunftig damit umgehen, bringt sie vielleicht Korrekturen, die dusserst notwendig sind.

Die letzten Jahre wiesen gemass Statistik Wirtschaftswachstum auf — um die zwei Prozent pro
Jahr, und dies wurde gross hochgejubelt. Was hat es jedoch dem einzelnen Menschen ge-
bracht? — Uberhaupt nichts. Vor diesen Wachstumsjahren haben wir genau so gut gelebt,
wahrend Jahren mit einer niedrigeren Arbeitslosigkeit oder mit Uberhaupt keiner. Nachdem
das Wachstum dermassen angekurbelt wurde, sind eben auch diese Probleme aufgetaucht.
Wenn nun gesagt wird, im Tief- oder Hochbau soll mehr Geld fur so genannt nachhaltige Pro-
jekte investiert werden — nachhaltig ist ja heute ein PR-Wort, es gibt nachhaltige Autos etc. —,
besteht sodann die Gefahr, dass die Krise als Begriindung dient, um Bauten zu erstellen, die
eigentlich nicht nétig sind und einen Luxus darstellen. Spater werden wir mit Unterhaltskosten
und mit Zinsen fir die Finanzierung belastet. Wenn wir nun einen Sportpalast bauen, der
doppelt so teuer zu stehen kommt als ndtig — ich weiss, das Volk wird diesen genehmigen —,
dann bringt dies kurzfristig gewiss Arbeit, aber langfristig ist das Ganze kontraproduktiv, weil
es den Spielraum fur sinnvolle Investitionen und fir eine sinnvolle Gemeindepolitik ein-
schrankt.

Die geforderten Punkte des Postulats sind zum Teil nicht unverninftig, aber man muss vor-
sichtig sein, dass sie nicht von einer neuen Wachstums- und Baueuphorie getragen werden.
Ich mdéchte daran erinnern, dass wir in der Region Bern auch unsere Immobilienkrise haben
werden; wir kdnnen dann wieder daruber diskutieren, wie diese abgefedert werden soll. Sie
war ja der Ursprung der jetzigen Misere, die so in Amerika begann.

Stadtprasident Alexander Tschédppét fir den Gemeinderat: Es gehdrt meines Erachtens zu
den Grundaufgaben eines Gemeinderats, einer Exekutive, sich Gedanken Uber die Entwick-
lung oder eben Nichtentwicklung der Wirtschaft zu machen. Entsprechend verhalt er sich
dann in der eigenen Ausgabenpolitik; dies ist eine Selbstverstandlichkeit. So gesehen ist es
uns seit Langem klar, dass Uber eine Krise gesprochen werden muss, dass man sich Gedan-
ken dariber macht, sich vorbereitet und allenfalls vorsorglich Auftrage erteilt, um dann falls
noétig, entsprechend reagieren zu kdnnen.

Der Gemeinderat hat bereits vor mehreren Monaten die Direktionen beauftragt zu prifen, ob
Projekte vorhanden sind, die in vernlinftiger Zeit vorgezogen werden kdnnten, im Rahmen
eines antizyklischen Denkens; und wenn es wieder aufwarts geht, kénnen die Investitionen
entsprechend reduziert werden.
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Die Auftrage sind erteilt, die Unterlagen in Bearbeitung und diese werden vermutlich zu ge-
wissen Investitionsvorhaben fihren. Aufgrund dessen stért uns das Postulat als Priufungsauf-
trag uberhaupt nicht. Ich méchte klar betonen: Fir uns ist es ein Prufungsauftrag und nicht
mehr — also nicht eine versteckte Motion oder etwas in dieser Art.

Ob es im Einzelfall erforderlich ist, die Massnahmen wirklich auszuldsen, ist schwierig zu be-
urteilen. Ich denke, weder der Bund noch der Kanton wissen das genau. Alle bereiten sich
vor.

Wir sind keine exportorientierte Stadt und kénnen vermutlich relativ wenig im Krisenbereich
direkt bewirken, da muss man sich keine lllusionen machen. Aber wir kdnnen uns wahrschein-
lich im Hoch- und Tiefbau, bei Anlagensanierungen, so vorbereiten, dass, falls sich plétzlich
die Locher doch 6ffnen sollten — hoffentlich hat allerdings Peter Bernasconi recht, dass die
Auftragsblicher mdglichst voll bleiben —, die Stadt Einfluss nehmen muss oder zumindest
priuft, ob sie Einfluss nehmen kann.

Der Stadtrat muss sich keine Sorgen machen, denn jedes Geschaft, jede Investition kommt ja
wieder vor den Stadtrat, der als finanzkompetentes Organ die Kredite entsprechend bewilligt.
Der Stadtrat hat es also in der Hand, auch noch zu einem spateren Zeitpunkt zu entscheiden,
ob die Massnahme noch Sinn macht, antizyklisch ist und sich mit der Finanzsituation der
Stadt Bern vertreten 18sst. Selbst wenn das Postulat erheblich erklart wird, gehen keine Auf-
trage an den Gemeinderat, die nicht am Schluss zum Stadtrat zuriickkehren.

Wenn von ,antizyklisch® gesprochen wird, dann ist effektiv auch antizyklisch gemeint; unsere
Finanzlage erlaubt es nicht, uns zusatzlich zu verschulden, ohne die Investitionen entspre-
chend zu reduzieren, wenn es wieder besser geht. Uns trifft die Krise vielleicht weniger stark
als die finanzstarken Stadte besonders mit den Finanzinstituten, aber wir profitieren eben
auch in finanzstarken Jahren nicht gleichermassen. Auch in besseren Zeiten werden wir auf
unsere Finanzen achten mussen.

Falls der Stadtrat beschliesst punktweise abzustimmen, dann bin ich nicht enttduscht, wenn
Punkt a abgelehnt wird. Statt Berichte zu schreiben, wéare es sinnvoller, einzelne Projekte
soweit moglich vorzubereiten, damit diese falls nétig realisiert werden kénnen.

Ich begrisse es, dass Ziffer 5 zurlickgezogen wurde, denn der Gemeinderat hat diese Forde-
rung bereits erfullt. Der Vorstoss datiert vom Oktober 2008. Der Gemeinderat hat dem Perso-
nal im Dezember 2008 die volle Teuerung ausgeglichen. Er hat sogar einen Teil der nicht
ausgeglichenen Teuerung nachgeholt.

Um ein klares Zeichen zu setzen in dem Sinn, dass wir die Krise ernst nehmen, bitte ich den
Stadtrat, das Postulat, auch mit punktweiser Abstimmung, erheblich zu erklaren.

Beschliisse

Der Stadtrat lehnt Punkt a des Dringlichen Postulats ab (31 Ja, 40 Nein).
Der Stadtrat lehnt Punkt b Ziffer 1 ab (34 Ja, 35 Nein, 3 Enthaltungen).
Der Stadtrat lehnt Punkt b Ziffer 2 ab (29 Ja, 39 Nein, 2 Enthaltungen).
Der Stadtrat stimmt Punkt b Ziffer 3 zu (53 Ja, 20 Nein).

Der Stadtrat stimmt Punkt b Ziffer 4 zu (70 Ja, 2 Nein, 1 Enthaltung).

Die Postulantin Fraktion GB/JA! zieht Punkt b Ziffer 5 zurlck.

Der Stadtrat stimmt Punkt b Ziffer 6 zu (56 Ja, 9 Nein, 1 Enthaltung).
Der Stadtrat stimmt Punkt ¢ zu (38 Ja, 30 Nein, 5 Enthaltungen).

©NOo oA WN =

- Traktandum 4 wird verschoben. -
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5 Postulat Fraktion SVP/JSVP (Peter Biihler/Manfred Blaser, SVP): Die neuen Ab-
fallsédcke der Stadt Bern sind teurer geworden und qualitativ schlechter!

Geschaftsnummer 08.000135 / 08/272

Bevor am 25. September 2005 das neue Abfallreglement zur Abstimmung kam, wurde im
Stadtrat verschiedentlich dariber beraten. Ein Thema bei diesen Diskussionen war unter an-
derem auch die Qualitat der Abfallsdcke. Der Gemeinderat erklarte, er wisse von diesem
Problem und er sei bemiht, eine Verbesserung der Qualitat zu erreichen. Als das neue Abfall-
reglement im Mai 2007 in Kraft trat, prasentierte der Gemeinderat die neuen Abfallsacke. Blau
und stabiler als die alten Abfallsacke, sollen sie angeblich sein. Aber auch um einiges teue-
rer! Wenn man den Aufwand zum Verhaltnis des Ertrags bei den heutigen Abfallsdcken be-
trachtet, welche die Steuerzahler bezahlen missen und man mitbekommt, wie viel pro Rolle
die Stadtkasse noch draufschlagt, kann man ohne schlechtes Gewissen von Wucher oder
einer versteckten Steuererhéhung sprechen!

Es ware eigentlich zu erwarten, dass eine solche Verteuerung auch eine massive Verbesse-
rung der Qualitat der Abfallsacke mit sich bringt, aber weit gefehlt! Nicht nur, dass die Abfall-
sacke umfallen, weil die Falzart unten geandert wurde, nein auch der Kragen mit den Schni-
ren vertradgt nur wenig Zug. Einmal richtig daran gezogen, reissen die Schnure und meistens
hat man auch noch den Kragen des Abfallsacks in den Handen. Hat man sogar noch die
Kihnheit, den Abfall im Sack etwas hineinzupressen, um diesen satt zu fiillen, kommt es vor,
dass die Naht des Abfallsackes platzt. Das Selbe passiert auch gerne, wenn man einen Ab-
fallsack in einen Abfalleimer stilpt. Waren es bei den Vorgangern der Abfallsdcke meistens
nur die Schnire welche rissen, hat der neue, verteuerte und verschlimmbesserte einiges
mehr zu bieten. Sehr zum Arger der Verbraucher.

Aus den oben aufgezeigten Griinden wird der Gemeinderat aufgefordert, endlich dafir zu
sorgen, dass das Preis-Leistungsverhaltnis der Abfallsacke stimmt! Das heisst, dass der Ge-
meinderat besorgt sein muss, dass die Bevdlkerung der Stadt Bern stabile, stand- und reiss-
feste, Abfallsacke erhalt, bei denen das Preisleistungsverhaltnis stimmt und dies ohne weitere
Preis- oder Gebihrenerhéhung.

Bern, 27. Marz 2008

Antwort des Gemeinderats

Mit der Inkraftsetzung des neuen Abfallreglements per 1. Mai 2007 wurden in der Stadt Bern
die schwarzen Kehrichtsdcke durch blaue Geblihrensacke ersetzt. Die Umstellung wurde vor-
genommen, weil bei den blauen Sacken fir die Mitarbeitenden der Kehrichtsammlung sofort
erkennbar ist, ob die Gebuhren bezahlt worden sind oder ob es sich um illegal deponierten
Abfall handelt. Zudem missen die Einwohnenden Marken und Sacke nicht mehr separat kau-
fen. Gebuhrensacke statt Kehrichtsacke mit Marken werden zwischenzeitlich in zahlreichen
Schweizer Gemeinden verwendet, so z.B. in Basel, Zirich und Luzern, in Ostermundigen,
Kéniz und Ittigen oder im gesamten Kanton Uri.

Wird der Preis der schwarzen Kehrichtsdcke mit demjenigen der blauen Gebilhrensacke ver-
glichen, gilt es zu bericksichtigen, dass bei den blauen Sacken im Unterschied zu den
schwarzen Sacken die Entsorgungsgebihr bereits im Preis eingeschlossen ist. Mit andern
Worten mussten bei den schwarzen Sacken zusatzlich Geblihrenmarken gekauft werden. Der
Preis von 10 neuen blauen Gebiihrensacken a 35 Liter im Vergleich zu 10 herkdmmlichen
Kehrichtsacken mit Gebihrenmarken gestaltet sich wie folgt:
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Kosten vor der Kosten nach der
Inkraftsetzung Inkraftsetzung
des AfR (in Fr.) des AfR (in Fr.)

10 Gebihrenmarken 14.00

10 (blaue) Gebihrenséacke 17.00

10 (schwarze) Kehrichtsacke 1.85 --

Total 15.85 17.00

Beliefen sich die Kosten fur 10 schwarze Kehrichtsdcke mit Gebuhrenmarken vor der Inkraft-
setzung des neuen Abfallreglements auf Fr. 15.85, kosten 10 blaue Gebihrensacke nun
Fr. 17.00. Der Preisanstieg fir die Einwohnerinnen und Einwohner der Stadt Bern betragt also
Fr. 1.15 fur 10 Sacke oder 12 Rappen pro Sack. Der Preisaufschlag ist auf die Gebihrenerhd-
hung zurickzufiihren, welche mit der Inkraftsetzung des neuen Abfallreglements eingefiihrt
werden musste.

Wahrend schwarze Kehrichtsacke von verschiedenen Herstellern auf dem Markt waren (und
es auch weiterhin sind), werden die blauen Gebiihrensacke von einer Kunststofffabrik in der
Ostschweiz hergestellt. Dieselbe Firma stellt fur unzahlige Schweizer Gemeinden, u.a. auch
fur die Stadte Basel und Zirich, Kehrichtsdcke her. Der Hersteller garantiert fir die Einhal-
tung der entsprechenden Qualitatsnorm (OKS-Richtlinie Nr. 2.02.04, Ausgabe 2004). Auch
verschiedene Hersteller der schwarzen Kehrichtsacke folgten dieser Norm.

Im Dezember 2007 gingen bei der Abfallentsorgung mehrere Reklamationen zur ungeniigen-
den Qualitat der Geblhrensacke ein. Beklagt wurde vor allem die ungentigende Reissfestig-
keit der Sacke unter der Schweissnaht. Die Abfallentsorgung hat deshalb umgehend mit dem
Lieferanten Kontakt aufgenommen und nach Verbesserungsmaoglichkeiten gesucht. Zudem
liess die Abfallentsorgung die Sacke von einem unabhangigen Labor testen. Es stellte sich
heraus, dass aufgrund eines neu eingekauften Rohmaterials die Sacke die geforderte Reiss-
festigkeit gemass Qualitatsnorm tatsachlich nicht mehr ganz erfillten. Der Lieferant verbes-
serte sogleich die Produktion. Bereits im Februar 2008 konnte das erste verbesserte Produk-
tionslos an den lokalen Logistikbetrieb ausgeliefert werden. In der Zwischenzeit sind also
wieder robustere, die Qualitatsnorm erfillende Sackrollen im Verkauf. Seither sind bei der
Abfallentsorgung kaum mehr Reklamationen eingegangen.

Unabhangig vom Volumen (17 bis 110 Liter) besteht gemass Abfallreglement fiur alle Gebih-
rensacke eine gewichtsmassige Fulllimite von 25 kg. Damit soll allem voran die Gesundheit
der Beladerinnen und Belader geschutzt werden. Dem Stopfen der Sacke sind also Grenzen
gesetzt. Gerade bei den grossen 110 Liter Sacken ist darauf zu achten, dass die Gewichtsli-
mite von 25 kg pro Sack nicht Uberschritten wird. Andernfalls besteht die Gefahr, dass der
Sack bei der Schweissnaht einreisst, wenn er an der Zugschnur hochgehoben wird. Sollte
trotz Einhaltung der Gewichtslimite ein Sack reissen, besteht die Moglichkeit, das Loch mit
einem Klebeband zu verkleben.

Was die Standfestigkeit von Kehrichtsacken betrifft, sind sogenannte Flachsacke von Model-
len mit Faltboden zu unterscheiden. Flachsacke verfigen Uber keine eigentliche Standflache.
Da sie jedoch durch das Fiullgut breit werden, sind sie in der Regel in geflilltem Zustand trotz-
dem standfest. Die Produktion von Flachsacken ist im Vergleich zu Sacken mit Faltboden
einfacher und damit auch billiger. Beim blauen Gebuhrensack handelt es sich um einen Flach-
sack. Weil bei den schwarzen Kehrichtsacken Sacke von verschiedenen Produzenten im Ver-
kauf waren, kann nicht ausgeschlossen werden, dass es unter diesen auch ein Modell mit
Faltboden gab. Bei den meisten handelte es sich jedoch ebenfalls um Flachsacke.

Insgesamt ist ein gutes Preis-Leistungsverhaltnis der Geblhrensacke auch dem Gemeinderat
ein grosses Anliegen. Der Preis fur einen 35 Liter Sack (inklusive Gebuhr) hat sich mit der
Einfihrung der blauen Sacke zwar um gut 10 Rappen (von knapp Fr. 1.60 auf Fr. 1.70) er-
hoht. Diese Erhdhung ist aber auf die gleichzeitig mit der Inkraftsetzung des neuen Abfall-
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reglements vorgenommene Geblhrenerhdhung zurickzufihren und steht in keinem Zusam-
menhang mit der Qualitat. Gehen bei der Abfallentsorgung - wie Ende 2007 - Reklamationen
ein, sorgt sie dafur, dass der Lieferant Massnahmen zur Einhaltung der bestehenden Indust-
rienorm ergreift. Der Gemeinderat vertritt die Meinung, dass kein Uber die Sicherstellung der
Einhaltung der Industrienorm hinausgehender Handlungsbedarf besteht.

Antrag
1. Der Gemeinderat beantragt dem Stadtrat, das Postulat erheblich zu erklaren.
2. Die Stellungnahme gilt gleichzeitig als Prifungsbericht.

Bern, 13. August 2008

Beschluss
1. Der Stadtrat erklart das Postulat erheblich.
2. Die Stellungnahme gilt gleichzeitig als Prufungsbericht.

6 Motion Dieter Beyeler/Lydia Riesen-Welz (SD): Demo-Route fiir die Stadt Bern

Geschaftsnummer 08.000069 / 08/235

Demonstrationen in der Bundeshauptstadt, insbesondere unbewilligte, I6sen seit vielen Jah-

ren unangenehme Nebenerscheinungen aus. Anstelle friedlicher Demonstranten sind Chaoten

und Krawallanten am Werk mit den Hauptzielen: Provokationen jeglicher Art, bis zu Gewalt

gegen Zivilpersonen und Ordnungskrafte, sowie Beschadigungen und Sprayereien an Gebau-

den und Geschéaften.

Diese unhaltbaren Zustande bewirken jeweils Verangstigungen in der Bevdlkerung und der

massive Sachschaden, unndétig hohe Kosten fir die Stadt, sowie massive Umsatzeinbussen

der Innenstadtgeschéfte.

In negativer Erinnerung der Bevdlkerung sind vor allem der 6. Oktober 2007 sowie die kurzli-

che unbewilligte WEF-Demonstration vom 19. Januar 2008.

Unter diesen unerfreulichen Aspekten stellt sich die Forderung nach einer geordneten Kanali-

sierung der Demonstrationsroute auf.

Die Schweizer Demokraten (SD) der Stadt Bern fordern deshalb den Gemeinderat auf, fol-

gende Demonstrationsregelung einzufuhren:

Fur Demonstrationsrouten fur Auf- und Abmarsch und als Demonstrationsplatz sind nur noch

folgende Strassen und Platze zugelassen: als Beispiel, Bundesgasse-Bundesplatz.

Diese Demonstrationsregelung muss folgende Vorteile beinhalten:

1. Die gesamte Altstadt wird von Demonstrationen mit allen negativen Auswirkungen entlas-
tet.

2. Alle angrenzenden Seitenstrassen kdnnen mit einfachen Mitteln abgesperrt werden.

Auf der genannten Route ist keine Ballung von Geschéaftstreibenden vorhanden.

4. Die genannte Route hat eine genligende Kapazitat, auch fir Grosskundgebungen.

w

Bern 31. Januar 2008

Antwort des Gemeinderats

Der Gemeinderat verurteilt Gewalt, Beschadigungen und Sprayereien wahrend Kundgebun-
gen aufs Scharfste. Dem Gemeinderat steht die Aufgabe zu, sowohl Sicherheit und Ordnung
als auch die Meinungsausserungsfreiheit zu gewahrleisten. Er wird auch in Zukunft fir diese
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Werte einstehen und alles daran setzen, dass Sicherheit und Ordnung einen wichtigen Stel-
lenwert einnehmen.

Die Motionare schlagen eine neue Demonstrationsregelung vor, welche folgende Vorteile
beinhalten soll: Entlastung der gesamten Altstadt, Vermeiden einer Ballung von Geschéafts-
betreibenden, Absperrung aller angrenzenden Seitenstrassen mit einfachen Mitteln sowie
genugend Kapazitat fur Grosskundgebungen. Als Beispiel wird die ,Demo-Route Bundes-
gasse-Bundesplatz genannt. Der Vorschlag und die in der Motion genannten Vorteile ergeben
auf den ersten Blick durchaus Sinn. Nach intensiver Analyse zeigt sich aber, dass der Vor-
schlag aus mehreren Griinden in der Praxis nicht umsetzbar ist.

Aktuell wird unter Berlicksichtigung der Art und Grdsse einer Kundgebung sowie der Wiinsche
der Veranstaltenden einer der verfligbaren Platze in der Innenstadt (Bundesplatz, Waisen-
hausplatz, Minsterplatz, Schitzenmatte) zur Verfligung gestellt. Fir eine Kundgebung, bei
welcher mit mehreren 10 000 Personen gerechnet wird und welche von nationaler Bedeutung
ist, kommt der Bundesplatz in Frage. Bei einer kleineren Kundgebung, welche nicht von nati-
onaler Bedeutung ist, ist beispielsweise der Minsterplatz ein geeigneter Platz. Mit dem Ange-
bot von verschiedenen Platzen und Ortlichkeiten kann den vielfaltigen Kundgebungen, die
nicht alle nach demselben Muster ablaufen, Rechnung getragen werden. Eine starre Route
lasst weder Handlungsspielraum noch Flexibilitat zu.

Die von den Motionaren vorgeschlagene ,Demo-Route“ Bundesgasse - Bundesplatz hat den
Vorteil, dass die Route selber keine Ballung von Geschéaftstreibenden aufweist. Allerdings ist
in der Regel bereits auf der Wegstrecke zum offiziellen Ausgangspunkt mit Beeintrachtigun-
gen des Normalbetriebs zu rechnen. Viele Personen reisen mit den 6ffentlichen Verkehrsmit-
teln an, daher erfolgt bei grésseren Kundgebungen meist bereits rund um den Bahnhof ein
Zusammenschluss der Demonstrierenden. Um vom Bahnhof Bern zum Ausgangspunkt der
Bundesgasse zu gelangen, wird in der Regel der Hirschengraben gequert, wo sich Geschafte
befinden. Die vorgeschlagene ,Demo-Route” wiirde mit sich bringen, dass vor jeder grésseren
Kundgebung der Hirschengraben in Beschlag genommen wirde. Die Bundesgasse erweist
sich auch von der dort ansassigen Bundesverwaltung nicht als optimale ,Demo-Route®. Den
erhodhten Sicherheitsanforderungen in dieser Zone ist Rechnung zu tragen. Den Schutz aller
Bundesgebdude entlang der Bundesgasse zu gewahrleisten bedurfte regelmassig eines poli-
zeilichen Grossaufgebots mit einem entsprechend immensen finanziellen sowie personellen
Aufwand. Gebaudeinhaberinnen und Gebaudeinhaber entlang der Bundesgasse wirden sich
verstandlicherweise wehren, wenn alle - oftmals lautstarken - Kundgebungen bei ihnen vor-
beiziehen wirden; nicht zuletzt ware der Parlamentsbetrieb wie auch die Geschéaftsabwick-
lung bei den Magistraten und offiziellen Besucherinnen und Besuchern gestort. Weiter stellt
sich bei der Bundesgasse das Problem der o&ffentlichen Verkehrsmittel, welche durch die
Bundesgasse fahren. Der o6ffentliche Verkehr misste bei jeder Kundgebung unterbrochen
werden, was zu Beeintrachtigungen fir die Kundinnen und Kunden fihrt.

Zusatzlich geben die Motiondre den Bundesplatz als Beispiel an. Eine immerwahrende Nut-
zung des Bundesplatzes fiir Kundgebungen fiihrt zu einer Ubernutzung des Bundesplatzes.
Der Grundgedanke des Konzepts Bundesplatz ,Platz als Platz“ wiirde wegen der Ubernutzung
verloren gehen. Gemessen an der Anzahl Kundgebungen pro Jahr wirde fast taglich -
manchmal sogar mehrmals taglich - eine Kundgebung auf dem Bundesplatz stattfinden.

Der Bundesplatz als Bestandteil der ,Demo-Route” wiirde auch mit dem stadtischen Regle-
ment vom 20. Oktober 2005 Gber Kundgebungen auf offentlichem Grund (Kundgebungsreg-
lement; KgR; SSSB 143.1) und dem Nutzungskonzept Bundesplatz in Konflikt treten. Gemass
Artikel 6 des Kundgebungsreglements werden Kundgebungen auf dem Bundesplatz in der
Regel nicht bewilligt wahrend der Sessionswochen des eidgendssischen Parlaments fir die
Zeit von Montag bis Freitag und wahrend den dortigen Marktzeiten (Wochenmarkt, Zibelemarit
und Geraniummarit). Das vom Gemeinderat beschlossene Nutzungskonzept Bundesplatz legt

50



Protokoll Nr. 2 | Stadtratssitzung, 22. Januar 2009

weiter fest, dass der Bundesplatz vielfdltige Nutzungen ermdglichen soll (Marktplatz, na-
tionale Manifestationen, traditionelle Veranstaltungen etc.). Auch sollen nur Veranstaltungen,
die von ihrer Gréosse her dem Ort angemessen sind und der Wiirde des Platzes Rechung tra-
gen, auf dem Bundesplatz bewilligt werden. Wahrend den o6ffentlichen Feiertagen und an ho-
hen Festtagen werden keine Kundgebungen auf dem Bundesplatz bewilligt.

Ein weiteres Problem stellt sich hinsichtlich der ,Bundeshaus-Sperre®, welche einst aus Si-
cherheitsgriinden definiert wurde. Dabei handelt es sich um einen Zaun zum Schutz des Par-
lamentsgebaudes, welcher in problematischen Fallen aufgestellt wird. Die ,Demo-Route® Bun-
desgasse-Bundesplatz fihrt mitten durch diese Sicherheitszone.

Im Ubrigen hat der Stadtrat an der Sitzung vom 15. Mai 2008 im Rahmen der Teilrevision des
Kundgebungsreglements beschlossen, dass in der Regel nur noch Platzkundgebungen, na-
mentlich ohne in Anspruchnahme der Hauptgasse, bewilligt werden. Das angegebene Beispiel
der ,Demo-Route” Bundesgasse-Bundesplatz wiirde dem Beschluss des Stadtrats widerspre-
chen.

Andere ,Demo-Routen” innerhalb der Innenstadt, wirden die von den Motiondren aufgestell-
ten Vorteile nicht erfullen. Eine weitere Moglichkeit ware die Verlegung der ,Demo-Route” von
der Innenstadt in die Aussenquartiere, was bei den Veranstaltenden wegen Unattraktivitat auf
grossen Widerstand stossen wirde.

Aus all diesen Grunden ist die von den Motionaren vorgeschlagene Kundgebungsregelung in
der Praxis nicht umsetzbar.

Folgen fiir das Personal und die Finanzen: Keine

Antrag
Der Gemeinderat beantragt dem Stadtrat, die Motion abzulehnen.

Bern, 2. Juli 2008

Motionar Dieter Beyeler (SD): Vorerst méchte ich dem Gemeinderat fur die in seiner Antwort
aufgestellte Analyse danken. Sie zeigt doch, dass sich der Gemeinderat vertieft mit der Prob-
lematik, insbesondere der unfriedlich verlaufenden Demonstrationen, befasst hat. Unser
Hauptanliegen ist damit aber in keiner Weise erflllt, ndmlich der Schutz und die Entlastung
unserer schitzenswerten Altstadt, der ansassigen Geschéafte, der Bauten und Einrichtungen,
die, wie hinlanglich bekannt, in der Vergangenheit stets wieder bei gewissen unliebsamen
Demonstrationen stark in Mitleidenschaft gezogen wurden, insbesondere durch Sachbeschéa-
digungen und Einkommenseinbussen — stets hat es dieselben getroffen.

Wir mussten auch feststellen, dass es in der Altstadt, bedingt durch die vielen Seitenstrassen
und Gassen geradezu ideal, verstarkt Flucht- und Rickzugsmaéglichkeiten fir Randalierende
gibt und so ein Demo-Ablauf viel unkontrollierbarer und gefahrlicher ist als beispielsweise die
von uns vorgeschlagene Route. Die entsprechenden Punkte haben wir in unserem Vorstoss
auch aufgelistet.

Uns ist auch bewusst, dass es die ideale ,Demo-Route” in der Stadt Bern nie geben wird.
Aber es ist unlogisch, dass man stets den Elefant wissentlich durch den Porzellanladen tram-
peln ldsst. Deshalb haben wir nur die Forderung nach dem kleineren Ubel gestellt und ich
denke, dass unser Vorschlag um einiges besser ausfallt als der Status quo. Geschlossene
Verwaltungsgebaude sind eben einfacher zu sichern als dutzende von offenen Ladengeschéaf-
ten mit unzahligen Schaufensterfronten und vielen Passantinnen und Passanten. Der Ein-
wand vom bendtigten grossen Polizeiaufgebot hinkt und ist, so wie es der Gemeinderat sagt,
nicht nachvollziehbar — im Gegenteil: Mit gleich viel Polizei lasst sich grosserer Schaden so
verhuten.
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Ich wiederhole: Der Schutz der Altstadt mit ihrer Infrastruktur steht mit dieser Motion absolut
im Vordergrund. Wenn aber der Gemeinderat gewillt ist, den Stadtratsbeschluss vom 15. Mai
2008 wirklich konsequent umzusetzen, dass nur noch Platzkundgebungen ohne jeglichen
.,Demo-Umzug” hier stattfinden dirfen, dann kénnen wir unsere Motion getrost in ein Postulat
umwandeln, das eventuellen Individualsituationen den nétigen Spielraum doch noch geben
wirde.

Es besteht eine juristische Grauzone, auf die ich besonders hinweisen moéchte: Es geht um
die Verfassungsmassigkeit: Ich erinnere daran, dass unsere Motion im Januar 2008 einge-
reicht und die Revision des Kundgebungsreglements erst am darauffolgenden 15. Mai 2008
beschlossen wurde. Trotzdem erscheint es mir wichtig, dass hier ein weiteres Zeichen gesetzt
wird im Sinn einer kiinftig absolut ,demofrei funktionierenden Altstadt. Daher bitte ich, dem
Vorstoss zuzustimmen.

Fraktionserklarungen

Lea Bill (GB) fur die GB/JA!-Fraktion: Es ist unglaublich — da wird ein Vorstoss eingereicht,
der fordert, dass es in der Stadt Bern fir jegliche Demonstrationen eine einheitliche ,Demo-
Route” geben soll. Nicht das ist eigentlich das Unglaubliche. Was mich beim Lesen irritierte,
war die Antwort des Gemeinderats. Zwar schreibt er zu Beginn, dass er Gewalt, Beschadi-
gungen und Sprayereien wahrend Demos verurteilt und dass er die Aufgabe hat, die Balance
zwischen Sicherheit und Meinungsausserungsfreiheit aufrecht zu erhalten. Aussagen, hinter
die sich die GB/JA!-Fraktion stellen kann. Im Folgenden ist aber nur noch die Rede von den
Geschéaftstreibenden, die nicht gestort werden sollen, den Gebaudeinhaberinnen und -
inhabern in der Bundesgasse, die vom Demolarm tangiert wirden, vom Hirschengraben, der
von Demonstrierenden in Beschlag genommen wirde, und vom Nutzungskonzept Bundes-
platz, das verletzt wiirde. Sind wir ehrlich, in Wirklichkeit gehts hier darum, dass das De-
monstrationsrecht in der Stadt Bern stets weiter beschnitten und nichtig gemacht wird. De-
monstrationsrecht heisst je nach Thema, je nach Forderung, je nach Grosse der Demo auch,
eine andere Route wahlen zu kénnen. Damit meine ich auch eine Route und nicht nur einen
Platz. Demonstrationsrecht heisst auch, lautstark durch die Gassen marschieren zu dirfen,
schliesslich ist es auch Sinn von Demonstrationen, Passantinnen und Passanten auf Themen
und Forderungen aufmerksam zu machen. Es geht also nicht, wie der Gemeinderat schreibt,
um praktische Grinde, die das Umsetzen dieser Motion verunmdglichen. Dieser Vorstoss ist
aus grundrechtlichen Grinden abzulehnen, weil er eine weitere Beschneidung des Demonst-
rationsrechts fordert. Wir bitten, die Motion geschlossen abzulehnen.

Der Vorsitzende Ueli Haudenschild: Die Motion wurde in ein Postulat umgewandelt. Wird das
Postulat auch bestritten? — Ja. In diesem Fall setzen wir die Diskussion fort.

Claudia Meier (BDP) fir die BDP/CVP-Fraktion: Die BDP/CVP-Fraktion lehnt den Vorstoss ab.
Wir kénnen uns den Ausfiihrungen des Gemeinderats anschliessen. Die vorgeschlagene L6-
sung schafft unseres Erachtens eher mehr und neue Probleme, als dass sie bestehende 16-
sen wurde. Heute sucht die Polizei im Vorfeld mit den Veranstaltenden das Gespréach. Es fin-
det ein Dialog statt. Dies ermoglicht fir jede Demo eine massgeschneiderte Losung. Somit
kénnen Personen- und Sachschaden vermieden werden. Genau dem muss hochste Prioritat
beigemessen werden. Die bisherige Praxis bei der Bewilligungserteilung ist eine Kernkompe-
tenz der Polizei — und eigentlich beinahe die einzige Moéglichkeit, irgendwie einzugreifen. Mit
einer fixen Route ware kein Dialog mehr moéglich. Wenn in einem Reglement festgehalten
wurde, dass nur noch eine fixe Route gelten wirde, bedeutete dies, dass alle Menschenan-
sammlungen auf 6ffentlichen Platzen illegal waren und mit einem Polizeiaufgebot aufgeldst
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werden mussten. Das letztgenannte Argument gilt auch gleich fir Traktandum 7, das wir auch
ablehnen.

Peter Kiinzler (GFL) fur die GFL/EVP-Fraktion: Zu diesem Thema wurde bereits viel gesagt.
Wir kénnen uns auch weitestgehend dem Gemeinderat anschliessen. Die Lésung macht ein
wenig den Anschein einer Patentldsung, im Sinn von: Wir fihren doch die Demos an den Ge-
schaften aussen durch und so haben wir den Frieden. Wie zahlreiche Patentlésungen ist auch
dies eine Lésung, die bei ndherer Betrachtung nicht so patent ist. Es stellt sich beispielsweise
die Frage, wie man vom Bahnhof auf den Bundesplatz gelangt. Da geht man doch irgendwie
durch die Altstadt. Und ist es wirklich mdglich, die zivilisierte respektive eingeschrankte De-
monstration Uberhaupt so durchzufiihren, wie die Initianten sich das vorstellen oder der Moti-
onar voraussetzt, dass dies so gewinscht wird?

Als Néachstes stellt sich die Frage, ob bei einer Demo stets der Bundesplatz das Ziel ist. Es
gibt doch Demos, deren Anliegen den Bund nicht betreffen; weshalb soll denn diese vor dem
Bundeshaus durchgezogen werden? Dies bringt mich zum nachsten Punkt. Wir haben ein
Ubereinkommen, das mit der Gastfreundschaft der Stadt Bern gegeniiber dem Bundesparla-
ment zu tun hat. Dieses lautet, dass vor dem Bundeshaus wahrend der Session der Rate kei-
ne Demos stattfinden dirfen. Wie soll denn dies gehandhabt werden? Und schliesslich — das
haben die Motiondre damals nicht gewusst — sind heute Platzkundgebungen die Regel. Es ist
eine Regel und keine hundertprozentige Vorschrift, dies ist aus dem Wortlaut des Kundge-
bungsreglements ersichtlich.

Eine Patentldsung, die nicht funktioniert: Deshalb lehnen wir die Motion und das Postulat ab.

Hans Peter Aeberhard (FDP) fur die FDP-Fraktion: Ich kann mich den Vorrednern anschlies-
sen. Auch die FDP lehnt die Motion und das Postulat ab. Eine einzige ,Demo-Route” fur die
Stadt Bern tont bestechend, aber so wie die Motion formuliert ist, scheinen auch die Motiona-
re nicht genau zu wissen, was sie eigentlich wollen. Sie nennen einzig ,als Beispiel, Bundes-
gasse-Bundesplatz®. Andere Varianten werden nicht vorgeschlagen.

Die FDP teilt die Uberlegungen des Gemeinderats, dass man in diesem Fall keine Patentld-
sung treffen kann. Gemass Kundgebungsreglement soll es in der Regel nur noch Platzkund-
gebungen geben. Wir erwarten vom Gemeinderat anhand seiner Uberlegungen, dass er die
jeweiligen Demonstrations-Routen je nach Veranstaltende sorgfaltig festlegt.

Offenbar sahen die Motionédre die illegalen Demonstrationen im Hintergrund, fir die sozusa-
gen eine ,Demo-Route” festgelegt werden kénnte. Bekanntlich lassen sich die illegalen De-
monstrationen nicht verhindern, denn die Demonstrierenden bestimmen ihre Route selbst und
dort sind auch die Chaoten, die es treffen sollte. Gerade in diesem Fall ist das von den Motio-
naren vorgeschlagene Mittel nicht geeignet.

Giovanna Battagliero (SP) fir die SP/JUSO-Fraktion: Es kommt selten vor, aber ich kann
mich meinem Vorredner anschliessen. Dies ist ein Vorstoss in einer langen Reihe nach dem
6. Oktober 2007; und er entstand sicher aus einem Willen heraus, den wir auch unterstitzen,
namlich, dass in der Stadt Bern mdglichst keine gewalttatigen Kundgebungen mehr stattfin-
den sollen. So wie der Vorstoss jedoch abgefasst ist, mit seinen Forderungen, hat man den
Eindruck, dass es schlicht darum geht, mdglichst keine Kundgebungen mehr stattfinden zu
lassen. Wir stehen hinter dem Recht auf gewaltfreie Kundgebungen. Wie bereits erwahnt,
Kundgebungen sollen dort stattfinden, wo es fir die bestimmte Kundgebung am sinnvollsten
ist. Da gilt es, die Balance zwischen der Beeintrachtigung der Interessen der Gewerbetrei-
benden und dem Recht auf Versammlungsfreiheit und Meinungsausserung zu finden. Diese
Ansicht haben wir bereits damals vertreten, als wir Uber Artikel 6 des Kundgebungsregle-
ments diskutierten; dieser besagt, dass nur noch Platzkundgebungen stattfinden sollen und
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Umziige nur noch ausnahmsweise erlaubt sind. Das Argument haben wir bereits gegen die-
sen Artikel vorgebracht; derzeit hat man eben die Mdglichkeit, mit den heutigen Regeln auf
den Einzelfall bezogen eine Kundgebung zu bewilligen; in dieser Bewilligung kénnen Ein-
schrankungen und Auflagen gemacht werden — und nur die Einzelfallbeurteilung ist eigentlich
das Erfolgversprechende, damit ein 6. Oktober nicht mehr geschehen kann. Gegen diesen
Artikel 6 ist Ubrigens noch eine Beschwerde hangig.

In diesem Sinn teilen wir die Ausfihrungen des Gemeinderats, der Vorstoss sei abzulehnen.
Wie Peter Kunzler bereits erwadhnt hat, wirde eine festgelegte ,Demo-Route“ keine Verbesse-
rung bewirken; die Demonstrierenden fallen nicht einfach vom Himmel, sondern sie kommen
in der Regel vom Bahnhof und dort kdnnen sehr wohl Probleme entstehen, die ein unverhalt-
nismassiges Polizeiaufgebot vonnéten machen. Aus all diesen Grinden lehnt die SP/JUSO-
Fraktion den Vorstoss ab.

Einzelvoten

Rolf Zbinden (PdA): Der PdA Bern drangt sich der Verdacht auf, dass sich in einigen Fraktio-
nen und Parteien eine Tendenz breit macht, bei jeder méglichen und auch unmdéglichen Gele-
genheit am demokratischen Grundrecht der freien Meinungsdusserung herumzuhobeln. Dabei
erstreckt sich das Repertoire vom Kundgebungsverbot wahrend parlamentarischen Sessionen
— mehr davon spater —, iber die Verbannung von Demonstrationen aus den belebten Gassen
der Innenstadt bis zum blanken Verbot von Demonstrationsziigen. Die PdA hat sich jedem
einzelnen Versuch zum Abbau von demokratischem Recht widersetzt. So harmlos diese Ver-
suche auch immer daherkommen mogen, die Abbaustrategie in vielen dinnen und auch mal
fetten Tranchen muss in jedem einzelnen Punkt bekdmpft werden.

Die PdA erlaubt sich aber auch einen Hinweis auf Grundsatzliches. Unter dem grundsatzli-
chen Gesichtspunkt der demokratischen Grundrechte taxieren wir die Beschrankungsabsich-
ten als reine Anmassung. Da will man sich Befugnisse aneignen, die einem eigentlich gar
nicht zustehen. Wer glaubt denn wirklich, dass das letzte Wort in Sachen demokratische
Rechte hier drin fallt? All diese Dokumente stellen doch eigentlich nur etwas dar: namlich ein
Armutszeugnis fur Schéonwetterdemokraten. Demokratische Rechte sind im Verlauf der Ge-
schichte eher selten von gnadigen Herren dem gemeinen Volk geschenkt worden. Solche
Rechte wurden erkampft. Die gnadigen Herren sind nicht aus freien Stiicken in Pension ge-
gangen und auch dann nicht, wenn man ihnen wie in Bern die Pension vergoldet hat. Die PdA
weist alle Versuche zur Einschrdnkung von demokratischen Rechten zurtick und warnt vor der
Logik der Abbaupolitik — und zwar entschieden und gleichzeitig mit einer gewissen Gelassen-
heit. So einfach, wie sich das gewisse Herrschaften vorstellen, |asst sich ,dr Mischt nid chare-
le“. Wir lehnen diesen und den nachsten Vorstoss klar ab.

Dieter Beyeler (SD): Nun haben einige Vorredner meinen Vorstoss komplett verrissen, bis in
die Unkenntlichkeit verzerrt. Offenbar kommt er definitiv von der falschen Seite. Wenn man
einen geordneten Ablauf von Demonstrationen will, dann muss ich einfach sagen: Es ist
schlicht nicht wahr, dass es keine Kundgebungen mehr geben soll, wie gesagt wurde. Es geht
hier nicht um ein Demonstrationsverbot. Wir sind auch nicht gegen Demos auf dem Bundes-
platz. Wie ich mehrmals betont habe, geht es einzig um den Schutz unserer Altstadt. Ich kann
nicht verstehen, dass diesem Wunsch nicht entsprochen wird.

Wir wissen genau, was wir wollen. Ubrigens, Rolf Zbinden, da haben Sie nichts zu befiirchten,
die demokratischen Rechte werden auch gewahrt, falls der Vorstoss erheblich erklart wird. Ich
bitte, dem Vorstoss in Form eines abgeschwachten Postulats zuzustimmen.
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Direktor SUE Reto Nause fur den Gemeinderat: Die Motion beschreibt eigentlich eindricklich
die negativen Folgen einer unbewilligten Kundgebung. Sie zieht daraus jedoch die falschen
Schlisse. Falls man nur noch fixe ,Demo-Routen“ genehmigt, wird man noch vermehrt unbe-
willigte Kundgebungen in Bern erleben, mit den entsprechenden Nebenerscheinungen, die sie
nach sich ziehen. Grundséatzlich ist es die Politik des Gemeinderats, unbewilligte Kundgebun-
gen im Rahmen der Verhaltnismassigkeit aufzulésen. Es ist auch nicht so, dass das Polizei-
inspektorat einfach irgendwelche Bewilligungen erteilt, sondern es wird verhandelt — Uber
Routen, Zeiten, Ordnungsdienst und Uber weitere Auflagen, die erfillt werden missen, um die
Bewilligung erteilen zu kdnnen. Dies alles mit dem obersten Ziel, Sachschaden und Gewalt zu
verhindern. Nehmen Sie uns bitte diese Flexibilitdt im Zeitpunkt vor der Bewilligung der Kund-
gebung nicht weg, sonst sind uns die Hdnde gebunden.

Zum Bundesplatz: Wurden wir alle Kundgebungen uber den Bundesplatz abwickeln, ware der
Platz vermutlich an jedem Wochenende besetzt. Dies sind Einschrdnkungen, die meines Er-
achtens auch nicht mehr tragbar waren. Denken Sie an den ,Marit“, an die Anwohnenden, an
die Folgen im Hirschengraben, weil die Menschen tatsachlich von irgendwo kommen und
dorthin marschieren muissen.

Zum zweiten Vorstoss (Traktandum 7): Zum einen das Kundgebungsverbot vor Stadtratssit-
zungen: Ich verstehe es, wenn man sich bedréangt fuhlt und keinen Spiessrutenlauf absolvie-
ren will, bevor man in den Ratssaal treten kann. Untolerierbar sind auch hier Ubergriffe auf
Ratsmitglieder. Aber ein generelles Kundgebungsverbot vor dem Rathaus ist wieder eine un-
verhaltnismassige Einschrankung. Stellen Sie sich die Situation vor, wenn besorgte Eltern mit
ihren Kindern vor dem Rathaus erscheinen, weil man ihnen irgendwo einen Beitrag an die
Krippe, an die Ludothek etc. geklrzt hat. Es ist ihr gutes Recht, vors Rathaus zu kommen. In
diesem Fall ware dies eine unbewilligte Kundgebung, die wir auflésen missten. Es leuchtet
wohl allen ein, dass es so nicht gehen kann. Ich bitte deshalb, beide Motionen (Tr. 6 und 7)
abzulehnen.

Beschluss
1. Der Motionar wandelt die Motion in ein Postulat um.
2. Der Stadtrat lehnt das Postulat ab (10 Ja, 59 Nein).

7 Motion Fraktion SVP/JSVP (Peter Biihler/Manfred Blaser, SVP): Demo- und
Kundgebungsverbot wiahrend Sitzungen des Stadtrats!

Geschaftsnummer 08.000077 / 08/273

Fast jeden Donnerstag vor und wahrend der Stadtratssitzungen kommt es zu irgendwelchen
Kundgebungen oder Demonstrationen vor dem Rathaus. In anderen Stadten und Parlamenten
sind solche Kundgebungen oder Demonstrationen eine Seltenheit. Regelméassig muss man in
Bern einen kleinen ,Hindernislauf* machen, um zum Rathauseingang zu gelangen und zusétz-
lich nicht noch mit Flugblattern und Broschiren etc. ,bedient” zu werden.

Nun kommt es in letzter Zeit vermehrt vor, dass Mitglieder des Stadtrates angepdbelt werden.
Bei der ,Anti-WEF*“ Kundgebung, welche am 24. Januar 2008 speziell fur das Stadtparlament
organisiert wurde, mussten die Ratsmitglieder sogar einen Spiessrutenlauf durch eine grdlen-
de, biertrinkende, pébelnde Demogruppe in Kauf nehmen. Mehrere Stadtratinnen und Stadtra-
te wurden verbal angegriffen, ein Mitglied des Stadtrates wurde sogar tatlich angegriffen, in-
dem es mit Bier Gibergossen wurde.

Aufgrund der oben kurz beschriebenen Ereignisse wird der Gemeinderat aufgefordert, das
Demoreglement dahingehend zu ergdnzen, dass es verboten ist, vor und wahrend einer
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Stadtratssitzung Demonstrationen oder Kundgebungen vor oder im Rathaus durchzufihren.
Bern, 14. Februar 2008

Antwort des Gemeinderats

Der Gemeinderat bedauert die Vorfalle, die sich im Rahmen der Anti-WEF-Aktion am 24. Ja-
nuar 2008 vor dem Rathaus zugetragen haben. Dennoch gilt es festzuhalten, dass es - ent-
gegen der Ansicht der Motionéare - lediglich sporadisch zu Kundgebungen vor oder wahrend
den Stadtratssitzungen kommt. Ausserdem verliefen solche Kundgebungen, abgesehen von
der erwahnten Aktion, jeweils friedlich.

Der Gemeinderat spricht sich aus folgenden Griinden gegen ein Kundgebungsverbot vor und
wahrend den Stadtratssitzungen vor dem Rathaus aus:

Das Bundesgericht anerkennt in standiger Rechtsprechung einen bedingten Anspruch auf die
Benitzung von o6ffentlichen Strassen oder Platzen, namentlich zur Ausiibung der Meinungs-
und Versammlungsfreiheit. Der Gemeinderat ist der Ansicht, dass aufgrund eines negativen
Vorfalls die Meinungsausserungsfreiheit nicht derart eingeschrankt werden sollte, dass vor
und wahrend einer Stadtratssitzung vor dem Rathaus keine Kundgebungen mehr erlaubt sind.
Damit die Meinungsausserung ihre Appellwirkung gegentber dem Stadtrat entfalten kann, ist
es naheliegend, eine entsprechende Kundgebung vor oder wahrend den Stadtratssitzungen
vor dem Rathaus durchzufiihren. Um eine moglichst friedliche Kundgebung sowie einen rei-
bungslosen Ablauf gewéhrleisten zu kénnen, werden bereits heute die Bewilligungen mit ent-
sprechenden Auflagen oder Anordnungen versehen (z.B. Aufruf zu einer gewaltfreien Kund-
gebung, Aufstellen eines Organisationsdiensts etc.). Im Ubrigen 16st ein Kundgebungsverbot
vor oder wahrend den Stadtratssitzungen alleine das Problem von unbewilligten Aktionen
nicht.

Sollte der Stadtrat trotzdem ein entsprechendes Verbot im Kundgebungsreglement verab-
schieden, musste eine stadtische Behdrde analog der Regelung beim Bundesplatz Ausnah-
men vom Verbot erlassen kdnnen, damit das Prinzip der Verhaltnismassigkeit gewahrt werden
kann.

Folgen flir das Personal und die Finanzen: Keine.

Antrag
Der Gemeinderat beantragt dem Stadtrat, die Motion abzulehnen.

Bern, 13. August 2008
Fraktionserklarungen

Peter Kiinzler (GFL) fir die GFL/EVP-Fraktion: Wir haben ein gewisses Verstandnis fir diese
Motion. Es war wirklich so, dass einige Demos vor dem Rathaus sehr mihsam waren, und es
gab sogar Momente bei der Anti-WEF-Demonstration, wo man sich bedroht fihlte. Das geben
wir gerne zu. Es kann die Analogie zum Nationalrat ins Feld gefiihrt und gesagt werden: Also,
wenn ihr das vor dem Nationalrat nicht winscht, weshalb unterstitzt ihr es dann vor dem
Stadtrat? Ich habe deutlich gesagt, dass es beim Nationalrat nicht primar um inhaltliche
Grinde geht, sondern weil wir die Meinung des Nationalrats respektieren. Es ist nicht unbe-
dingt unsere eigene Meinung. In der Regel sind diese Demonstrationen kein Problem. Sie
sind meines Erachtens ab und zu eher lastig, aber sie sind ganz klar eine zulassige Art der
Meinungsausserung, und dem Stadtparlament steht es gut an, dass man den direkten Augen-
zu-Augen-Kontakt mit den Demonstrierenden nicht vermeidet. Meistens kennt man ja die ei-
nen oder die anderen.
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Trotz dem Verstandnis fir das Anliegen der Motionare sehen wir keinen Handlungsbedarf und
lehnen die Motion ab.

Michael Képfli (GLP) fur die GLP-Fraktion: Vorerst eine kurze Vorbemerkung: Kein Mitglied
der GLP-Fraktion ist vor Beginn dieser Legislatur bereits im Stadtrat gesessen. Deshalb
mochten wir uns auch kein abschliessendes Urteil iber Vorkommnisse vor Stadtratssitzungen
in den letzten vier Jahren erlauben. Im Lauf des Jahrs 2008 waren jedoch alle unsere gewahl-
ten Stadtratinnen und Stadtrate regelmassig an Sitzungen auf der Zuschauertribiine anwe-
send. Und wir haben uns zumindest im letzten Jahr ein Bild der angeblich fast jeden Donners-
tag stattfindenden Demonstrationen machen kénnen. Tatsachlich wurden auch regelmassig
Flyer und Broschiren verteilt, teilweise auch ziemlich aufdringlich. Dies allerdings meist in
einem Ausmass, wie man es sonst um den Bahnhof oder in der Innenstadt auch erleben kann.
Von einem wdchentlichen Hindernislauf kann unserer Ansicht nach keine Rede sein.

Bei den konkret geschilderten Anti-WEF-Kundgebungen waren wir nicht anwesend. Selbst-
verstandlich verurteilen wir pdbelnde oder gar tatliche Angriffe aufs Scharfste. Sei dies nun
gegen Mitglieder des Stadtrats oder gegen sonstige Bernerinnen und Berner. Eine besondere
Anhaufung von solchen Vorkommnissen am Donnerstagabend vor dem Rathaus kénnen wir
nicht feststellen.

Der Hauptgrund, weshalb die GLP-Fraktion die Motion ablehnt, ist jedoch ein anderer: nam-
lich die Wirkung des Entscheids fiir die Offentlichkeit. Wir alle sind gewéahlte Volksvertretende
und es macht Sinn, wenn wir die Stimmung der Berner Bevdlkerung mitbekommen. Insofern
sind wir sehr Uberrascht, dass die Motion genau aus Reihen der angeblich so birgernahen
Volkspartei kommt. Die Versammlungs- und Meinungsausserungsfreiheit ist ein Grundrecht
und ein wichtiges und wertvolles ausserparlamentarisches Mittel, um sich in unserem demo-
kratischen System bemerkbar zu machen. Eine Annahme dieser Motion wirde als elitaren
Entscheid gewahlter Stadtratinnen und Stadtraten interpretiert werden. Und wir missten uns
zu Recht den Vorwurf gefallen lassen, in einem Elfenbeinturm zu sein und diesen mit allen
Mitteln vor externen Einflissen schiitzen zu mussen. Aus den genannten Griinden lehnt die
GLP-Fraktion die Motion ab.

Hans Peter Aeberhard (FDP) fur die FDP-Fraktion: Die FDP steht immer noch fir liberales
Gedankengut. Dazu gehdrt auch, dass es nicht soweit kommen soll in unserem Staat, dass
alles verboten ist, was nicht ausdrucklich erlaubt ist. Das hier von der SVP angestrengte Ver-
bot, vor dem Rathaus nicht mehr demonstrieren zu durfen, geht ein wenig in diese Richtung.
Die ,DDR-isierung” der Schweiz mit solchen Systemen — alles ist verboten, ausser es ist aus-
dricklich erlaubt — lehnt die FDP ab.

Was ist eigentlich Sache bei diesem Vorstoss? Stadtrat Erich Hess wurde einmal ein Bier
uber den Kopf geschiittet, und dies war wahrscheinlich der Ausléser dieses Vorstosses. Wir
haben wie gesagt Anti-WEF erlebt, danach war Schaustellung des Vereins ,Paradisli, und
damit hat es sich. Im Ubrigen unterscheiden sich diese Demonstrationen vor dem Rathaus
nicht von denjenigen vor den Wahllokalen. Es werden Petitionen und andere Vorstésse zum
Unterschreiben unterbreitet. Es wird Politpropaganda betrieben — so soll es auch sein. Ich
personlich bin dankbar, wenn ich von politisch aktiven Personen, von Direktbetroffenen, gele-
gentlich vor dem Rathaus ein Flugblatt erhalte und etwas zum Lesen habe, das nicht am Vor-
tag in der Zeitung stand. Auch birgerliche Kreise — und da moéchte ich wieder einmal auffor-
dern, unsere Anliegen nicht immer zurlickzuhalten — méchten vielleicht einmal ein Flugblatt,
beispielsweise eines Leists, beim Eingang verteilen. Ein solches Verbot ware da nicht dien-
lich.
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Emine Sariaslan (GB) fur die GB/JA!-Fraktion: Das Demonstrationsrecht ist ein Grundrecht.
Jeder Mensch hat das Recht auf freie Meinungsdusserung — die Mdglichkeit des Volks, sich
am demokratischen Diskurs zu beteiligen und seine Interessen einzubringen. Wir freuen uns
sehr, wenn sich das Volk fir Politik, Entwicklung und Wandlung in der Stadt Bern interessiert,
seine Anliegen, Bedurfnisse und Forderungen verdffentlicht und auch fir uns Stadtratinnen
und Stadtrate gut sichtbar kundtut. Dies ist eine Form der partizipatorischen Demokratie.

Die Aktivistinnen und Aktivisten demonstrieren in einem 6ffentlichen Raum vor dem Rathaus,
da sie uns als ihre Vertretung gewahlt haben und sie vertrauen darauf, dass wir ihre Anliegen
ernst nehmen. Ausserdem entsteht dadurch eine Kommunikationsmdglichkeit zwischen den
Aktivistinnen und Aktivisten sowie den Mitgliedern des Stadtrats. Wenn wir uns nicht Gber das
Volk stellen wollen und die Politik nicht nur als Aufgabe der Politikerinnen und Politikern defi-
nieren, mussen wir die aktive Teilnahme des Volks am politischen Diskurs unbedingt unter-
stitzen und fordern. Die GB/JA!-Fraktion lehnt die Motion der SVP ganz klar ab.

Corinne Mathieu (SP) fur die SP/JUSO-Fraktion: Wir sind erstaunt, sehr erstaunt, dass ausge-
rechnet diejenige Partei, die sich Volkspartei nennt, das Volksrecht auf freie Meinungsausse-
rung verbieten will. Zu diesem Recht gehdért eben auch das Demonstrieren am Donnerstag-
abend vor dem Rathaus. Zudem ubertreiben die Motiondre hemmungslos. Die Anzahl Demos
vor dem Rathaus in den letzten vier Jahren lasst sich an einer Hand abzahlen. Die SP/JUSO-
Fraktion geht mit dem Gemeinderat einig, auch sie verurteilt jeglichen Ausdruck von Gewalt.
Es sollte fur alle méglich sein, ihre Meinung zu aussern, ohne deswegen verbal oder physisch
angegriffen zu werden. Das gilt fur alle Parteien, von links bis rechts. Allerdings, wie heisst es
so schon: ,Ilch werde die Geister, die ich rief, nicht mehr los.“ Dieser Satz stammt nicht ir-
gendwie von einem Schmusepoet, sondern einem Klassiker.

Die SVP ist nicht ganz unschuldig an den Missfallenskundgebungen gegeniber ihrer Politik
und ihren Vertretern. Ein Fraktionsmitglied aus lhrer Reihe setzt am Mikrofon regelmassig zu
Schimpftiraden an: gegen Mutter, die ihre Kinder in die KITA bringen, gegen Sozialhilfeemp-
fangende, Sozialarbeitende, Randstandige, Frauen, die nicht derselben Meinung sind, kurz:
gegen alles, was einem nicht in den Kram passt — also eigentlich gegen alles. Da missen Sie
sich nicht wundern, wenn das Volk, das Sie angeblich vertreten, nicht immer freundlich ist.
Wir haben keine Angst vor dem Volk, deshalb lehnen wir die Motion ab. Da kann ich mich
ausnahmsweise einmal der FDP anschliessen: Uns freut es jeweils, wenn unsere Politik
wahrgenommen wird, wie bereits die Fraktionschefin vorhin gesagt hat. Und dazu gehort,
dass das Volk auch ab und zu am Donnerstagabend vor dem Stadtrat prasent ist.

Jimy Hofer (parteilos) fir die SVPplus-Fraktion: Als Neuling stelle ich doch verwundert fest,
dass dies lediglich akzeptiert wird, wenn da Linke und Grine draussen demonstrieren. Ich
mochte dann von eurer Seite nichts hoéren, falls einmal 30 Skinheads draussen stehen und ihr
beim Rausgehen ein Problem haben solltet, oder 100 Broncos auffahren. Wenn man dann
einmal nicht einverstanden ist, dann gibt es wahrscheinlich die Méglichkeit der Dringlicherkla-
rung hier. So dringlich kann man dariber gar nicht abstimmen. Ich nehme an, bereits nachs-
ten Donnerstag wird dann sofort weitraumig abgesperrt und dann wird es ein Demonstrations-
verbot geben.

Als unabhangiger Parteiloser staune ich wirklich, dass dies fiir Links-Griin selbstverstandlich
erlaubt ist, da darf man machen, was man will; aber ich sage euch, denkt daran und jammert
dann nicht, wenn einmal 50 Skinheads draussen stehen.

Peter Biihler (SVP) fur die SVPplus-Fraktion: Es ist ganz interessant heute Abend einmal zu-
zuhdren, einmal die Erlauterungen von verschiedener Seite zu héren, wie von Personen wie
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Michael Kopfli, dem ich nicht zu nahe treten will. Er hat selbst erwahnt, dass er die letzten
vier Jahre nicht im Rat war.

Ich hatte diesen Vorstoss vor acht Jahren einreichen kénnen. Damals wurde ich aufgrund der
Besetzung in der Burgunderstrasse hier in der Halle massiv bedroht. Es gab Zeugen. Ich un-
ternahm damals nichts, weil ich mir sagte, es ist ein demokratisches Recht. Wenn wir nun
aber jeden Donnerstag, wie in den letzten vier Jahren, irgend eine Aktion vor dem Rathaus
haben, wo ein Flyer verteilt oder der Weg versperrt wird, dann wird es langsam muhsam. Ich
staune, dass auch der Freisinn relativ schnell vergisst, wenn es darauf ankommt, einmal ei-
nen Riegel zu schieben. Seitdem diese Motion eingereicht wurde — siehe da — kann nun ge-
sprochen werden. Es gab in knapp einem Jahr nur noch fiinf ,Demonstrationen®. Und vorher,
dies ist auch belegbar, praktisch jeden Donnerstag, sei es nun die IG Velo, der Verein ,Para-
disli“ oder sonst eine kleinere Vereinigung. Motion rein — ,zack® — und dann hat man nur noch
funf. Das Ziel in diesem Sinn ist bereits erreicht, Corinne Mathieu. Aber es ging einmal darum
zu zeigen, dass ein Vorstoss eben dieselbe Wirkung haben kann, auch wenn uns bewusst
war, dass wir mit der Motion nicht durchkommen.

Es wird stets gleich mit einem Grundrecht entgegengehalten. Jimy Hofer hat es gesagt: Wir
wollen dann sehen, was auf der anderen Seite passiert, wenn 100 Broncos draussen stehen
und sagen: Hallo, wir sind nicht ganz einverstanden. Oder wenn es aus dem Ruder lauft und
die Anti-WEF, AntiFa oder wer auch immer das Gefihl hat, sie missten nun mal die Grenze
Uberschreiten; sie haben an der letzten Demo auch bereits den Stadtprasidenten ziemlich
primitiv provoziert. Schauen wir, was passiert, wenn sie tatig werden. Ich bin Uberzeugt, es
wurde relativ zlgig ein Vorstoss eingereicht und ihr mdchtet nicht mehr von diesen Grund-
rechten sprechen. Wir haben auch ein Grundrecht, unseren Job als Parlamentarierinnen und
Parlamentarier sauber und ruhig durchfihren kénnen. Wie gesagt, ich wandle die Motion in
ein Postulat um.

Beschluss

1. Der Motionarin Fraktion SVPplus wandelt die Motion in ein Postulat um.
2. Der Stadtrat lehnt das Postulat ab (11 Ja, 57 Nein).

Die Sitzung wird um 19.00 Uhr unterbrochen.

Namens des Stadtrats
Der Prasident: Ueli Haudenschild

Die Protokollfiihrerin: Christine Gygax Aglamaz

59



Protokoll Nr. 2 | Stadtratssitzung, 22. Januar 2009

Prasenzliste der Sitzung 20.30 bis 22.35 Uhr

Vorsitzend
Prasident Ueli Haudenschild

Anwesend

Hans Peter Aeberhard
Michael Aebersold
Cristina Anliker-Mansour
Rania Bahnan Bliechi
Vinzenz Bartlome
Giovanna Battagliero
Thomas Begert

Peter Bernasconi
Henri-Charles Beuchat
Dieter Beyeler

Lea Bill

Manfred Blaser

Peter Buhler

Conradin Conzetti
Rithy Chheng

Philippe Cottagnoud
Dolores Dana
Bernhard Eicher
Susanne Elsener
Regula Fischer

Jan Fluckiger

Urs Frieden
Jacqueline Gafner Wasem
Simon Glauser

Entschuldigt
Kathrin Bertschy
Anastasia Falkner
Andreas Fluckiger

Vertretung Gemeinderat
Barbara Hayoz FPI

Entschuldigt
Alexander Tschappat PRD

Ratssekretariat
Annina Jegher, Ratssekretéarin
Franziska Meyer, Protokoll

60

Thomas Goéttin
Claude Grosjean
Beat Gubser
Leyla Gl

Erich J. Hess
Beni Hirt

Jimy Hofer
Natalie Imboden
Mario Imhof

Ueli Jaisli
Stefan Jordi
Ruedi Keller
Daniel Klauser
Michael Kopfli
Peter Kinzler
Claudia Kuster
Edith Leibundgut
Daniela Lutz-Beck
Ursula Marti
Corinne Mathieu
Claudia Meier
Christine Michel
Patrizia Mordini
Erik Mozsa

Kurt Hirsbrunner
Vania Kohli

Reto Nause SUE

Regula Rytz TVS

Beat Roschi, Ratsweibel
Hanni Reut, Telefondienst

Philippe Miller
Nadia Omar
Stéphanie Penher
Pascal Rub

Hasim Sancar
Emine Sariaslan
Martin Schneider
Rolf Schuler
Miriam Schwarz
Tanja Sollberger
Hasim S6nmez
Barbara Streit-Stettler
Luzius Theiler
Martin Trachsel
Aline Trede

Gisela Vollmer
Nicola von Greyerz
Peter Wasserfallen
Anne Wegmiller
Béatrice Wertli
Thomas Weil

Rolf Zbinden
Christoph Zimmerli
Beat Zobrist

Annette Lehmann
Anna Magdalena Linder

Edith Olibet BSS

Stadtkanzlei
Christa Hostettler



Protokoll Nr. 2 | Stadtratssitzung, 22. Januar 2009

Dringlicherklarungen

1. Der Stadtrat stimmt dem Antrag auf Dringlichkeit der Interpellation Fraktion FDP (Dolores
Dana): Ist die Murtenstrasse 26 ein guter Standort flir eine Drogenanlaufstelle? zu
(50 Ja, 2 Nein).

2. Der Stadtrat stimmt dem Antrag auf Dringlichkeit der Interpellation Fraktion SVPplus (Pe-
ter Biihler, SVP): Hallenbad Hirschengraben — Spielt der Gemeinderat einmal mehr mit
der Gesundheit von Berns Bevélkerung? zu (29 Ja, 26 Nein, 1 Enthaltung).

8 Motion Fraktion GB/JA!/GPB (Catherine Weber, GB/Simon Roéthlisberger,
JA!/Daniele Jenni, GPB) vom 30. Januar 2003: Berner Bahnhof: Stiihle und Banke
zuriick!: Abschreibung Punkt 1

Geschaftsnummer 04.000244 / 08/237

Gemeinderatsantrag
Der Gemeinderat beantragt dem Stadtrat, den erheblich erklarten Punkt 1 der Motion abzu-
schreiben.

Bern, 2. Juli 2008

FSU-Referentin Claudia Kuster (SP): Am 20. November 2003 wurde die vorliegende Richtli-
nienmotion erheblich erklart. In der Sitzung des 26. November 2005 hat der Stadtrat Punkt 2
und Punkt 3 der Motion abgeschrieben. Die Frist von Punkt 1 wurde bis zur Inbetriebnahme
des stadtischen Bahnhofteils verlangert. Der Antrag auf Fristverldngerung hat die FSU ge-
stellt. In Punkt 1 wird gefordert, dass genigend Sitzgelegenheiten im stadtischen Teil des
Bahnhofs geschaffen werden. Die Mehrheit der damaligen FSU war der Ansicht, dass dieser
Punkt nicht erfullt ist und nicht abgeschrieben werden kann, ausser wenn ersichtlich wird,
dass das Anliegen aufgenommen und in absehbarer Zeit umgesetzt wird. In der sanierten und
in Zwischenzeit eréffneten Christoffelunterfihrung gibt es keine Sitzplatze. Der Grund dafir
ist laut Gemeinderat, dass die Christoffelunterfihrung ein wichtiger Verkehrs- und Fluchtweg
ist. Bereits bei der Planung und Realisierung der Sanierung stand das Seelenheil der grossen
Mieterschaft im Vordergrund. Die Baubewilligung ist an strenge Brandschutzauflagen ge-
knUpft. So muss der 6ffentliche Durchgang der Christoffelunterfihrung frei von jeglichen mo-
bilen Einrichtungen, wie beispielsweise Aussenbestuhlungen oder Werbeplakatstdnder, gehal-
ten werden. Gemass der Brandschutzauflage der Geb&audeversicherung Bern missen alle
Fluchtwege und Ausgange stets freigehalten und jederzeit ungehindert begehbar sein. Die
ganze ChristoffelunterfUhrung gilt als Fluchtweg. Auch im neuen Bahnhofreglement ist das
Erschweren von Rettungs- und Fluchtwegen untersagt. Die Christoffelunterfiihrung wurde von
3’775 Quadratmeter auf 1’703 Quadratmeter reduziert. Aus gemeinderatlicher Sicht ist die
Sicherheit der vielen Menschen, die taglich die Christoffelunterfihrung frequentieren, das
oberste Gebot. Er ist der Meinung, dass genligend Sitzplatze fir Reisende und Wartende
gegeben sind, etwa mit dem Wartesaal im Bahnhof SBB oder den Banken auf den Perrons.
Die FSU folgt der Argumentation des Gemeinderats und empfiehlt dem Stadtrat Punkt 1 der
Motion abzuschreiben.

Zur Fraktionserklarung der SP/JUSO-Fraktion: Grundsatzlich besteht ein berechtigtes Bedurf-
nis, sich in der Christoffelunterfihrung einen Moment auszuruhen. Dieses Bedurfnis haben
nicht nur altere Menschen, schwangere Frauen oder Personen mit einer korperlichen Ein-
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schrankung. Der Weg vom Loeb bis zum Wartesaal SBB ist lang und kann nicht von allen mit
Leichtigkeit zurlckgelegt werden. Das bestreitet selbst der Gemeinderat nicht. Im Teil der
SBB gibt es nebst dem Wartesaal und auf den Perrons weitere Sitzmdglichkeiten beim Lift in
der grossen Bahnhofhalle. In der Unterfiihrung hat es bei den Geleisen Nischen mit Sitzgele-
genheiten. Der Stadtrat hat im Jahre 2003 der Fristverlangerung von Punkt 1 zugestimmt,
damit in der Planung und Sanierung der Christoffelunterfihrung Sitzgelegenheiten aktiv ein-
gebracht werden. Nun kénnen weder der Gemeinderat noch die Verwaltung nochvollziehbar
darlegen, wie sie dies gemacht haben. Es ist zu bezweifeln, ob sie Uberhaupt etwas gemacht
haben. Sie stutzen sich in ihrer Argumentation ausschliesslich auf den Sicherheitsaspekt oh-
ne darzulegen, ob beispielsweise der Bau von Nischenplatzen in der Unterfihrung gepruft
wurde. In der Christoffelunterfiihrung wurden extra Nischen fiir Geldautomaten gebaut. Dass
es in der alten Christoffelunterfihrung Sitzplatze gab, sah der Gemeinderat in seiner friheren
Argumentation nie als Sicherheitsrisiko im Sinne des Brandschutzes oder der Fluchtwege.
Laut verschiedenen Einschatzungen, unter anderem im Stadtrat, gab es bereits damals zu
wenige Sitzplatze. Auch wenn der Gemeinderat zu Bedenken gibt, dass es mit der Verkleine-
rung der Christoffelunterfihrung nun enger ist, kann er nicht ausreichend darlegen, weshalb
es keine Sitzmoglichkeiten gibt. Besonders dann, wenn das Anliegen in die Planung der Un-
terflihrung einfliessen konnte. Wurden uberhaupt alternative Sitzmdglichkeiten geprift? Wir
fragen uns, weshalb man nicht Uber fix installierte Sitzmoéglichkeiten nachgedacht hat, bei-
spielsweise Sitze, die nach oben klappen, wie Kinostihle. Laut Auskunft bei der Verwaltung
bestehen Klappstihle aus Kunststoff und entsprechen nicht der Brandschutzauflage. Die
Verwaltung kann aber nicht darlegen, dass sie diese Mdglichkeit Gberhaupt in Betracht gezo-
gen und geprift hat. Man muss ja auch nicht ganze Banke installieren. Sitzgelegenheiten fir
eine oder zwei Personen waren ausreichend. Fachpersonen hatten sicher noch andere ldeen,
die den Sicherheitsvorschriften entsprechen wirden. Stérend ist, dass es sehr wohl Stihle in
der Christoffelunterfiihrung gibt, aber natirlich nur fir kommerzielle Zwecke. Beim Restaurant
in der Unterfuhrung ist herausgestuhlt. Personen, die weder essen noch trinken wollen, durfen
sich nicht setzen. Weshalb sind dann diese Stihle kein Sicherheitsrisiko? Offenbar stellen
Stihle nur ein Sicherheitsrisiko dar, wenn kein kommerzieller Nutzen entsteht. Wir kdnnen
uns des Eindrucks nicht erwehren, dass der Gemeinderat ganz andere Argumentationen hat,
weshalb er keine Stlhle in der Unterfihrung will. Diese will er aber nicht darlegen. Der vorlie-
gende Antrag zeigt einmal mehr, was eine Richtlinienmotion wert ist, wenn sie etwas fordert,
dass der Gemeinderat nicht umsetzen will. Es liegt eine Uberwiesene Motion vor, eine deutli-
che Willensausserung des Parlaments und der Gemeinderat hat nichts unternommen. Aus
unserer Sicht wurde eine Chance verpasst, das Anliegen in die Planung und Sanierung ein-
zubringen und dafur Lésungen zu finden. Wir lehnen die Abschreibung ab, auch wenn wir
damit nur unserem Protest Ausdruck verleihen.

Fraktionserklarungen

Lea Bill (JA!) fur die GB/JA!-Fraktion: Wir haben schon letztes Jahr iber dieses Thema disku-
tiert. Sitzgelegenheiten werden in der Stadt Bern sukzessive entfernt. Ob die Banke aus si-
cherheitstechnischen Grinden entfernt werden wie in der Christoffelunterfiihrung oder aus
anscheinend asthetischen Grinden wie auf dem Bahnhofplatz ist egal. Tatsache ist, dass
unterschiedliche Menschen darauf angewiesen sind, ab und zu sitzen zu kdnnen. Altere Men-
schen, Personen mit kérperlicher Behinderung, oder solche, die mide von der Arbeit nach
Hause gehen, sollten Sitzgelegenheiten haben. Der Bahnhof wird auch als Treffpunkt genutzt
und das soll auch weiterhin mdglich bleiben. Er ist eben nicht nur eine Verkehrsdrehscheibe
oder ein Einkaufszentrum. Durch die Vergrésserung der Geschafte musste die Christoffelun-
terflhrung verkleinert werden. Aus diesem Grund missen Leute, die nicht gut unterwegs sind,
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im Stehen verschnaufen. Es kdnnen sich nicht alle Leute im Wartsaal der SBB aufhalten, wie
dies der Gemeinderat schreibt. In diesem Wartesaal dirfen sich nur Leute mit einem gultigen
Bahnbillet aufhalten. Andere Personen, beispielsweise die Grossmutter, die ihre Enkel abholt
oder Reisende, die mit dem Car nach Bern kommen, werden von der Securitas aus dem Saal
gewiesen. Angesichts dieser Tatsache, sind wir nicht bereit, dieser Abschreibung zuzustim-
men.

Rania Bahnan Biiechi (GFL) fir die GFL/EVP-Fraktion: Dieses Geschaft hat viele Emotionen
ausgeldst. Fir die einen ist das Thema Sicherheit das hochste Gebot, wahrend andere nebst
der Sicherheit auch die Bedirfnisse alterer Leute oder Menschen mit einer kdrperlichen Be-
hinderung bertcksichtigen. Wir teilen grundsatzlich die Ansichten der Motionare. Es besteht
sicher ein Bedlrfnis nach Sitzgelegenheiten. Deshalb haben wir damals auch die Motion von
Liselotte Lischer unterstitzt. Das Argument der Verwaltung, wonach sich altere Leute auch
ohne zu konsumieren im Café setzen kdnnen, ist wenig lberzeugend. Ob wirklich alle Mog-
lichkeiten vor der Bauphase geprift wurden, ist heute schwierig zu beurteilen. Trotzdem mus-
sen wir nach vorne schauen. Das Argument, dass die Christoffelunterfiihrung ein wichtiger
Verkehrs- und Fluchtweg ist, ist nachvollziehbar. Es ist verstandlich, dass der Gemeinderat
innerhalb dieses engen Korridors keine Sitzplatze will. Die Christoffelunterfiihrung ist nur eine
Maoglichkeit, um zu den Ziigen zu gelangen. Es gibt auch oberirdische Zugange zum Bahnhof.
Unter dem Baldachin gibt es Sitzgelegenheiten und in der Wartehalle der SBB kann man auch
sitzen. Aus unserer Sicht ist dies ein akzeptabler Kompromiss. Wir stimmen der Abschreibung
zu.

Einzelvotum

Jimy Hofer (parteilos): Sitzgelegenheiten sind gut und recht. Aber was nitzen die besten
Sitzgelegenheiten, wenn sie schon belegt sind. Wenn sonstige Besucher des Bahnhofs, wie
beispielsweise Randstandige, die weder reisen noch arbeiten, tagein tagaus die Sitzgelegen-
heiten in Beschlag nehmen und man sie nicht benutzen kann, sind sie tUberflissig.

Beschluss
Der Stadtrat stimmt der Abschreibung Punkt 1 der Motion zu (36 Ja, 26 Nein).

9 Motion Fraktion SVP/JSVP Roland Jakob, SVP): Ist die Ausbildungsqualitidt auch
bei den Volksschulleitungen sichergestellt?

Geschaftsnummer 08.000150 / 08/276

Seit dem 01.08.2007 sind die Schulkreise in der Stadt Bern von zuvor 18 auf neu 6 Schulkrei-
se zusammengelegt worden. Diese Zusammenlegung hat zur Folge, dass die Aufgaben der
Schulleitungen komplexer und anspruchsvoller geworden sind. Insbesondere da die Schullei-
tungen neu als operatives Organ das Tagesgeschaft der Schulkreise gestalten und fihren.
Diese Anspruchsvolle Aufgabe hat zur Folge, dass die Schulleitungen eine Schulleiterausbil-
dung bendtigen, um den Aufgaben und somit auch der erwarteten Qualitat ihrer Arbeit gerecht
zu werden. Es kann nicht sein, dass Schulleitungen die keine Ausbildung vorweisen kénnen,
durch eine Lohneinbusse, den fehlenden Qualitdtsanspruch kompensieren. Diese Situation
gilt es umgehend zu korrigieren, damit die Schulleitungen ihrem Qualitdtsanspruch gegentber
den Schilerinnen und Schiilern, Eltern, Lehrerinnen und Lehrern wie auch Behérden und Am-
tern gerecht werden.
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Wir fordern den Gemeinderat deshalb auf, dem Stadtrat eine Anderung des Schulreglements
vorzulegen, die eine Anstellung als Schulleiterin oder Schulleiter nur noch mit entsprechender
Zusatzausbildung zulasst. Die jetzigen Schulleitungen haben, wenn nicht bereits vorhanden,
die Zusatzausbildung umgehend nach zu holen.

Bern, 24. April 2008

Antwort des Gemeinderats
Der Gemeinderat verweist vorweg auf seine Antwort vom 24. Oktober 2007 auf die Interpella-
tion Fraktion GFL/EVP (Barbara Streit-Stettler, EVP): Sind die Schulleitungen ihren neuen
Aufgaben gewachsen? — Mit SRB 120 vom 28. Februar 2008 hat der Stadtrat von dieser
schriftichen Antwort Kenntnis genommen, die auch Uber den Ausbildungsstand der stadti-
schen Schulleitungen informiert.
Fur Lehrpersonen und Schulleitungsmitglieder gelten im ganzen Kanton dieselben Anstel-
lungsbedingungen. Diese sind wie auch der Berufsauftrag der Schulleitungen im Lehreran-
stellungsgesetz LAG und in der Lehreranstellungsverordnung LAV geregelt. Anstellungsbe-
horden der Schulleitungen sind die Schulkommissionen. Sie sind diesbezliglich an das LAG
gebunden, das eine abgeschlossene Schulleitungsausbildung nicht als zwingende Anstel-
lungsvoraussetzung vorsieht, kann diese doch auch nachgeholt werden. Die LAV sieht fur die
Zeit ab 1. August 2010 einen Gehaltsabzug von 10 Prozent vor fir Personen in Schullei-
tungsfunktionen, die bis dahin keine anerkannte Ausbildung abgeschlossen haben (Art. 102
LAV). Den Schulkommissionen obliegt es zu prifen, ob die Anforderungen erfillt sind bezie-
hungsweise sie einzufordern. Die Interessen der Stadt Bern als Tragerin der Schulen werden
durch die Direktion fur Bildung, Soziales und Sport (BSS) wahrgenommen, welche den Ausbil-
dungsstand der Schulleitungen periodisch abklart. Der Gemeinderat teilt die Meinung, dass
die Kompetenz der Schulleitungspersonen die Qualitat der Schulen wesentlich beeinflusst.
Die Stadt Bern ist sich der Bedeutung einer professionellen Schulleitung fir die Qualitat der
Schulen bewusst. Im Reglement vom 30. Marz 2006 Uber das Schulwesen (Schulreglement;
SR) und in den dazu gehdrenden Ausfiihrungserlassen sind die Anforderungen an die Schul-
leitungen so festgelegt, dass Professionalitat und hohe Qualitdt gewahrleistet werden. Artikel
39 des Schulreglements verlangt
- Schulleitungen, die so organisiert sind, ,dass sie ihre Fihrungsfunktion wahrnehmen
kénnen und den Ansprichen einer geleiteten Schule entsprechen®,
- dass ,in den Schulleitungen der fir diese Funktion erforderliche Sachverstand vertreten
sein“ muss;
- dass ,Personen mit Schulleitungsfunktion diese Funktion in der Regel mit einem Pen-
sum von mindestens 70 Prozent austiben® mussen.
Diese Bestimmungen zielen auf professionelle Schulleitungen hin und dienen der Qualitat der
Schule. Die Verordnung lber das Schulwesen (Schulverordnung; SV) verlangt zudem in Arti-
kel 6 von den Schulleitungen, dass sie ,Uber die ndtige Ausbildung und Erfahrung, sowie die
personlichen und fachlichen Voraussetzungen in Padagogik, Organisation, Fihrung und
Kommunikation* verfligen missen, und bestimmt zudem, dass die Volksschulkonferenz ein
entsprechendes Anforderungsprofil zu erlassen hat. Die Volksschulkonferenz hat dafir eigens
eine Arbeitsgruppe eingesetzt, deren Ergebnisse im laufenden Jahr erwartet werden.
Die Schulleiterinnen und Schulleiter der Stadt Bern verfigen — bei zwei Ausnahmen — alle
entweder Uber eine abgeschlossene Schulleitungsausbildung oder stehen (noch) in Ausbil-
dung. Neben der von der Padagogischen Hochschule Bern (PHBern) angebotenen und vom
Kanton anerkannten vollwertigen Fihrungsausbildung zur Schulleitung gibt es auch andere,
gleichwertige Ausbildungen. Zudem bietet die PHBern eine anerkannte Weiterbildung fur
Schulleitungspersonen an, die bereits in dieser Funktion tatig sind.
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Folgen fiir Finanzen und Personal: Keine

Fazit

Der Gemeinderat stellt fest, dass die berechtigten Anliegen der Motion bereits erfillt sind. Im
Schulreglement hat der Stadtrat vorgesorgt — soweit dies auf Gemeindeebene maéglich ist —
dass fehlende Kompetenzen nicht via Inkaufnahme von Lohneinbussen ,kompensiert® werden
kdnnen.

Antrag

Der Gemeinderat beantragt dem Stadtrat, die Motion erheblich zu erklaren und gleichzeitig
abzuschreiben.

Bern, 13. August 2008

Ueli Jaisli (SVP) in Namen der Motionare: Wir sind mit der Antwort des Gemeinderats grund-
satzlich einverstanden. Wir wollen die Motion aber noch nicht abschreiben. Der Motionar und
die SVP sind der Meinung, dass die Motion nicht abgeschrieben werden kann, bis alle Schul-
leiter eine Zusatzausbildung gemacht haben. Man kann nicht Schulleiter sein ohne oder wah-
rend einer Ausbildung. Wie kénnen wir sonst kontrollieren, dass die betreffende Lehrperson
diesen Lehrgang auch wirklich abschliesst?

Barbara Streit-Stettler (EVP) fur die GFL/EVP-Fraktion: Wie der Gemeinderat in seiner Ant-
wort erlautert, habe ich eine Interpellation zum gleichen Thema gestellt. Ich war damals mit
der Antwort des Gemeinderats zufrieden. Die Schulleiter haben bekanntlich grésstenteils eine
Ausbildung absolviert. Ab 2011 muss man sogar mit einer Lohneinbusse rechnen, wenn man
keine Ausbildung hat. Im Schulreglement ist einiges Uber das Schulleitungsprofil festgehalten.
Im Dezember 2008 wurde in einer Medienmitteilung berichtet, dass die Volksschulkonferenz
ein Anforderungsprofil fir die Schulleitungen festgelegt hat. Es ist also etwas geschehen. Die
BSS muss aber in dieser Sache weiterhin dran bleiben. Es zeigt sich immer wieder, dass
Schulleitungen mit der neuen Aufgabe als Personalchef Uberfordert sind. Hier braucht es un-
bedingt mehr Support und Begleitung. Es ist eine hohe Anforderung, plétzlich Chef der bishe-
rigen Kolleginnen und Kollegen zu sein. Man muss Mitarbeitergesprache fiuhren, Schulbesu-
che machen und ehemalige Kolleginnen und Kollegen qualifizieren und kritisieren. Da stellt
sich die Frage, ob die gangige Schulleitungsausbildung genigt oder ob es beispielsweise
noch Zusatzmodule in der Personalfihrung braucht. Wir bitten die BSS, hier noch genauer
hinzuschauen. Wir wissen nicht, in welchem Bereich die Schulkommissionsmitglieder ihre
Vorgesetzten-Position gegenuber der Schulleitung wahrnehmen kénnen. Die Schulkommissi-
onen tragen als Vorgesetzte eine grosse Verantwortung gegenuber der Schulleitung. Sie stel-
len sie an. Die Schulkommissionen beaufsichtigen, begleiten und entlassen Schulleiter. Das
ist eine professionelle Flihrungsaufgabe. Auch hier braucht es Schulung und Unterstitzung.
Es interessiert mich, inwiefern Schulkommissionen vom Schulamt in dieser Aufgabe unter-
stitzt und begleitet werden. Bei der Motion von Roland Jakob folgen wir dem Gemeinderat.

BSS-Direktorin Edith Olibet. Das Anliegen des Stadtrats ist auch jenes des Gemeinderats.
Auch wir wollen gut ausgebildete und qualifizierte Schulleitungspersonen. Im Jahre 2011
muss mit einer Lohneinbusse gerechnet werden, wenn man keine Ausbildung hat. Wie Barba-
ra Streit richtig bemerkt hat, hat die Volksschulkonferenz mitgeteilt, dass sie ein Anforde-
rungsprofil fir Schulleitungspersonen erlassen hat. Zu den Zusatzmodule in der Personalfiih-
rung: Die Stadt Bern hat die ganze Fihrungsausbildung fiir diese Personen neu aufgegleist.
Seit einer Woche laden wir Flihrungspersonen aus der Stadtverwaltung und den Schulleitun-
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gen flr eine eintagige Weiterbildung ein, damit sie die Fachpersonen und den Support kennen
lernen. Es haben bereits einige Schulleitungen teilgenommen. Wir werden auch in Zukunft die
Schulleitungen zu Fihrungskursen einladen, die die Personalfihrung behandeln. Auch die
Schulkommissionen haben als Vorgesetzte eine wichtige Funktion. Das Prasidium fihrt Mitar-
beiter- und Mitarbeiterinnengesprache durch. Eine Arbeitsgruppe der Volksschulkonferenz hat
mit der Schulamtsleiterin den Prozess der Anstellung angeschaut. Man hat auch erlautert,
was man alles machen muss, wenn es Schwierigkeiten gibt. Bis hin zur Entlassung hat man
festgehalten, auf welche Schritte man in diesen Situationen achten muss. Wir bleiben dran.
Das ist fur eine qualitativ hoch stehende Schule in der Stadt Bern enorm wichtig.

Erich J. Hess (JSVP): Wir teilen die Meinung des Gemeinderats. Ich mdchte Sie jedoch bitten,
diese Motion nicht abzuschreiben. Die Forderungen sind noch nicht erfillt. Rund ein Drittel
der Schulleiter haben diese Kurse noch nicht besucht. Wenn alle Schulleiter diese Kurse be-
sucht haben, kann man die Motion abschreiben.

Beschluss
1. Der Stadtrat erklart die Motion erheblich (42 Ja, 23 Nein, 2 Enthaltungen).
2. Der Stadtrat stimmt der Abschreibung der Motion zu (52 Ja, 12 Nein).

10 Bern Arena Stadion AG; Vertrédge uber die Leistungen betreffend 6ffentlichem
Eislauf fiir die Perioden vom 1. April 2008 bis 31. August 2009 (Ubergangs-
Langjahr) und vom 1. September 2009 bis 31. August 2013 sowie Ubertragung
der Aktien vom Finanz- ins Verwaltungsvermoégen

Geschaftsnummer 04.000021 / 08/367

Gemeinderatsantrag

1. Der Stadtrat genehmigt einen Verpflichtungskredit von Fr. 650 000.00 fiir das Ubergangs-
jahr 2008/09 als Abgeltung an die Bern Arena Stadion AG zu Lasten der Produktegruppe
380100 Betriebe Eis und Wasser.

2. Er genehmigt einen zweiten Verpflichtungskredit von Fr. 4 304 000.00 fir den durch die
Bern Arena Stadion AG in den Jahren 2009/10 bis 2012/13 sicherzustellenden 6ffentlichen
Eislauf in der PostFinance-Arena. Jahrlich werden Fr. 1 076 000.00, erstmals ab Budget
2009, zu Lasten der Produktegruppe 380100 Betriebe Eis und Wasser vergutet.

3. Dieser Beschluss fur die Verpflichtungskredite unterliegt dem fakultativen Referendum
nach Artikel 37 der Gemeindeordnung.

4. Der Stadtrat stimmt der Ubertragung der Aktien der Bern Arena Stadion AG zum Buchwert
von Fr. 4 954 000.00 vom Finanz- ins Verwaltungsvermdgen zu.

5. Der Gemeinderat wird mit dem Vollzug dieser Beschllisse beauftragt.

Bern, 15. Oktober 2008

Antrag Fraktion FDP

Im Vortrag des Gemeinderates und in den Leistungsindikatoren (Anhang zum Leistungsver-
trag) spricht man von einem Eigenwirtschaftlichkeitsgrad von 65%. Gemass Auskunft des
Sportamtes und der Bern Arena Stadion AG bezieht sich dieser Wert auf die Ertragsstruktur
der ganzen Bern Arena Stadion AG, also unter Berlcksichtigung der Mietertrage aus dem
Stadion.
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Die durch das Sportamt in Eigenregie betriebenen Eisanlagen weisen einen deutlich geringe-
ren Eigenwirtschaftlichkeitsgrad von 21-28% auf (siehe dazu auch Produktegruppenbudget
PG380100 Betriebe Eis und Wasser, Seite 376).

Dies erweckt den Eindruck, die mit dem vorliegenden Leistungsvertrag eingekauften Leistun-
gen seien deutlich gunstiger zu haben, als bei den stadteigenen Betrieben.

Um die Vergleichbarkeit zu gewahrleisten, winschen wir uns eine Berechnung des Eigen-
wirtschaftlichkeitsgrades, welcher auf dem reinen Eisbetrieb aufbaut:

Indikator Kommentar Einnahmen

b) Geschatzte Ertrdge aus dem offentlichen Eislauf mindestens Fr. 250'000.-

(Quelle: BEA bern expo AG)

C) Nettoertrage aus Schlittschuhvermietung gem. Leistungsvertrag Fr. 80'000.-

d) Nettoertrdge aus Garderobeneinnahmen gem. Leistungsvertrag Fr. 6'500.-

e) Nettoertrage aus Eislaufunterricht gem. Leistungsvertrag Fr. 5'000.-

f) Nettoertrage aus Vermietung von Eislaufhilfen Fr. 5'500.-
gem. Leistungsvertrag

g) Nettoertrage aus Warenverkaufe mindestens Fr. 1'000.-

Im Rahmen des Gesamtumbaus wird zusétzlich eine Buvette im
Bereich des 6ffentlichen Eislaufs eingerichtet. Deren Ertrdge sind
in der vorliegenden Schétzung noch nicht enthalten

X Nettoertrage genierte von Nutzerinnen und Nutzer Fr. 348'000.-
y Jahrliche stadtische Subvention (gem. Leistungsvertrag Art 7) Fr. 1'076'000.-
X+y Gesamtentschadigung Eislauf fir Bern Arena Stadion AG Fr. 1'424'000.-
i) Soll-Eigenwirtschaftlichkeitsgrad x [ (x+y) 24.44%

Wir stellen deshalb dem Stadtrat folgenden Anderungsantrag (neu=fett):

Anhang zum Leistungsvertrag ,Offentlicher Eislauf auf dem Areal der PostFinance-Arena“

i) Eigenwirtschaftlichkeitsgrad 25% *) 65%

Die Standards von b) bis g) sind die zu erwartenden Zahlen nach der Neuerdffnung der
PostFinance-Arena.

*) Definition Eigenwirtschaftlichkeitsgrad: Einnahmen aus Eintritten, Vermietungen,
Unterricht etc. (Indikatoren b-g) dividiert durch Gesamtentschadigung Eislauf ( Indi-
katoren b—g + jahrliche Subvention)

Antrag Fraktion GFL/EVP zum Leistungsvertrag: 2. Kapitel: Leistungen der AG Art. 4
Abs. 7 (neu): Die Eisfelder fiir den 6ffentlichen Eislauf (Ausseneisfeld und Trainingshal-
le) werden mit erneuerbaren Energien versorgt.

SBK-Referent Rolf Schuler (SP): Abgesehen von der Sturzgefahr ist Eislaufen eine sinnvolle
Freizeitaktivitat fur Kérper, Geist und Psyche, die eine gesundheitsfordernde Auswirkung mit
sich bringt. Der Gemeinderat handelt richtig, wenn er Eislaufen im Rahmen der Leistungsver-
trage erneuern will. Zum Geschaft: Damit die Eishockey-Weltmeisterschaft 2009 in der Stadt
Bern stattfinden kann, haben die HRS Hauser Rutishauser Suter AG (eine Finanzierungs- und
Beteteiligungs-AG), die Stadt Bern und die Bern Arena Stadion AG eine Garantieerklarung
unterzeichnet. Dadurch kann der Ausbau und die Sanierung durchgefihrt werden. Infolge der
Bau- und Sanierungsarbeiten konnte im Winter 2007/08 auf dem Ausseneisfeld kein 6ffentli-
ches Eislaufen angeboten werden. In einem Nachtrag zum Leistungsvertrag regelte der Ge-
meinderat die reduzierte Abgeltung fiir das Ubergangsjahr 2007/08. In der Saison 2008/09
hatte auch ein 6ffentliches Eislaufen angeboten werden kénnen. Eislaufen inmitten einer Bau-
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stelle ist aber nicht attraktiv. Daraufhin verzichtete der Gemeinderat auf die Forderung des
offentlichen Eislaufens auf dem Ausseneisfeld. Bedingung hierflr ist allerdings eine Einigung
zwischen dem Sportamt der Stadt Bern, der Bern Arena Stadion AG und der HRS Hauser
Rutishauser Suter AG. Anstelle der im Leistungsvertrag festgelegten Abgeltung von 1'050'000
Franken pro Kalenderjahr einigten sich die Parteien fur die Saison 2007/08 und 2008/09, dem
Ubergangsjahr, auf eine Abgeltung von 650'000 Franken. Diese Kosten sind im PGB 2009 des
Sportamts enthalten. Ein neuer Leistungsvertrag gibt es in der Periode vom 1. September
2009 bis zum 31. August 2013. Der neue Leistungsvertrag regelt die Zusammenarbeit zwi-
schen dem Sportamt und der Bern Arena Stadion AG. Zum Umfang, der Qualitdt und dem
Preis der Leistung: Mit dem Vertrag bietet die Stadt der Bevolkerung die Mdglichkeit, sich auf
dem Areal der PostFinance-Arena auf einem Ausseneisfeld, sowie in der Trainingshalle sport-
lich zu betatigen. Der Vertrag regelt das Recht fir die Bern Arena Stadion AG, diese Aufgabe
an Dritte zu ubertragen. Art. 4 halt fest, dass die vereinbarte Eisflache, also das Ausseneis-
feld und die Trainingshalle, der Bevdlkerung zur sportlichen Betatigung offen stehen. Ausser-
dem gibt es eine Abgeltung fur den Spitzensport des SC Berns. Die Mindestoéffnungszeiten
und die Eintrittspreise sind geregelt und identisch mit andern stadtischen Kunsteisbahnen.
Art. 5 regelt die Informationspflicht in Bezug auf Saisonstart und Saisonende. Art. 6 regelt die
Zusammenarbeit der Vertragsparteien in den Bereichen Eislaufunterricht in der Schule, im
freiwilligen Schulsport und die Ferienkurse wahrend der Schulzeit. Er regelt auch den ,Sport
fur Alle“, die Eintrittspreise, die Saisondauer und die Mindest6ffnungszeiten. In Art. 7 wird
festgelegt, dass die Stadt fur diese Leistung der Bern Arena Stadion AG jahrlich 1'076'000
Franken entrichtet. Dies entspricht einer Steigerung von 2,48 Prozent. Diese Steigerung wird
mit der Teuerung begriindet. Der Leistungsvertrag regelt Uberschiisse und Fehlbetrage, die
Buchfuhrungspflicht, das Einsichtsrecht der Stadt, die Rickerstattungspflicht bei Leistungs-
stérungen und die Verhandlungspflicht bei Konflikten. Eine Vereinbarung ist auch, dass eine
Konventionalstrafe von 10'000 Franken bezahlt werden muss, wenn der Vertrag aufgeldst
wird. Zur Beurteilung des Geschafts: Wahrend der Umbauphase wurde die Abgeltung der
Leistung von 1’050'000 Franken auf 650'000 Franken reduziert. Damit wurde die baubedingte
Einschrankung des Eislaufbetriebes angemessen abgegolten. Der neue Leistungsvertrag ent-
spricht weitgehend der bisherigen Regelung. Die massvolle Erhéhung der Leistungsabgel-
tung von 1'050'000 Franken auf 1076'000 Franken ist angemessen und vertretbar. In der SBK
wurde das Geschéaft noch in der letzten Legislatur behandelt. In der Kommission wurde die
Frage der Eigenwirtschaftlichkeit diskutiert. Der Gemeinderat hat erklart, dass es infolge der
verschiedenen Akteure des Spitzen- und Breitensports schwierig ist, verbindliche Aussagen
Uber die Eigenwirtschaftlichkeit einzelner Betriebszweige zu machen. Pascal Rub hat in die-
ser Frage mit der Verwaltung Kontakte gepflegt und wird lhnen im Zusammenhang mit dem
Antrag der FDP noch einiges zu sagen haben. Die SBK beantragt dem Stadtrat das Geschaft
mit 6 Ja zu 0 Nein Stimmen, bei 4 Enthaltungen zur Annahme.

Fraktionserklarungen

Pascal Rub (FDP) fir die FDP-Fraktion: Wir befirworten die Forderung des 6ffentlichen Eis-
laufes. Investitionen in die Jugend und die Gesundheit zahlen sich aus. Es ist besser, wenn
die Jugend Schlittschuhlaufen geht als an ein Botteldn. Eislauf ist aber teuer. Der vorliegende
Leistungsvertrag lenkt etwas davon ab, insbesondere dann, wenn er von einem Kostende-
ckungsgrad von 65 Prozent spricht. Weil ich dies nicht glauben konnte, habe ich zum Ta-
schenrechner gegriffen und bin auf folgendes gestossen: Es ist geplant, in der neuen Anlage
jahrlich 64'000 Eintritte zu realisieren. Jeder Eintritt kostet den Betreiber in der Kostenrech-
nung 21 Franken. Das ist fast gleichviel wie ein Kinoeintritt mit Popcorn. Die Nutzer bezahlen
vom betreffenden Betrag nur etwa vier Franken, namlich durch den Eintritt. Jeder Eintritt wird
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von der Stadt Bern mit 17 Franken subventioniert. Das ist etwa gleichviel wie ein Kinoeintritt
ohne Popcorn. Es ist uns lieber, dass sich die Jugend auf der Eisbahn aufhalt als im Kino.
Dort ertlichtigt sie sich kdrperlich. Deshalb sind wir bereit, diesen Betrag zu sprechen. Wir
glauben, dass es madglich ist, das Angebot noch glinstiger anzubieten. Ausserdem kann die
Realisation zwischen den Eintrittspreisen und den Vollkosten verbessert werden. Das gilt so-
wohl fur die stadteigenen Eisbahnen, wie auch fir jene, die wir Uber den Leistungsvertrag
einkaufen. Um dies zu erreichen, muss man den Leistungsvertrag transparent machen und
die Kennzahlen richtig rechnen. Aus diesem Grund liegt Ihnen nun mein Anderungsantrag als
Tischauflage vor. Ich verzichte darauf, die Argumentation zu wiederholen. Diese Anderung ist
nach langeren Gesprachen mit der Verwaltung, dem Sportamt und der Bern Arena Stadion
AG erfolgt. Hoffentlich kann uns Gemeinderatin Edith Olibet sagen, wie sie diese Anderung
aufgenommen haben. In diesem Leistungsvertrag gibt es noch andere Punkte, die uns eher
sauer aufstossen. Kurz vor Weihnachten hat der Gemeinderat das Sportamt beauftragt, den
Gesamtbetrieb und das Anlagekonzept fir Eis- und Wasseranlagen auszuarbeiten. Das Kon-
zept soll im Fruhling vorliegen. Wir haben erwartet, dass ein solches Konzept vorliegt, bevor
man einen funfjdhrigen Leistungsvertrag abschliesst, der uns notabene finf Millionen Franken
kostet. Wir verstehen nicht, weshalb der Leistungsvertrag mit der Bern Arena Stadion AG
abgeschlossen wurde. Die Leistung wird ndmlich von der BEA bern expo erbracht. Dies tragt
nicht gerade zur Transparenz des Vertrages bei. Vor einer Woche haben wir erfahren, dass
man das Eisfeld auf dem Bundesplatz in Zukunft eventuell weiter betreibt. Urspriinglich wurde
das Eisfeld als Ausweichmdglichkeit geschaffen, weil man letzten Winter in der Bern Arena
nicht Eislaufen konnte. Unter dem Gesichtspunkt der Eishockey WM ist alles in Ordnung. Im
Gegensatz zum Eis auf dem Trottoir freuen wir uns Uber das Eis auf dem Bundesplatz. Wir
muissen aber vermeiden, dass dieses Angebot alle andern Eisanlagen konkurrenziert. Es wa-
re schade, wenn die Leistungserbringer ihre Kennzahlen nicht erreichen kénnten und damit
die Wirtschaftlichkeit anderer Eisfelder schlechter wird. Aus diesen Griinden ware es sympa-
thischer, wenn man den jetzigen Leistungsvertrag auf beispielsweise zwei Jahre befristen
wurde. Wenn das neue Konzept vorliegt, kbnnte man dann den Vertrag abschliessen. Wir
wollen dieses Geschaft in diesem Sinne nicht zurlickweisen. Wir stimmen dem Geschaft mit
diesen Anderungswiinschen zu.

Cristina Anliker-Mansour (GB) fur die GB/JA!-Fraktion: Wir danken dem Gemeinderat fir sei-
nen Vortrag. Wir sind erfreut, dass sich Kaufer fir das Stadion finden liessen, die es fir sei-
nen eigentlichen Wert gekauft haben. Es ist schdn, dass man dieses vor der Eishockey Welt-
meisterschaft 2009 umbaut. Aufgrund dieser Tatsache kann die Stadt Bern die Eishockey
Weltmeisterschaften 2009 durchfuhren. Die Stadt ist auch die Gastgeberin der Europameis-
terschaft Eiskunstlauf im Jahre 2011. Sport ist aus unserer Sicht sehr wichtig. Er fordert die
Gesundheit und hat eine praventive Wirkung. Durch den Leistungsvertrag mit der Bern Arena
Stadion AG stellt die Stadt einen weiteren Standort fir den 6ffentlichen Eislauf und den Brei-
tensport Eishockey zur Verfugung. Der Vertrag regelt die Leistung der AG gegenuber der
Stadt. Er regelt auch die Offnungszeiten und die Zusammenarbeit im Bereich Eislaufunterricht
in der Schule, im freiwilligen Schulsport, in Ferienkurse oder in ,Sport fir Alle”. Bisher haben
12'000 Personen die Eisbahn auf dem Bundesplatz besucht. Dies zeigt, dass diese Bewe-
gungsform bei der Bevolkerung sehr beliebt ist. Deshalb ist es wichtig, dass die Stadt Bern
Uber geniigend Eisbahnen verfligt. Aus diesen Griinden werden wir den Antrédgen im Vortrag
zustimmen. Mit dem Antrag der FDP kann man eigentlich nichts verdndern. Der Leistungsver-
trag kann nicht verandert werden. Die FDP kann hoéchstens im Budget fiir das nachste Jahr
versuchen, die Kennzahl zu andern. Ich verstehe nicht, weshalb dieser Antrag jetzt vorliegt.
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Simon Glauser (SVP) fir die SVPplus-Fraktion: Rolf Schuler und Pascal Rub haben das An-
gebot bereits erlautert. Auch wir werden uns nicht gegen ein gutes Breitensportangebot weh-
ren. In der Kommission haben wir uns aus den Griinden enthalten, die Pascal Rub nun darge-
legt hat. Die Eigenwirtschaftlichkeit von 65 Prozent ist nicht transparent und stimmt nicht mit
den Angaben Uberein. Wir unterstitzen den Antrag von Pascal Rub. Zu Cristina Anliker: Der
Gemeinderat ist bereit, den Leistungsvertrag entsprechend zu andern. Das ist kein Problem.
Vielleicht kénnte man beispielsweise mit einem Ticketaufdruck darauf hinweisen, dass die
Stadt Bern den Besucherinnen und Besuchern mit ihrer grosszigigen Unterstiutzung glnstige
Eintrittspreise ermdglicht hat. Das wurde sich sicher auch bei anderen Eisbahnen anbieten,
die durch die Stadt subventioniert und betrieben werden. Wenn man Preisvergleiche macht,
stellt sich schon die Frage, ob private Anbieter nicht glinstiger wirtschaften kdnnten. Nun
muss der Gemeinderat, wenn das Konzept vorhanden ist, die eine oder andere Abklarung
machen. Wir unterstitzen den Antrag fir den Leistungsvertrag sowie den Antrag der FDP-
Fraktion. Den Antrag der GFL/EVP-Fraktion unterstiitzen wir nicht. Wir sind nicht grundsatz-
lich gegen erneuerbare Energien, aber da sind Sie fur einmal zu spat mit Ilhrem Antrag. Viel-
leicht kénnten Sie ihn andern, damit der Gemeinderat in einer weiteren Periode prifen muss,
ob man mit erneuerbaren Energien etwas machen kann.

Peter Kiinzler (GFL) fur die GFL/EVP-Fraktion: Es geht darum, dass der 6ffentliche Eislauf in
der Stadt Bern weiterhin gewahrleistet wird. Das ist auch uns ein Anliegen. Das ist eine teure
Angelegenheit, bei der die Preisfrage nicht transparent ist. Wir stimmen dem Antrag der FDP
zu. Ausserdem ist dies eine sehr energieintensive Sache. Wir sind mit unserem Antrag wirk-
lich ein wenig spat. Es hat uns erstaunt, dass eine Stadt mit einer nachhaltigen Energiepolitik,
diese im Leistungsvertrag nicht berlcksichtigt. Deshalb haben wir den Antrag gestellt. Wir
sehen nicht genau, wie dieses Vorhaben mit der Strategie Eis und Wasser tUbereinstimmen
kann, die hoffentlich einen Energieteil enthalt. Eigentlich sollte man einen solchen Leistungs-
vertrag auf zwei Jahre befristen und wenn die Strategie Eis und Wasser vorliegt, Erganzun-
gen machen. Dies entspricht auch den Uberlegungen von Pascal Rub. Wir werden das Ge-
schaft und den Antrag der FDP unterstitzen.

Erik Mozsa (GFL): Man kann den Zusatzantrag nicht in dieser Form stellen, weil der Leis-
tungsvertrag nicht geandert werden kann. Es ist erstaunlich, dass der Gemeinderat keine e-
nergietechnischen Uberlegungen gemacht hat. Wir ziehen unseren Antrag zuriick.

BSS-Direktorin Edith Olibet: Der Gemeinderat unterbreitet dem Stadtrat zum zweiten Mal ei-
nen vierjahrigen Leistungsvertrag mit der Bern Arena AG. Die Formulierung des Eigenwirt-
schaftlichkeitsgrads im Leistungsvertrag ist dieselbe wie beim letzten Vertrag. Das Anliegen
von Pascal Rub fiir eine Verbesserung des Kostendeckungsgrades ist auch unseres. Man
muss immer schauen, dass man den Kostendeckungsgrad verbessern kann. Im Sportbereich
gibt es bezlglich der Eintrittspreise Grenzen. Es stellt sich die Frage, ob es wichtiger ist, dass
sich die Leute bewegen oder ob der Kostendeckungsgrad der Anlage hoch ist. Dies muss
man gegeneinander abwagen. Man muss alle anderen Mdéglichkeiten ergreifen, um den Kos-
tendeckungsgrad zu erhdéhen. Sportanlagen sind defizitar. Dabei wird sehr viel ehrenamtliche
Arbeit geleistet und viele Jugendliche finden in Sportanlagen einen Ort, wo sie ihre Freizeit
gestalten kdnnen. In Sportanlagen bewegen sich Menschen jeder Generation. Beim Konzept
Eis und Wasser geht es um die stadtischen Anlagen. Diese sind in die Jahre gekommen. Bei
den stadtischen Eisbahnen Weyermannshaus und Ka-We-De sowie bei den Hallenbadern
stellt sich dieses Problem. Bei diesem Konzept wird eine Arbeitsgruppe eingesetzt, die alle
relevanten Faktoren anschaut wie zum Bespiel den baulichen Zustand. Heute ist auch der
neue Leiter des Sportamts, Roger Schnegg, anwesend. Die Bern Arena Stadion AG wird bei
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diesem Konzept nicht miteinbezogen, weil sie keine stadtische Anlage ist. Wenn man in vier
Jahren Uber einen nachsten Kredit, beziehungsweise einen weiteren Leistungsvertrag spricht,
hat man auch die Erkenntnis, was mit den stadtischen Anlagen geschieht. Das Eisfeld auf
dem Bundesplatz ist eine grosse Attraktion. Wir wissen noch nicht, ob wir sie nachstes Jahr
wieder machen. Diese Eisbahn wird vor allem Uber Sponsoring finanziert. Zum Antrag der
FDP: Der Antrag wurde mit den Leistungsvertragspartnern besprochen. Dabei wird der Ei-
genwirtschaftlichkeitsgrad anders berechnet. Wir kbnnen diesen Antrag problemlos in den
Leistungsvertrag einbauen. In diesem Sinne empfehle ich dem Stadtrat, den Antrag der FDP
anzunehmen. Ich bitte Sie auch den Antragen des Gemeinderats zuzustimmen.

Beschlisse
1. Der Stadtrat stimmt dem Antrag der FDP-Fraktion zu (67 Ja, 0 Nein, 2 Enthaltungen).
2. Der Stadtrat stimmt dem bereinigten Geschaft zu (69 Ja, 0 Nein, 2 Enthaltungen).

1 Motion Fraktion SP/JUSO /Margrith Beyeler-Graf/Raymond Anliker, SP) vom 14.
August 2003: Neubau von einfachem, sehr giinstigem Wohnraum in der Stadt
Bern; Abschreibung Punkt 1

Geschaftsnummer 04.000152 / 08/365

Gemeinderatsantrag
Der Gemeinderat beantragt dem Stadtrat, den erheblich erklarten Punkt 1 der Motion abzu-
schreiben.

Bern, 3. September 2008

Anderungsantrag der Kommission fiir Finanzen, Sicherheit und Umwelt (FSU)
Die Abschreibung von Punkt 1 der Motion wird abgelehnt; die Frist zur Erfallung von Punkt 1
der Motion wird bis Ende 2010 verlangert.

FSU-Referent Peter Bernasconi (SVP): Heute diskutieren wir nicht Gber den Inhalt der Motion,
sondern Uber die Abschreibung von Punkt 1. Die Stadt soll glinstigen Wohnraum zur Verfu-
gung stellen und férdern. Ausserdem soll der Gemeinderat dem Stadtrat eine Kreditvorlage
far einen Wettbewerb unterbreiten. Nun hat der Gemeinderat den Wettbewerb bereits durch-
gefuhrt und sieht Punkt 1 der Motion als erflillt an. Das konnte er auch, da es in seiner Kom-
petenz liegt, Kredite zu sprechen. Es handelt sich um das Grundstiick zwischen der Mutach-
strasse und der Schlossstrasse, welches heute fur Familiengarten genutzt wird. Wenn man
die Uberbauung realisieren will, muss das Gebiet umgezont werden. Bei der Bevélkerung gibt
es diesbeziglich eine gewisse Opposition. Die Kommission ist der Ansicht, dass man Punkt 1
nicht abschreiben soll, bis das Gebiet umgezont wird. Wird der Umzonung nicht zugestimmt,
ist die Forderung der Motionare nicht erfllit.

Zur Fraktionserklarung der SVPplus-Fraktion: Punkt 1 der Motion soll noch nicht abgeschrie-
ben werden. Wir sind der Meinung, dass keine weiteren Planungen oder Anstrengungen un-
ternommen werden sollten, bis die Bevdlkerung uber die Umzonung abgestimmt hat. Eine
Mitwirkung hat bis Ende 2008 stattgefunden und ist nun abgeschlossen. Das Resultat ist mir
nicht bekannt.

Fraktionserklarungen
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Rania Bahnan Biiechi (GFL) fir die GFL/EVP-Fraktion: Wir lehnen den Antrag zur Abschrei-
bung von Punkt 1 ab. Fir eine Abschreibung ist es zu frih, da das Projekt zuwenig fortge-
schritten ist. Es gibt viele offene Fragen. Es ist beispielsweise nicht Uberzeugend, dass die-
ses Areal das einzige der Stadt Bern sein soll, wo man ginstigen Wohnraum realisieren kénn-
te. Das Gebiet ist umstritten und das Projekt muss vorsichtig angegangen werden. Die Forde-
rung nach Niedrig-Standard-Wohnraum wurde noch nicht verwirklicht. Ausserdem hat noch
kein Wettbewerb stattgefunden.

Michael Aebersold (SP) fur die SP/JUSO-Fraktion: Wir stimmen dem Antrag auf Verldngerung
von Punkt 1, den die Kommission gestellt hat, zu. Es ist ein zentrales und wichtiges Thema
der Wohnbaupolitik. Das ist der erste Vorstoss in der neuen Legislatur zu diesem Thema.
Deshalb habe ich noch folgende Bemerkungen: Es besteht ein Bedurfnis nach mehr Wohn-
raum und es gibt einen Trend zurlick in die Stadt. Es ist wieder attraktiv, in der Stadt zu woh-
nen. Das muss man férdern. Da haben wir wahrscheinlich ein gemeinsames Interesse. Bei
diesem Geschaft geht es um ein Niedrig-Standard-Wohnraum Projekt. Beim nachsten Trak-
tandum werden wir Uber einen Neubau im Stéckacker und nachsten Donnerstag tber die Mut-
achstrasse diskutieren. Die Stadt kann und muss handeln und das Bauland ist begrenzt. Wir
kénnen verdichten, beispielsweise bei der Kehrichtsverbrennungsanlage KVA oder beim
Tramdepot Burgernziel. Es geht auch darum, neue Flachen zu erschliessen. Das wird span-
nende Diskussionen geben. Das Gebiet bei Oberbottigen ist vielleicht nicht so umstritten. Wir
werden wieder Uber das Viererfeld diskutieren und auch die Manuelmatte kénnte ein Thema
sein. Es geht um ein vielfaltiges Angebot im Wohnbereich. In einem Papier haben wir ge-
schrieben, dass uns teurer Wohnraum auch wichtig ist, um fur gute Steuerzahler attraktiven
Wohnraum zu erschliessen. Das generiert neue Mittel, die man in andere Bereiche investieren
kann. Ein solcher Bereich ist auch die Niedrig-Standard-Bauweise, wie wir sie auch hier wol-
len. Die Grundlagen sind vorhanden, es gibt einen Wettbewerb, eine Mitwirkung und eine
Volksabstimmung. Es ist noch nicht an der Zeit, diese Motion abzuschreiben. Ich bitte Sie, die
Motion nicht abzuschreiben.

Einzelvotum

Luzius Theiler (GPB): Rund ein Drittel der Bevdlkerung gehort nicht zum Mittelstand und ist
wirtschaftlich nicht wahnsinnig gut situiert. Diese Menschen haben wirklich Mihe, auf dem
Wohnungsmarkt eine Wohnung zu finden, insbesondere in der Stadt Bern. Ich finde es bemd-
hend, wenn auch von den Linken Wohnungen fir den Mittelstand gefordert werden. Mit-
telstand ist ein Codewort fur gehobene Anspriche und Preise. Preise, die nicht alle Bernerin-
nen und Berner zahlen kénnen. Diese Motion ist sehr gut und gescheit. Wir werden auch beim
nachsten Traktandum die Gelegenheit haben, zu bekennen, ob uns auch etwas daran liegt,
dass Leute, die nicht zum Mittelstand gehéren, Wohnraum finden kénnen. Die Motion hat mit
der Mutachstrasse und den Schrebergarten Uberhaupt nichts zu tun. Das ist ein kinstlich kon-
struierter Zusammenhang. Die Schrebergarten sind die letzten griinen Oasen dieser Gegend.
Deshalb ist die Uberbauung sehr umstritten. Ich habe den Eindruck, dass man die Akzeptanz
dieser Uberbauung erhéhen will, indem man betont, dass dies der einzige Ort in der Stadt
Bern sei, wo man preisgliinstige Wohnungen bauen kann. Der Bau preisglinstiger Wohnungen
ist aber Uberhaupt... (Unterbrechung)

Der Vorsitzende weist Luzius Theiler zurecht, nur Gber die Abschreibung, nicht aber tber den
Inhalt der Motion zu sprechen.
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Luzius Theiler (GPB) setzt sein Votum fort: ...nicht garantiert. Im Entwurf zum Zonenplan
steht kein Wort dariber. Deshalb ist umso wichtiger, dass man diese Motion aufrecht erhalt.
Es gibt andere Gebiete, wie beispielsweise in Brinnen oder in der Lorraine, wo man preis-
gunstige Wohnungen bauen kénnte — wenn man will.

FPI-Direktorin Barbara Hayoz: Die Forderung nach glinstigem Wohnraum, ist so alt wie die
Geschichte des modernen Stadtebaus. Der Begriff ,gunstiger Wohnraum® wird oft willkurlich
verwendet. Jeder hat eine andere Vorstellung und in diesem Sinne gehen auch die Definitio-
nen weit auseinander. Es ist ein Begriff fir Wohnungen, deren Mieten deutlich unter den
marktiblichen Durchschnittswerten liegen. Diese Wohnungen sind in der Regel alt und wer-
den an Mieterinnen und Mieter abgegeben, die aufgrund ihres Einkommens oder ihrer person-
lichen Situation dringend auf solche Wohnungen angewiesen sind. Die Erhaltung von gunsti-
gem Wohnraum basiert auf der Balance zwischen Instandhaltung und Erneuerung. Der stadti-
sche Fonds fir Boden- und Wohnbaupolitik hat nicht nur den Auftrag, Wohnraum fiir die ver-
schiedenen Wohnbedurfnisse der Stadtbernerbevélkerung zu schaffen, sondern auch die
Wirtschaftlichkeit der stadtischen Liegenschaften langerfristig zu sichern. Das kann nur ge-
wahrleistet werden, wenn man nebst der Erhaltung von ginstigem Wohnraum in Altliegen-
schaften auch auf umfassende Sanierungen, Verdichtungen und Neubauten setzt. Sonst droht
eine Uberalterung des Liegenschaftsbestands, was die nadchste Generation zwingen wird,
einen betrachtlichen Teil der stadtischen Liegenschaften auf einen Schlag zu erneuern. Damit
wird in grossem Masse gunstiger Wohnraum zerstért. Es ist hinlanglich bekannt, dass das
stadtische Liegenschaftsangebot bereits heute Uberaltert ist. Das wirkt sich auch auf die
Mietpreise aus. Obwohl im Jahre 2001 kostendeckende Mieten eingefiihrt wurden, liegt das
Mietpreisniveau der stadtischen Wohnungen im Fonds, gegeniber den Marktpreisen, tber 20
Prozent tiefer. In Zahlen dargelegt bedeutet dies, dass wir im Jahre 2000 von gesamthaft
1995 Wohnungen 788 im untersten Segment hatten. Wir hatten also 39, 5 Prozent der stadti-
schen Wohnungen, im Segment des preisgunstigen Wohnungsbaus. Heute sind es 67,7 Pro-
zent, weil wir einen Aufholbedarf bei den Sanierungen haben. Die Stadt Bern bietet in gros-
sem Umfang giinstigen Wohnraum an und leistet auch einen riesigen Aufwand, um diesen zu
erhalten. Wir wollen uns, obwohl wir diesbezuglich ein grosses Portfolio haben, weiterhin fur
gunstigen Wohnraum in einem grésseren Umfang einsetzen. Deshalb haben wir auch diese
Planung vorangetrieben. Es wurden sehr viele Anstrengungen unternommen und die Mitwir-
kung ist abgeschlossen. Nun werden wir den Wettbewerb aufgleisen. Der Kredit ist im Ubri-
gen noch nicht gesprochen. Wir werden ihn sprechen, sobald die Ergebnisse zur Mutachstas-
se vorliegen. Diejenigen, die die Mutachstrasse oder diesen Perimeter als ungeeignet erach-
ten, méchte ich bitten, Vorschlage zu machen und uns aufzuzeigen, wo wir bauen sollen,
wenn nicht dort. Wir sind flr konstruktive Vorschlage offen. Nicht wahnsinnig intelligent ist der
Vorschlag von Brinnen. Dort sind die Infrastrukturkosten so hoch, dass wir keine Chance
haben, glinstigen Wohnraum zu schaffen. Respektieren Sie bitte, was in der Vergangenheit
alles getan wurde und was auch in Zukunft gemacht wird. Ich bitte Sie, Punkt 1 der Motion
abzuschreiben.

Beschluss

1. Der Stadtrat lehnt die Abschreibung von Punkt 1 der Motion ab (17 Ja, 50 Nein).
2. Die Frist zur Abschreibung der Motion wird bis Ende 2010 verlangert.
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12 Motion Luzius Theiler (GPB): Stockacker Siid: Sanierung oder Abriss und Er-
satzneubau? Der Stadtrat soll entscheiden!

Geschaftsnummer 08.000154 / 08/373

In einer Medienmitteilung der Direktion fur Finanzen, Personal und Informatik vom 22. Januar
2008 wird der Abriss der Siedlung u.a. wie folgt begrindet:

,Eine von der Betriebskommission des Fonds in Auftrag gegebene Studie kam zum Schluss,
dass eine umfassende Sanierung der Siedlung sich wirtschaftlich nicht rechnet®. Die Studie
des renommierten Planungs- und Stadtentwicklungsbiros Metron dussert sich jedoch viel
differenzierter. Metron empfiehlt, ,im Konsens mit der Auftraggeberin und der Projektleitung®,
Szenario 1 oder 3 weiterzuverfolgen. Bei Szenario 1 wiirde die Siedlung durch wenige geziel-
te Eingriffe aufgewertet und energetisch verbessert. Bei Szenario 3 hingegen wurde die Sied-
lung abgebrochen und neu aufgebaut.

Ebenfalls im Widerspruch zu den veréffentlichten Informationen wird der von der Denkmal-
pflege als erhaltenswert eingestuften Siedlung auch von der Metron gute Noten erteilt: Sie
attestiert der bestehenden Uberbauung u. a. ,grossziigige Siedlungsqualitat, ,gute nutzungs-
neutrale Grundrisse” und ,prazise Architektursprache®. Die Siedlung sei ,von grosser sozial-
geschichtlicher Bedeutung® und ,ein wichtiger Zeuge des Quartierlebens der spaten 40-er und
frihen 50-er Jahre®.

Die heutige Siedlung bietet Mietpreise von 650 bis 800 Franken fiir eine Dreizimmerwohnung.
Mit einem Abbruch der Siedlung wirden die Mietpreise fir eine vergleichbare, allerdings et-
was grdssere und komfortablere Wohnung beinahe verdoppelt. Wohnungen mit glnstigen
Mietpreisen, fir die in Bern eine besonders grosse Nachfrage besteht, wirden damit ver-
schwinden. Mit einem Neubau kdnnten auf der anderen Seite héhere energetische Standards
realisiert werden.

Ein gewisser Konflikt zwischen sozialen und 6kologischen Zielsetzungen ist damit gegeben.
Allerdings werden auch innovative Konzepte entwickelt, beide Anspriche mdglichst miteinan-
der zu vereinen. Da etwa 15'000 Wohnungen oder fast ein Viertel aller Wohnungen in der
Stadt Bern aus der Periode zwischen 1947 und 1960 stammen ist es vollig undenkbar, diese
alle abzureissen. So lohnt sich der etwas gréossere Aufwand, auch Alternativen zum Neuauf-
bau von Stdéckacker-Sud weiterzuverfolgen. Auch Kombinationen, etwa die Erganzung der
heutigen Siedlung durch Neubauten entlang des Bahngeleises, sind denkbar. So kénnen
Stadtrat und Volk spater in Kenntnis der Vor- und Nachteile der verschiedenen Lésungsvor-
schlage entscheiden.

Der Gemeinderat wird beauftragt, dem Stadtrat als zustandigem Organ fir den Bauentscheid
einen Projektierungskredit zur Durchfihrung eines offenen Architekturwettbewerbes zur Erar-
beitung von Projektvarianten (Sanierung der Siedlung Stéckacker-Sud, Neuaufbau oder Kom-
bination dieser Varianten) zu unterbreiten.

Bern, 24. April 2008

Antwort des Gemeinderats

Soweit der Gegenstand der Motion im Bereich der gemeinderatlichen Zustandigkeit liegt,
kommt der Motion der Charakter einer Richtlinie zu. Laut Artikel 6 des Reglements Uber die
Boden- und Wohnbaupolitik der Stadt Bern vom 20. Mai 1984 (Fondsreglement; FRBW; SSSB
854.1) und Artikel 19 Absatz 2 der Organisationsverordnung zum Reglement Uber die Boden-
und Wohnbaupolitik der Stadt Bern vom 5. Juni 1996 (Fondsorganisationsverordnung; FBWO;
SSSB 854.12) sehen die Finanzkompetenzen fir finanzielle Verpflichtungen des Fonds fir
Boden- und Wohnbaupolitik (Fonds) wie folgt aus:
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- bis Fr. 100 000.00 die Liegenschaftsverwaltung;
- bis Fr. 2000 000.00 Betriebskommission;
- bis Fr. 5000 000.00 der Gemeinderat;
- bis Fr.10 000 000.00 der Stadtrat;
- daruber die Stimmberechtigten.
Diese Kompetenzregelung gilt insbesondere auch fur Projektierungskredite. In Artikel 6 des
Fondsreglements sind die Projektierungskosten flr Grundstiicke namentlich erwahnt.
Fir das Kommunikations- und Informationskonzept und das Wettbewerbskonzept zum Projekt
Stdckacker Sud wird von Kosten in der Hoéhe von Fr. 565 000.00 ausgegangen. Der Be-
schluss Uber den Projektierungskredit liegt somit in der Entscheidkompetenz der Betriebs-
kommission des Fonds. Diese hat am 14. September 2007 einen entsprechenden Projektie-
rungskredit gesprochen.
Die Ausgangslage flir das Projekt Stéckacker Siid
Der Liegenschaftsbestand des Fonds fir Boden- und Wohnbaupolitik der Stadt Bern ist tGber-
altert. Im Zuge der Erarbeitung einer neuen Gesamtstrategie fir den Fonds hat die Betriebs-
kommission des Fonds im vergangenen Jahr auch die im Jahr 2002 verabschiedete Teilstra-
tegie Wohnen Uberarbeitet. Diese setzt die Prioritaten in den Bereichen glnstiger Wohnraum,
Familienwohnungen, Wohnen 50+, komplementare Wohnformen und Wohnen in gehobenem
Standard. Die auf der Teilstrategie Wohnen basierenden Massnahmen beinhalten unter ande-
rem:
- die laufende Instandhaltung der Wohnliegenschaften;
- Bau, Unterhalt und Sanierung der Wohnungen nach zeitgemassen Nachhaltigkeitsgrund-
satzen;
- Sanierungen, Kaufe, Verkaufe und die Realisierung von Neubauten, um ein qualitatives
und quantitatives Wachstum der Wohnstadt Bern anzustreben.
Der Gemeinderat hat seine Anstrengungen zur Schaffung von mehr Wohnraum seit Beginn
dieses Jahrzehnts intensiviert. In den Legislaturrichtlinien 2005 - 2008 legt er besonderes
Gewicht auf die Neubautatigkeit und halt fest, dass die Stadt bei ausgewahlten Projekten sel-
ber die Federfihrung Gbernimmt und so dafiir sorgt, ,dass innovative Bestrebungen zur For-
derung der Wohnstadt Bern zigig vorangetrieben werden.*
Vor diesem Hintergrund hat die Betriebskommission des Fonds entschieden, fir die 1945/46
im Auftrag der Stadt realisierte Siedlung Stéckacker Sud an der Bethlehemstrasse in Bimpliz
einen Ersatzneubau zu planen. Die 106 in den 1940er-Jahren fur Familien konzipierten Woh-
nungen mit zum groéssten Teil zwei oder drei Zimmern genligen dem heutigen Wohnbaustan-
dard nicht mehr; entsprechend schwierig ist es auch, die Wohnungen heute an Familien zu
vermieten. Als Entscheidungsgrundlage diente der Betriebskommission des Fonds unter an-
derem eine von der Liegenschaftsverwaltung in Auftrag gegebene Studie der Metron AG
Brugg. Die Studie kam zum Schluss, dass sich eine umfassende Sanierung der Siedlung wirt-
schaftlich nicht rechnet und strukturelle Nachteile der Bausubstanz - zum Beispiel keine hin-
dernisfreien Zugange und Ringhdrigkeit - erhalten blieben. Eine Sanierung mit wenigen ge-
zielten Eingriffen - Balkonvergrésserungen und Wohnungszusammenlegungen - ware wirt-
schaftlich tragbar. Noch ausgepréagter als bei einer umfassenden Sanierung blieben aber auch
hier die baulichen und vor allem die dkologischen Nachteile der Bausubstanz bestehen. Zu-
dem wiirde der Entscheid Uber die Zukunft der Siedlung Stéckacker Siid der nachsten Gene-
ration Uberlassen. Der Ersatzneubau der Siedlung mit hoherer Dichte - das heisst mehr und
grésseren Wohnungen - wirde sich nicht nur wirtschaftlich rechnen, sondern hatte auch eine
bedeutende Verbesserung der Wohnsituation zur Folge. Ebenso wiirde sich der Ersatzneubau
positiv auf die heute einseitige soziale Durchmischung des Stéckacker-Quartiers auswirken.
Der Stdckacker-Leist hat im Januar dieses Jahrs denn auch ausgesprochen positiv auf die
Ankiindigung des Neubauprojekts reagiert.
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Das Projekt Stéckacker Siid

Zielsetzung des Projekts, fur das am 2. Juli 2008 ein offener, einstufiger und anonymer Pro-

jektwettbewerb nach der Norm 142 des Schweizerischen Ingenieur- und Architektenvereins

(SIA) ausgeschrieben wurde, ist die Erstellung einer Siedlung mit hoher Wohnqualitat fir alle

Altersgruppen. Die Siedlung soll den heutigen und kunftigen Wohn- und Lebensbedurfnissen

der Bevdlkerung entsprechen. Geplant sind im Einzelnen:

- Eine verkehrsarme Siedlung mit grossen Freiflachen und einem attraktiven, an den o6f-
fentlichen Verkehr angeschlossenen Wegnetz fir Fussgadnger und Fussgangerinnen so-
wie Velofahrende.

- Eine Wohnsiedlung mit insgesamt rund 150 Wohneinheiten mit 3.5- bis 5.5-Zimmer-Woh-
nungen (3.5 Zimmer-Wohnungen: 30 %; 4.5 Zimmer-Wohnungen: 50 %; 5.5 Zimmer-
Wohnungen: 20 %).

- Ein vielfaltiges Nutzungsangebot mit Wohnungen fir unterschiedliche Haushalttypen,
Wohnen im Alter und Dienstleistungen. Wohnen im Alter soll rund 20 Prozent des ge-
samten Wohnungsangebots umfassen; die Wohnungen fir altere Personen (60+) werden
2.5 und 3.5 Zimmer aufweisen.

- Zeitgemasser Wohnkomfort, dkologische Bauweise, hohe Energieeffizienz, stufenlos zu-
gangliche Wohnungen.

- Integration von komplementaren Wohnformen wie zum Beispiel Townhouses, Lofts oder
Grosswohngemeinschaften.

Das Wohnungsangebot soll auf die Bedurfnisse der stadtischen Bevdlkerung und die Nach-
frage im Quartier ausgerichtet sein, mit dem Ziel, in der Siedlung Stéckacker Sud attraktive
Wohnungen fir den Mittelstand anzubieten. Vergleiche der Mietkosten der alten und neuen
Wohnungen sind insofern schwierig, als dass die geplanten Wohnungen grésser sein werden
als die heutigen. Bei einer 3-Zimmer-Wohnung mit einer Nutzflache von 70m2 belaufen sich
die Mieten heute zwischen Fr. 800.00 und Fr. 900.00, fir eine neue 3.5-Zimmer-Wohnung mit
einer Nutzflache von 85m2 werden sie sich zwischen Fr. 1300.00 und Fr. 1500.00 bewegen.
Die Sicht der Denkmalpflege
Das Quartierinventar Buampliz von 1993 wiurdigt vor allem die Gesamtanlage der in den
1940er-Jahren entstandenen Siedlung. Der Eigenwert wurde 1993 als ,durchschnittlich® ta-
xiert (Bauten von durchschnittlicher Qualitat, die aber fur das Gesamtbild des Quartiers ihre
Bedeutung haben), der Situationswert als ,wertvoll* (Standorte, die vor allem in einem ein-
heitlichen Strassenbild wichtig sind). Im Auftrag der Liegenschaftsverwaltung und der stadti-
schen Denkmalpflege wurde im Marz 2008 ein architekturhistorisches Gutachten fir die Sied-
lung erstellt. Das Gutachten stellt fest, dass die Gebaude sowohl stilistisch als auch ar-
chitektonisch nicht als herausragende Schdpfungen bezeichnet werden kénnen. Auf Grund
der wirtschafts- und sozialgeschichtlichen Bedeutung der Siedlung - sie wurde von der Stadt
in den letzten Kriegsjahren als Impulsprogramm fir die Bauwirtschaft und als Massnahme
gegen die Wohnungsnot in Auftrag gegeben - kdnne sie im lokalen und kantonalen Vergleich
als bemerkenswert eingestuft werden. Im Vergleichsperimeter der Schweiz oder Europas hin-
gegen sei sie bedeutungslos.

Das Gutachten kommt zum Schluss, dass ein Erhalt der Siedlung Stdckacker Sid aus archi-

tekturhistorischen Grinden im lokalen und kantonalen Vergleich gefordert werden kdnne:

»S0llte sich allerdings auf Grund der Mitberlicksichtigung bau- und energietechnischer sowie

planerischer und 6konomischer Kriterien ein gegenteiliger Schluss ergeben, muss der end-

guliltige Entscheid fur oder gegen einen Erhalt auf Grund der Abwagung aller sachspezifischer

Kriterien gefallt werden. Bei einem Ersatz der Bausubstanz sind insbesondere die stadtebau-

lichen denkmalpflegerischen Aspekte in die Entscheidungsgrundlagen Uber ein Nachfolge-

projekt mit einzubeziehen.“ Die Liegenschaftsverwaltung hat im Einvernehmen mit der Denk-
malpflege beschlossen, die Glterabwagung im Rahmen des Architekturwettbewerbs vorzu-
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nehmen. Ausdriicklich halt das architekturhistorische Gutachten aber fest, dass bei baulichen
Eingriffen im Zuge einer Sanierung oder Modernisierung eine Neuplanung einer Renovation
vorzuziehen wére.

Antrag
Der Gemeinderat beantragt dem Stadtrat, die Motion abzulehnen.

Bern, 15. Oktober 2008

Motionar Luzius Theiler (GPB): Jetzt kann sich der Stadtrat zum Stéckacker Sid bekennen
oder auch nicht. Er kann zeigen, wie ernst es ihm ist, den bestehenden gunstigen Wohnraum
zu erhalten. Die Motion verlangt nicht, dass die Siedlung um jeden Preis erhalten wird. Sie
verlangt einen Parallelwettbewerb, in dem eine mogliche sanfte Sanierung miteinbezogen
wird. Es ist schwer vorstellbar, dass eine Siedlung, die der Denkmalschutz als aussergew6hn-
lich bezeichnet, einfach so abgerissen wird, ohne Uber einen Erhalt nachzudenken. Die Woh-
nungen wirden bei einem Neubau fast das Doppelte kosten wie bisher. Die Argumente des
Gemeinderats sind ungeniigend. Man hat sich von Anfang an auf den Abbruch konzentriert.
Zu den verschiedenen Gutachten: Der Gemeindrat scheut keine Kosten, um nachzuweisen,
dass man die Siedlung abreissen muss. Zuerst wurde beim renommierten Biro Metron AG in
Brugg ein Gutachten erstellt. Daraus hat man einseitig zitiert, dass ein Abbruch besser ist als
eine Renovation. Als ich Einsicht in das Gutachten erhielt, nachdem es zuerst geheim gehal-
ten worden war, kam ich zum Schluss, dass das Bliro Metron AG dieser Siedlung gute Noten
gab. Es gibt zwei Varianten, namlich eine gezielte Renovation oder einen Abbruch. Der Ge-
meinderat gab ein weiteres Gutachten in Auftrag, von dem wir erst in der Antwort zu dieser
Motion erfahren haben. Es handelt sich um ein architekturhistorisches Gutachten aus dem
nichts Eindeutiges hervorgeht. Ich zitiere Seite 12: ,Die Erhaltungswirdigkeit der Siedlung ist
damit belegt und der Erhalt anzustreben. Ob sich die vorhandene Bausubstanz fir eine
denkmalpflegerisch korrekte Renovation eignet, misste abgeklart werden.“ Eine solche Ab-
klarung verlangt meine Motion. Der Gemeinderat hat sehr schnell Weichen gestellt und einen
Wettbewerb fir einen Neubau ausgeschrieben. Das ist sehr schade. Einmal mehr befinden
wir uns in einem Dilemma, wie beispielsweise beim Progr oder der Sporthalle Weissenstein.
Da durfte man am Anfang namlich nicht Gber die Vorgaben des Wettbewerbs diskutieren. Es
gab erst eine politische Diskussion, nachdem der Wettbewerb durchgefihrt worden war. Da
heisst es wieder, es stosse gegen Treu und Glauben, wenn man den Wettbewerb durchfihrt
und sich dann politisch anders entscheidet. Der Wettbewerb wird als Sachzwang dargestellt.
Das stimmt so nicht. Es ist eine Verschleuderung der Mittel und der Energie, wenn politische
Entscheide erst am Schluss fallen. Meine Motion verlangt einen Parallelwettbewerb, der Ideen
und Konzepte fir eine sanfte Renovation liefern soll. Dieser soll jetzt nachgeholt werden. Laut
Gemeinderat spricht dagegen, dass es schwierig ist, die bestehenden Wohnungen an Famili-
en zu vermieten. Das kann sein. Aber unsere Gesellschaft besteht ja nicht nur aus Familien
mit Kindern. In dieser Siedlung wohnen sehr viele altere Leute, die keine grésseren Wohnun-
gen wollen. Fir einige war es ein Schock, als ihnen mitgeteilt wurde, dass die Siedlung abge-
rissen wird und sie ausziehen mussen. Die Aussicht, dass sie in der neuen Siedlung privile-
giert werden, ist flr viele wertlos, da sie die héheren Preise gar nicht zahlen kénnen. Eine
weitere Begriindung ist, dass sich ein Neubau positiv auf die heute einseitige soziale Durch-
mischung des Stdckackerquartiers auswirke. Aus diesem Grund begrisst auch der Leist einen
Neubau. Das ist auch nicht weiter verwunderlich. Die Menschen, die in dieser Siedlung woh-
nen, sind altere oder auslandische Personen, die nicht beim Leist Mitglied sind. Sie haben
andere Interessen. Der Leist hat bestimmt Interesse an Wohnungen fur den sogenannten Mit-
telstand. Lange nicht alle Bernerinnen und Berner gehéren zum Mittelstand. Ausserdem sind
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Siedlungen, die ausschliesslich aus Mittelstandswohnungen bestehen, genauso einseitig
durchmischt. Das stért niemanden. Wenn man den Leuten ansieht, dass sie nicht viel Geld
haben, ist dies stdrend. Das ist aus sozialer Sicht sehr stossend. Schlussendlich weist der
Gemeinderat in seiner Antwort auf die Okologie hin. In meiner Begriindung habe ich auch
geschrieben, dass es diesbezlglich einen Konflikt gibt. Wenn man die Wohnungspreise auf
dem gleichen Stand lassen will, gibt es nicht denselben dkologischen Standard wie bei einem
Neubau. Die Energie, die man bei einem Neubau verbraucht, ist erst in 30 Jahren wieder ein-
gespart. Bis dann wird man in der Entwicklung von Renovationen und Neubauten viel weiter
sein. Deshalb kann man hier eine sanfte Renovation machen und den Rest der nachsten Ge-
neration Uberlassen. Ich bitte Sie, die Motion anzunehmen.

Fraktionserklarungen

Jacqueline Gafner Wasem (FDP) fir die FDP-Fraktion: In einer Diplomarbeit der Universitat
Zurich aus dem Jahre 2002 zum Thema Marginalisierung peripherer Arbeiterquartiere, ist
BUmpliz und ausdriicklich das Stéckackerquartier als Schwammendigen Berns betitelt wor-
den. Dieses wird analog dem Zircher Stadtteil durch die Deindustriealisierung einen rasch
steigender Auslénderanteil und eine zunehmende Uberalterung der Schweizerbevélkerung
charakterisiert. Die aus der frihen Nachkriegszeit stammende Bausubstanz in Bern West for-
dert die Entwicklung zuséatzlich, da sie den Platzansprichen der Schweizerfamilien in der Re-
gel nicht mehr genlgt. Vor diesem Hintergrund sind sich vermutlich alle einig, dass im Sto6-
ckackergut etwas geschehen muss. Die Frage ist nur was. Der Motionar nannte diese Thema-
tik Sanierung oder Abriss und Neubau. Der Antwort des Gemeinderats ist zu entnehmen, dass
die Betriebskommission des Fonds fur Boden- und Wohnbaupolitik, gestitzt auf eine Studie
der Metron AG Brugg, die durch die Liegenschaftsverwaltung der Stadt Bern in Auftrag gege-
ben wurde, zu Gunsten der zweiten Variante entschieden hat. Namlich fir den Rickbau der
heutigen Siedlung und einem Neubau mit hoher Wohnqualitat fur alle Altersgruppen. Eine
umfassende Sanierung der heutigen Siedlung wirde sich laut der erwdhnten Studie wirt-
schaftlich nicht rechnen. Ausserdem wiirden strukturelle Nachteile der heutigen Bausubstanz
erhalten bleiben, wie zum Beispiel fehlende oder hindernisfreie Zugédnge oder die Ringhdrig-
keit. Zudem wirden, erst noch ausgepragter, die 6kologischen Nachteile der Bausubstanz
bestehen bleiben. Dann wirde sich an der heute einseitigen sozialen Durchmischung des
Stdéckackerquartier kaum etwas zum Positiven verdndern. Der Entscheid der Betriebskommis-
sion des Fonds fir Boden- und Wohnbaupolitik ist damit nicht nur nachvollziehbar, sondern
aus unserer Sicht auch verniunftig. Fir das neue Wohnbauprojekt spricht zudem, dass es im
Rahmen des letztjdhrigen Wettbewerbs fir den Entwicklungsschwerpunkt (ESP) Wohnen im
Kanton Bern, im Dezember 2008 mit einer Preissumme von 250'000 Franken als vorbildlich
pramiert wurde. Hier ein Zitat aus der Wirdigung der Jury des Kantons Bern: ,Aus einer sa-
nierungsbedirftigen Uberbauung mit nicht mehr zeitgenéssischen Wohnungsgrundrissen ent-
steht eine qualitdtsvolle neue und dichtere Siedlung. Zudem wird mit einer durchmischten
Bewohnerschaft das Quartier aufgewertet. Das Projekt leistet einen Beitrag zur Starkung des
Kantons als Wohnstandort. Um die Qualitat der Wohnbauten zu sichern, wird ein Architektur-
wettbewerb veranstaltet. Das Preisgeld soll entweder fir weitere Anstrengungen bezlglich
der 6kologischen Nachhaltigkeit oder flr die soziale Nachhaltigkeit in Form von Férderung der
unterschiedlichen Nutzungen oder Verbesserung der betrieblichen Vernetzung nach innen
und aussen verwendet werden. Die Jury spricht sich prioritar fir die Férderung der 6kologi-
schen Nachhaltigkeit aus.” Diesen Worten ist nichts mehr beizufligen. Wir lehnen die Motion
ab. Man kann nicht immer nur von Stadterneuerung und verdichtetem Wohnungsbau sprechen
und jedes Mal, wenn sich konkrete Chancen bieten, diese abblocken. Lassen wir fur einmal
den schénen Worten Taten folgen.
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Nadia Omar (GFL) fur die GFL/EVP-Fraktion: Der Entscheid Uber den Projektierungskredit fur
den Neubau im Stéckacker Sud liegt in der Kompetenz der Betriebskommission des Fonds fir
Boden- und Wohnbaupolitik. Eine Teilstrategie, die nun Uberarbeitet werden soll und eine
Prioritdt des Fonds, ist der Erhalt von billigem Wohnraum. Beim Projekt Stéckacker Sud hat
der Fonds trotzdem anders entschieden. Der billige Wohnraum unterlag in der Interessens-
abwagung gegeniiber der Okologie. Der Fonds plant im Stéckacker Siid ein 6kologisches und
nachhaltiges Vorzeigeprojekt. Wir unterstiitzen dieses Projekt. Die Stadt Bern zeigt sich sonst
nicht ganz so vorbildlich mit dkologischen und innovativen Wohnbauprojekten. Wir begrissen
deshalb die neue Ausrichtung. Ausserdem hat der Fonds den Entscheid gefallt und wir unter-
stlitzen dies. Wir vertrauen seiner neuen Teilstrategie und seiner Arbeit. Den notwendigen
Neubau der nachsten Generation zu Uberlassen, ist Uberhaupt nicht nachhaltig. Ein Neubau
bringt auch Chancen fiir eine bessere soziale Durchmischung im Quartier. Wir begriissen
deshalb mit viel Begeisterung das innovative und dkologische Pionierprojekt und lehnen die
Motion ab.

Vinzenz Bartlome (BDP) fir die BDP/CVP-Fraktion: Als ich zum ersten Mal gelesen habe,
dass eine ganze Siedlung abgerissen werden soll, war ich auch ein wenig schockiert. So et-
was kannten wir bisher nur aus dem Ausland. Ich habe durchaus Verstandnis fiur alle Bewoh-
ner, die dort ihr halbes Leben verbracht haben und jetzt nur sehr ungern wegziehen. Aller-
dings werden wir uns auch in der Stadt Bern daran gewdhnen missen, Uberbauungen nicht
zu renovieren oder zu sanieren, sondern diese zu ersetzen. Fast ein Viertel aller Wohnungen
in der Stadt Bern stammen aus der Periode zwischen 1947 und 1960. Auch der haushalteri-
sche Umgang mit dem verfigbaren Bauland wird uns zwingen, den Ersatz von Altbauten im-
mer wieder ernsthaft in Erwagung zu ziehen. Zur Uberbauung Stdckacker Siid: Die Siedlung
ist 1944/45 von der Stadt Bern als Massnahme gegen die grosse Wohnungsnot gebaut wor-
den. Damals haben vor allem kleine Wohnungen im Angebot gefehlt. Klein meinte damals
wirklich klein. Damit sind wir bereits bei Problem eins der Uberbauung. Die Wohnungen sind
auf die Bedurfnisse des sozialen Wohnungsbaus vor mehr als 60 Jahren ausgerichtet. Eine
Anpassung an die heutigen Bedulrfnisse und Standards ist nur mit grossem Aufwand und nur
teilweise moglich. Das Problem 2 liegt darin, dass wie bei vielen stadtischen Liegenschaften,
der Gebaudeunterhalt wahrend Jahrzehnten vernachlassigt wurde und kaum in die Gebaude
investiert wurde. Haufig wurden betriebswirtschaftliche Erwdgungen von politischen in den
Hintergrund gedrangt. Heute sind die Wohnungen nur wegen ihres gunstigen Zinses ein
Trumpf. Diesen Vorteil werden sie aber bei jeder Sanierung verlieren. Der Motionar wirde
gerne den fehlenden Gebdudeunterhalt nachholen und die |angst fallige Investitionen tatigen.
Die Bausubstanz bleibt aber dieselbe wie 1944/45. Sie stammt also noch aus dem 2. Welt-
krieg. Die Bausubstanz ist nicht auf die heutigen Bedlrfnisse zugeschnitten. Aus unserer
Sicht ist dies eine wenig nachhaltige Investitionspolitik und wir kdnnen durchaus verstehen,
dass sich der Fonds fir Boden- und Wohnbaupolitik fir einen Neubau entschieden hat. Der
Hauptgrund, weshalb wir diese Motion ablehnen, ist ein formaler: Die Erfahrung hat klar ge-
zeigt, welche negativen Konsequenzen es hat, wenn sich die Politik in die Verwaltung der
stadtischen Liegenschaften einmischt. Jetzt wollen wir nicht wider in das alte Muster zurtck-
fallen und uns als Politiker hier und dort in die operative Fihrung des Fonds einmischen. Der
Stadtrat hat die Ziele des Fonds fiir Boden- und Wohnbaupolitik formuliert. Jetzt liegt es in
der Verantwortung der Betriebskommission, die wiederum durch die politischen Krafte der
Stadt gerecht vertreten sein soll, diese Ziele umzusetzen und, wie es so schon heisst, den
finanzkompetenten Organen die entsprechenden Vorlagen zu unterbreiten. Wir lehnen die
Motion ab.
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Michael Aebersold (SP) fir die SP/JUSO-Fraktion: Aus unserer Sicht ist das vom Kanton
pramierte Projekt fir die Stadtentwicklung wichtig. Es wurden verschiedene Szenarien gepruft
und Abwéagung gemacht. Der Vorwurf vom einseitigen und eingleisigen Vorgehen ist nicht
gerechtfertigt ist. Die Stadt hat es sich sicher nicht leicht gemacht, einen solchen Entscheid
zu fallen. Sie hat andere Varianten gepruft. Was Luzius Theiler gesagt hat, widerspricht véllig
den Statistiken. Zwischen dem heutigen Wohnungsangebot und jenem, das effektiv benétigt
wird, gibt es eine grosse Diskrepanz. Da muss man eingreifen und etwas andern. Der Ersatz-
neubau ist nicht nur richtig, sondern auch mutig. Dieser Entscheid wurde in der ganzen
Schweiz zur Kenntnis genommen. Damit bauen auch wir einmal etwas Neues, anstatt immer
nur zu ,pflasterlen®. Zum Prozess: Seitens der Stadt wurde ein beispielhafter Prozess voran-
getrieben. Die Mieterinnen und Mieter wurden zuerst informiert, es wurde eine Hotline und ein
Mietbiro eingerichtet. Sie werden auch weiterhin unterstutzt. Das ist sehr zentral und wichtig
und soll auch so bleiben. Sie missen bei der Wohnungssuche unterstiitzt werden und haben
ein Vormietrecht, wenn sie wieder zurickkommen wollen. Neu gibt es 155 Wohnungen, bisher
gab es 106 Wohnungen. Das ist eine Erhéhung von 50 Prozent. Die Lage ist verkehrsarm und
fur den Fuss- und Veloverkehr attraktiv erschlossen. Man will Wohnungen fir altere Leute
schaffen, aber auch solche fiir alternative Wohnformen. Es soll 6kologisch und energieeffi-
zient gebaut werden. Es sollen auch hindernisfreie Wohnungen gebaut werden, was man bei
einer Sanierung nicht machen kénnte. Dadurch wird das Quartier aufgewertet und es ist auch
wirtschaftlich sinnvoll. Eine Sanierung ist ausserdem auch nicht gratis und wirde zu einer
Erhéhung der Mietpreise fuhren. Der wichtigste Punkt ist, dass man das Projekt sogar im Ein-
vernehmen mit der Denkmalpflege realisieren kann. Spannend ist, dass diese Siedlung in
einem Krisenjahr nach dem Krieg als Impulsprogramm fir die Bauwirtschaft und als Mass-
nahme gegen die Wohnungsnot gebaut wurde. Wir haben heute eine Finanzkrise und kénnen
sagen, dass wir ein Projekt haben, das einerseits Investitionen ermodglichen soll, andererseits
zusatzlichen Wohnraum schafft. Man kann doch nicht gegen dieses Projekt sein. Das Ver-
standnis fur sozial schwache Personen ist in unserer Fraktion sehr gross. Im vorangegange-
nen Vorstoss haben Sie uns auch geholfen, eine Motion zu Uberweisen, die genau diesen
Leuten gerecht wird. Zum Konflikt der sozialen und 6kologischen Zielsetzungen: Dieser Kon-
flikt ist da und den hat man auch in anderen Bereichen. Wenn man dies konsequent weiter-
zieht, musste die GPB die Benzinpreise senken, weil es nicht sozial ist, wenn nicht alle mit
Autos herumfahren kénnen. Aus unserer Sicht ist dies auch ein umwelt- und energiepoliti-
sches Thema. Die ganze Klimapolitik ist abhdngig von der Energie, die wir im Gebaudebe-
reich verpuffen. Da kann man doch nicht einfach sagen, dass man jetzt noch 30 Jahre wartet,
weil die Energie eingespart werden soll. Beim Wohnen muss man 6kologisch bauen. Das sind
grosse Investitionen, die sich am Schluss auszahlen. Umweltverschmutzung ist schliesslich
kein Menschenrecht. Wir mussen im Verkehr und im Gebaudebereich eine dkologische Politik
betreiben. Das ist hier auch der Fall. Wir lehnen die Motion und auch ein allfalliges Postulat
ab.

Natalie Imboden (GB) fur die GB/JA!-Fraktion: Die Motion bezweckt, dass wir hier Uber den
Projektierungskredit fir das Stockacker Sid entscheiden. Dies widerspricht der Zustandig-
keitsordnung, die wir demokratisch beschlossen haben. Dafiir ist der Wohnbaufonds zustan-
dig und aus diesem Grund hat auch die zustandige Betriebskommission den Projektierungs-
kredit gesprochen. Daher kénnen wir die Motion nicht unterstitzen. Indirekt stellt sie die Fra-
ge, wie man beim Stdckacker Sud vorgehen soll, ob ein Neubau oder eine Sanierung richtig
ware. Aus unserer Sicht ist die Wohnbaupolitik eine sozialpolitische Aufgabe der Stadt Bern,
auch wenn der Stadtrat beim Investitionsprogramm diesen Punkt leider knapp nicht unter-
stltzt hat. Die Widersprichlichkeit, die man sonst bei sozialen und 6kologischen Fragen her-
stellt, sehen wir nicht in gleichem Masse. Aus unserer Sicht hat die Stadt Bern eine sozialpoli-
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tische Aufgabe und muss sozial ginstigen Wohnungsraum erméglichen. Aber auch innovative
Okologische Projekte sollen favorisiert werden. Vernachlassigte Liegenschaften und aufge-
laufene Sanierungsdefizite missen nun der Vergangenheit angehdren. Das ist nicht nur prob-
lematisch fir die Substanz, sondern auch fur die Bewohnerinnen und Bewohner. Schliesslich
ist es auch eine Hypothek fur die nachfolgenden Generationen. Wenn die Stadt diese Liegen-
schaft sanieren will, misste sie es so tun, dass sie auch fir nachfolgende Generationen sinn-
voll ist. Das Gutachten der Metron AG zeigt, dass mit einer Sanierung gewisse grundsatzliche
Probleme, beispielsweise, dass sie nicht rollstuhlgéngig ist und die Wohnungen zu klein sind,
nicht behoben werden kénnen. Vor rund 60 Jahren war die Realitat eine andere. Damals ha-
ben die Familien in kleineren Wohnungen gewohnt. Heute ist der Wohnraumbedarf gestiegen.
Zentral ist, dass es eine Verdichtung des Wohnraums gibt und deshalb unterstitzen wir auch
den Neubau. Neu gibt es anstatt 106 Wohnungen 155. Es gibt gréssere Wohnungen, die sich
an Familien aber auch an alternative Wohnformen richten. Eine Dreizimmerwohnung fir 1'300
Franken bis 1’500 Franken ist sicher nicht unverniinftig. Wenn die Stadt baut, muss sie sehr
vorbildlich sein. Die Anforderungen an dieses Projekt sind sehr hoch. Es muss energietech-
nisch innovativ, 6kologisch und verkehrsarm sein. Wirde das Projekt die hohen Anforderun-
gen nicht erfillen, kdnnten wir das Projekt nicht unterstiitzen. Dass man eine 2000 Watt Ge-
sellschaft realisieren will, ist eine alte Forderung von uns. Es ist fir Bern eine einmalige
Chance, verdichtet zu bauen und die 2000 Watt Gesellschaft zu realisieren. Ich appelliere an
alle Beteiligten, dass sie ihre soziale Verantwortung wahrnehmen und sich weiterhin fiir glins-
tigen Wohnraum einsetzen. Das eingerichtete Mieterinnenbiro ist ein guter Weg, um diese
Leute zu unterstitzen und zu begleiten. Wir erwarten vom Fonds, dass er flur alle betroffenen
Leute eine Losung findet. Der Wohnbaufonds hat weitere Liegenschaften. Wir erwarten, dass
man neue Loésungen findet, die ihren Bedurfnissen angemessen sind. Aus diesen Grinden
unterstitzen wir das innovative Projekt. Aber auch hier liegt die Messlatte bei der sozialver-
traglichen Umsetzung. Wir werden dies kritisch im Auge behalten. Wir lehnen die Motion ab.

Claude Grosjean (parteilos) fur die GLP-Fraktion: Wir haben einerseits 106 Zwei- bist Drei-
zimmerwohnungen in einem schlechten Ausbaustandard, andererseits ein Projekt mit tber
150 Wohnungen, die zeitgendssisch und energieeffizient ausgebaut werden sollen. Was gibt
es noch mehr zu sagen? Der Motionar hat selbst hervorgebracht, dass es 30 Jahre brauche,
um die Energie, die fir den Bau einer solchen Siedlung benétigt wird, einzusparen. Wenn ich
es richtig verstanden habe, ist die Siedlung mehr als doppelt so alt. Dann kénnten wir also
nun fir mindestens 30 Jahre die aufgewendete Energie einsparen. Selbst die Denkmalpflege
wirde einen Neubau vorziehen. Ein Eingriff in die Substanz ist aber sicher notwendig. Wir
mussten die kleinen Wohnungen zusammenlegen. Dann wéaren es nicht einmal mehr 106
Wohnungen. Aus diesen Grinden lehnen wir die Motion ab.

Erich J. Hess (JSVP) fur die SVPplus-Fraktion: Wir lehnen die Motion ab. Das ist eine Sied-
lung voller maroder baufalligen Wohnungen. Es wurde mit allen Mieterinnen und Mieter eine
gute Losung gefunden. Im Vergleich zu vorher und nachher war in den sechziger Jahren die
Bausubstanz schlecht. Daher ist ein Neubau sehr wichtig. Ob das eine 2000 Watt Gesell-
schaft ist, interessiert mich nicht. Ein Neubau ist die glinstigste Lésung.

Einzelvoten
Manfred Blaser (SVP): Wir sprechen alle Berndeutsch. Aber in dieser Siedlung spricht fast
niemand mehr Berndeutsch. Das spielt aber eigentlich keine Rolle. Die Wohnungen in dieser

Siedlung sind sehr unwuirdig. Die Fenster sind nicht dicht. Die Toiletten sind teilweise draus-
sen. Renovationen werden nicht gemacht, weil es nicht moéglich ist. Der grosste Teil dieser
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Gebaude ist leer. Man muss dem Entscheid des Gemeinderats zustimmen. Gesundheit und
Wirde mussen wir auch den Bewohnern des Stockacker Sud zugestehen. Man muss ihnen
Wohnungen zur Verfugung stellen, in denen sie ein wirdiges Leben flihren kénnen. Zum
grossten Teil leben dort altere Leute und fur die wird auch gesorgt. Sie werden betreut und
man gibt ihnen die Moéglichkeit Wohnungen zu beziehen. Die Geb&ude sind technisch und
hygienisch nicht mehr zumutbar. Wir lehnen die Motion ab.

Motionar Luzius Theiler (GPB): Die Meinungen sind gemacht. Es ist ja nicht eine Einmischung
des Stadtrats in den Wohnbaufonds. Dieses Geschaft liegt in die Kompetenz des Stadtrats.
Es wird dem Stadtrat und dem Volk vorgelegt werden. Der Gemeinderat interpretiert Artikel 6
des Reglements des Wohnbaufonds so, dass Projektierungskredite unabhangig der spateren
Kompetenzen durch den Fonds gesprochen werden kdnnen. Das mag juristisch stimmen, ist
aber eine verunglickte Regelung. In der Gemeindeordnung gibt es eine andere Regelung,
namlich dass grossere Projektierungskredite auf alle Falle vor den Stadtrat kommen. Das ist
auch verniunftig, wenn man am Anfang und nicht erst am Schluss diskutiert. Mein Bemuhen
war, die Diskussion mdglichst friih zu fihren. Wenn man dies nicht will, dann ist es so. Ich
mache darauf aufmerksam, dass wir 15'000 Wohnungen haben, die zwischen 1940 und 1960
gebaut wurden. Zwischen 1960 und 1980 wurde auch eine ahnliche Anzahl Wohnungen ge-
baut. Das sind Wohnungen, die nicht dem heutigen Standard entsprechen. Was wollen Sie
damit machen? Wir haben viele Neubausiedlungen, die preisgekront und bezlglich der Ener-
gieeffizienz mustergiltig sind. Uns fehlen Mustersiedlungen, die energetisch sinnvoll renoviert
wurden. Da koénnte die Stadt mit einer sanften Renovation eine Pionierrolle einnehmen und
ein Vorzeigeobjekt fir alle privaten Eigentimerinnen und Eigentimer schaffen. Das ware eine
grossere Leistung, als ein Abriss. Ich bin immer noch der Uberzeugung, dass es sinnvoller
ware, auf zwei Schienen zu fahren. Wenn man dies nicht will, hat man die Diskussion vor der
Abstimmung haben.

Peter Biihler (SVP): Es gibt musterglltige Siedlungen, die von Privaten renoviert wurden. Das
Schwabgut wurde sauber renoviert. Wenn man dort die Kosten angeschaut hat, musste man
sich schon fragen, ob es nicht sinnvoller gewesen wére, die Siedlung abzureissen und einen
Neubau zu machen. Im Stéckacker ist das Problem das gleiche. Man weiss, dass eine Reno-
vation teurer ware als ein Neubau. Man muss Grenzen ziehen und Uberlegen, was man ei-
gentlich will. Wir sollten dem Neubau eine Chance geben.

FPI-Direktorin Barbara Hayoz: Ich danke alle Sprecherinnen und Sprecher, die ihr Vertrauen
in die Betriebskommission ausgesprochen haben. Liest man den Vorstoss zum Stéckackergut
aufmerksam durch, wird klar, dass selbst der Motiondr zwischen einer Sanierung und einem
Abbruch und Neubau hin und her gerissen zu sein scheint. Diese Zwiespaltigkeit beschaftigt
uns alle, nicht zuletzt die Betriebskommission. Wir haben den Entscheid zugunsten des Ab-
risses und gegen eine Sanierung der Liegenschaften nicht leichtfertig gefallt. Eine Wohnbau-
politik, die sich von sentimentalen Banden zu vermeintlich stadtischen Idyllen leiten lasst, ist
aus unserer Sicht von Anfang an zum Scheitern verurteilt. Es gilt vielmehr immer abzuwégen,
was wirklich erhaltenswert ist. Die Siedlung befindet sich in einem bedenklichen baulichen
Zustand. Die Hauser sind Energieschleudern, die Wohnungen klein, ringhérig und nicht hin-
dernisfrei. Damals hat die Stadt Familienwohnungen gebaut, heute lassen sich die Wohnun-
gen im Stdckacker kaum mehr an Familien vermieten. Vor diesem Hintergrund hat sich die
Betriebskommission fiir den Neubau entschieden. Wir haben uns auf Studien gestitzt, die
sagen, dass es sich wirtschaftlich nicht rechnen lasst und die vor allem aufzeigen, dass sich
eine Sanierung nicht lohnt und die strukturellen Nachteile nicht behoben werden kénnen.
Ausserdem konnten die hohen Okologischen Anforderungen, die wir an das Projekt gestellt
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haben, nicht erreicht werden. Deshalb ist uns als Alternative der Ersatzneubau geblieben.
Und dafur haben wir uns schlussendlich ausgesprochen. Sowohl die Betriebskommission wie
auch der Gemeinderat haben Alternativen geprift und sich intensiv mit dem Stéckackergut
auseinandergesetzt. Und wir haben nicht, wie uns vom Motionar unterstellt wird, im Nachhi-
nein Gefalligkeitsgutachten machen lassen. Die Gutachten waren alle im Haus, bevor wir den
Entscheid geféllt haben. Momentan lauft der Architekturwettbewerb. Wir sind an der Juryie-
rung. Das ist sehr anspruchsvoll. Die Siedlung wird eine Erweiterung erfahren. Wir wollen
verschiedene Haustypen. Solche fir das Alterswohnen, fir das komplementare Wohnen oder
far Familien. Wir wollen eine verkehrsarme Siedlung mit kurzen Verbindungen, zeitgeméassem
Wohnkomfort, 6kologischer Bauweise, hoher Energieeffizienz und hindernisfrei zuganglichen
Wohnungen. Eine Vorgabe ist die sogenannt intelligent integrierte Wassernutzung. Hier kdn-
nen wir Pionierarbeit leisten. Das hat sogar der Kanton Bern erkannt und uns im Wettbewerb
ESP-Wohnen 250'000 Franken zugesprochen. Wenn man den Neubau nicht realisieren wir-
de, misste man das Geld wahrscheinlich zurickgeben. Das wéare dann ein Image- und Fi-
nanzverlust. Es ist klar, dass diese Siedlung eine gewisse wirtschaftliche- und sozialge-
schichtliche Bedeutung hat. Damals wurde der Bau der Siedlung als Impulsprogramm fir die
Bauwirtschaft und als Massnahme gegen die drohende Wohnungsnot angeschaut. Auch die
Denkmalpflege hat im Gutachten das Quartierbild hervorgehoben, die Bauten aber als &us-
serst durchschnittlich taxiert und begleitet dieses Projekt seit langerem. Auch der Denkmal-
pfleger ist Mitglied der Jury. Der Neubau der Siedlung Stéckacker wird spater vielleicht auch
einmal sozialgeschichtliche Bedeutung haben. Er setzt namlich die grosse wohnbaupolitische
Tradition des Siedlungsbaus fir den Mittelstand fort, die er im Westen von Bern seit 1920
betreibt. Wir wollen mit dem Stéckacker an die Tradition anknipfen. Die geplante Siedlung ist
vielleicht in einer kleineren Ausfihrung das Tscharnergut des frihen 21. Jahrhundert. Wir
hoffen, dass die Siedlung auch in Zukunft einmal Vorbildcharakter haben wird. Zu guter Letzt
sind wir der Meinung, dass auch Menschen mit tiefem Einkommen ein Anrecht auf zeitgemas-
se Wohnungen haben. Wir haben bisher die Mieterinnen und Mieter unterstitzt und uns um
sie gekimmert. Ich versichere lhnen, dass wir dies auch in Zukunft tun. Ich bitte Sie die Moti-
on abzulehnen.

Beschluss
Die Motion wird abgelehnt (5 Ja, 64 Nein, 4 Enthaltungen).

13 Motion Fraktion SVP/JSVP (Thomas Weil, SVP): Beitrag zum Abbau der Absen-
zen: ,,Stinktage“ fur die Stadtverwaltung

Geschaftsnummer 08.000223 / 08/392

In der stadtischen Verwaltung liegen leider zu haufig krankheitsbedingte Absenzen vor. Der
Antwort des Gemeinderates auf die SVP/JSVP-Interpellation (Wie ,krank® ist die Verwaltung?)
ist zu entnehmen, dass Mitarbeitende der Stadtverwaltung jahrlich rund 9,7 Tage krankheits-
halber abwesend sind; die Kostenfolgen belaufen sich auf 6.6 Mio. Franken jahrlich.

Mit dem ab 1. Januar 2008 geltenden Absenzenmanagementsystem (Presente) soll mit ge-
zielten Massnahmen die Reintegration am Arbeitsplatz geférdert werden. Auch die dadurch
bedingten Lohnfortzahlungskosten sollen nachhaltig gesenkt werden. Diese Massnahmen
sind an sich begrissenswert.

Die Privatwirtschaft bietet den Mitarbeitenden oftmals — nebst dem ordentlichen Ferienan-
spruch — sogenannte ,Stinktage” an, die diese tageweise einzulésen haben. Sie kénnen dann
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ohne weitere Begriindung einen Tag fehlen; also auch wenn es ihnen einfach mal ,stinkt® zur
Arbeit zu erscheinen.

Dieser Beitrag soll helfen, unnétig hohe Absenzen abzubauen, ohne dass dabei die Mitarbei-
tenden bereits bei einem Massnahmenprogramm mitwirken miissen oder das Geflihl haben,
sich zu rechtfertigen.

Aus diesen Grinden wird der Gemeinderat ersucht, fir die Mitarbeitenden der Verwaltung
drei Tage im vorgenannten Sinn jahrlich einzufiihren, die unbegriindet tageweise eingeldst
werden mussen.

Bern, 19. Juni 2008

Antwort des Gemeinderats

Die Arbeitszufriedenheit und die Motivation des stadtischen Personals haben fir den Ge-
meinderat einen hohen Stellenwert. Er fordert sie deshalb mit verschiedenen Massnahmen
und Instrumenten gezielt und kontinuierlich und evaluiert die Arbeitszufriedenheit regelmassig
mit Mitarbeitendenbefragungen. Die in der Motion vorgeschlagene Einfiihrung von drei soge-
nannten Stinktagen, die von den Mitarbeitenden kurzfristig und ohne Begriindung bezogen
werden kdénnen, um die Krankheitstage in der Stadtverwaltung zu senken, tént innovativ und
I6sungsorientiert. Der Gemeinderat ist jedoch der Auffassung, dass Stinktage nicht geeignet
sind, die Motivation und die Arbeitzszufriedenheit der Mitarbeitenden nachhaltig zu férdern
oder sogar die Krankheitsabsenzen dauerhaft zu senken. Ausserdem schaden Stinktage dem
positiven Image der Stadtverwaltung und verursachen Mehrkosten, die personal- und finanz-
politisch nicht sinnvoll sind. Der Gemeinderat lehnt die Motion deshalb ab. Im Einzelnen fih-
ren folgende Griinden zu seiner ablehnenden Haltung:

Hohe Arbeitszufriedenheit pflegen

Nach 2001 fiihrte der Gemeinderat im Jahr 2005 die zweite Mitarbeitendenbefragung in der
Stadtverwaltung durch. Die Ergebnisse waren erfreulich. In den Bereichen Personalbeurtei-
lung, Arbeitsinhalte, Arbeitsklima, Fihrungsverhalten, Anstellungsbedingungen und Gleich-
stellung war die Zufriedenheit seit der ersten Befragung gestiegen und wies einen hohen Wert
auf. Bei der Weiterbildung und den Entwicklungsmdglichkeiten stagnierten die Bewertungen
zwar auf tieferem Niveau, aber auch hier lagen die Zufriedenheitswerte klar im positiven Be-
reich.

Damit die Stadtverwaltung ihre Dienstleistungen professionell und in hoher Qualitat erbringen
kann, braucht sie kompetente, motivierte und leistungsfahige, kurz zufriedene Mitarbeitende.
Der Gemeinderat will das stadtische Personal in diesem Sinne auch in Zukunft férdern und
unterstltzen. Daflr braucht es - neben attraktiven Arbeitsplatzen - in erster Linie eine fort-
schrittliche und wirksame Personalpolitik sowie entsprechende Umsetzungsinstrumente. Die
Einfihrung von Stinktagen gehdort nicht dazu.

Krankheitstage senken

Der Gemeinderat teilt grundsatzlich das Anliegen der Motion, die Krankheitstage bei den stad-
tischen Mitarbeitenden zu senken. Wie der Motionar in seiner Begriindung richtig festhalt, hat
die Stadtverwaltung das eigens entwickelte Absenzenmanagement ,Presente” auf den
1. Januar 2008 flachendeckend eingeflhrt.

Presente versteht das Absenzenmanagement primar als Fihrungsaufgabe. Bei ausserge-
wohnlichen Absenzen von Mitarbeitenden sieht Presente Fiihrungsgesprache mit den betrof-
fenen Mitarbeitenden vor, um mdgliche Problemsituationen frihzeitig zu erkennen und wirk-
sam angehen zu kénnen. Presente will aussergewohnliche Absenzen mittels Friiherkennung,
gezielter Fihrung und Ursachenbekdmpfung senken. Im Gegensatz dazu verlangt die Motion,
dass aussergewOhnliche Absenzen von Mitarbeitenden aufgrund kurzfristiger Motivations-
probleme mit der Einfilhrung von Stinktagen bekampft werden. Damit geht es um eine Symp-
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tombekampfung, statt die Ursachen der Fehlzeiten gezielt anzugehen, wie dies mit Presente
geschieht. Die Einfihrung von Stinktagen ist nicht kompatibel mit der auf Nachhaltigkeit aus-
gerichteten Personalpolitik der Stadtverwaltung und wiirde das stadtische Absenzenmanage-
ment bereits kurz nach seiner Einflihrung unterlaufen.

Hohe Arbeitszeitflexibilitdt gewéhrleistet

Die zeitgemasse und innovative Arbeitszeitpolitik der Stadtverwaltung bietet den Mitarbeiten-
den eine hohe Arbeitszeitautonomie und -flexibilitat, dies dank der 40-Stundenwoche, gross-
zlgigen Betriebszeiten und einer breiten Palette von Arbeitszeitmodellen wie Gleitzeitarbeit,
Bandbreitenmodell, Jahres- und Lebensarbeitszeit. Die hohe Arbeitszeitflexibilidt wird von den
stadtischen Mitarbeitenden sehr geschatzt und ist ein wichtiger Erfolgsfaktor der stadtischen
Personalpolitik.

Im Rahmen der individuellen Arbeitszeitgestaltung haben die Mitarbeitenden auch die Mog-
lichkeit, Zeitguthaben zu dufnen. Diese Guthaben kdnnen in der Regel relativ kurzfristig durch
kirzere Arbeitstage oder Kompensationstage bezogen werden. Es braucht nicht noch kurz-
fristig einlésbare Stinktage, die vor allem die Arbeitsteams belasten und einen unverhaltnis-
massigen Fihrungs- und Organisationsaufwand verursachen. Die individuelle Arbeitszeitflexi-
bilitdt der Mitarbeitenden kann, im Interesse der konstanten und guten Dienstleitungserbrin-
gung der Stadtverwaltung, nur im Rahmen der betrieblichen Bedurfnisse gewahrt werden.
Imageméssig kontraproduktiv

Obschon der Beamtenstatus auch in der Stadtverwaltung ldngst abgeschafft wurde, ist das
Image der privilegierten, unflexiblen und tendenziell arbeitsscheuen Beamtenschaft in der
Offentlichkeit noch immer verbreitet. Dies nicht zuletzt, weil es in der Politik und von den Me-
dien gelegentlich immer wieder gerne zelebriert wird. Die vorgeschlagenen Stinktage wirden
dafir - und dies mit Recht - eine ideale Angriffsflache bieten. Ein positives Image der Stadt-
verwaltung und des 6ffentlichen Personals tragt zur Motivation der Mitarbeitenden bei. Mass-
nahmen wie Stinktage hingegen zementieren das uUberholte, negative Beamtenbild. Dies ware
sowohl fir die Motivation als auch das Image der Mitarbeitenden der Stadtverwaltung kontra-
produktiv.

Mehrkosten

Die Stinktage flihren zu Nettomehrkosten (ohne Sozialversicherungsbeitrdge der Arbeitgebe-
rin) von 2,2 bis 2,5 Mio. Franken pro Jahr. Dies entspricht rund 1,2 Prozent der Grundlohn-
summe. Die beachtlichen Zusatzkosten waren vor dem Hintergrund der Personalpolitik, aber
auch der bewahrten, zuriickhaltenden und auf Stabilitat ausgerichteten Finanzpolitik der Stadt
Bern eine Fehlinvestition.

Wenn schon gewichtige finanzielle Massnahmen getroffen werden sollen, um die stadtischen
Anstellungsbedingungen zu attraktivieren, dann nicht mit der EinfUhrung von Stinktagen.
Vielmehr kdnnte - die obere Lohngrenze von Fr. 200 000.00 ge6ffnet werden, damit die Stadt
in Bereichen, in denen sie heute kaum noch konkurrenzfahig ist, wieder marktfahige Léhne
bezahlen kann.

Antrag
Der Gemeinderat beantragt dem Stadtrat, die Motion abzulehnen.

Bern, 12. November 2008

Beschluss
Die Motionéarin Fraktion SVP/JSVP zieht die Motion zuriick.
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14 Motion Dieter Beyeler/Robert Meyer (SD): Steuerliche Gerechtigkeit fiir Familien

Geschaftsnummer 08.000266 / 08/396

Festgehalten und nachzulesen im Bericht des Ausschusses Sozialhilfe der Kommission fir
Soziales, erhalt ein Ehepaar mit zwei Kindern in der Stadt Bern Fr. 6105.00 Sozialhilfegelder
im Monat, und dies steuerfrei.

Dass erwerbstatige Familien mit einem (erarbeiteten) Einkommen in ahnlicher Héhe von einer
Steuerbefreiung nicht ebenso profitieren kénnen, ist nicht nachvollziehbar, insbesondere da
sich dieser Betrag an der Grenze des Existenzminimums bewegt. Die steuerliche Bevorzu-
gung von sozialhilfeabhangigen Familien ist eine empdérende soziale Ungerechtigkeit und
stellt eine inakzeptable Bestrafung der Arbeit dar.

Dass mit der bisherigen Regelung die betroffenen Familien in Falscheinschatzung zu ,arbei-
tenden Deppen® abgewertet werden, scheint die Verantwortlichen in der Stadtregierung offen-
bar nicht zu stéren. Dieser unhaltbare Zustand wird auch in der Bevdlkerung mit grossem
Unmut und Verargerung zur Kenntnis genommen.

Wir beauftragen daher den Gemeinderat, auf den nachstmdglichen umsetzbaren Termin diese
steuerliche Ungerechtigkeit aufzuheben, d.h. Familien mit zwei oder mehr Kindern bis zu ei-
nem erarbeiteten Einkommen von Fr. 9°100.00 ebenfalls steuerlich zu befreien.

Bern, 14. August 2008

Antwort des Gemeinderats

Der Staat bendtigt zur Finanzierung seiner vielfaltigen Aufgaben Einnahmen, die im Wesentli-
chen durch die Besteuerung seiner Bilrgerinnen und Birger erzielt werden. Die Steuerge-
rechtigkeit fordert, dass sich die Steuer an der Leistungsfahigkeit der Steuerzahlenden und an
der Hohe ihrer Einkommen orientiert (Leistungsfahigkeitsprinzip).

Das Steuergesetz des Kantons Bern vom 21. Mai 2000 (StG; BSG 661.11) ist die rechtliche
Grundlage zur Erhebung von Kantons- und Gemeindesteuern. Das Steuergesetz wurde vom
Grossen Rat erlassen. Er ist auch fiir Anderungen zustéandig, wobei (Teil-)Revisionen jeweils
dem fakultativen Referendum unterliegen.

Die von den Motionaren verlangte Steuerbefreiung bis zu einem erarbeiteten Einkommen von
Fr. 6 100.00 pro Monat ist von der Stadt Bern rechtlich nicht umsetzbar. Nur durch eine kan-
tonale parlamentarische Initiative oder durch eine kantonale Volksinitiative kénnte eine Ge-
setzesanderung im vorgeschlagenen Sinne angeregt werden.

Antrag
Der Gemeinderat beantragt dem Stadtrat, die Motion abzulehnen.

Bern, 19. November 2008

Beschluss
Die Motionare ziehen die Motion zuriick.

- Die Traktanden 15 bis 19 werden auf eine spatere Sitzung verschoben. -
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20 Interpellation Fraktion GFL/EVP (Nadia Omar, GFL): Wie steht es um des Prasidi-
um des vbg!

Geschaftsnummer 08.000213 / 08/309

Wie kirzlich den Medien zu enthehmen war, rumort es im vbg. Die Prasidentin und die Vize-
prasidentin haben Rucktritt erklart. Das Prasidium des vbg erfahrt dadurch erneut, nach kur-
zer Amtszeit, einen erneuten Wechsel.

Der vbg hat mit der Stadt Bern einen Leistungsvertrag und leistet fir die Stadt einen wichti-

gen Beitrag in der Gemeinwesenarbeit, durch u.a. Beratungen und Integrationshilfe. Diese

Aufgaben sind flir eine Auslagerung geeignet und der vbg erflllt seine Aufgaben gut. Durch

die historisch gewachsenen Strukturen, den Schnittfeldern mit dem DOK und dem TOJ bietet

sich jedoch heute eine Restrukturierung an, welche die Aufgabenteilung neu ordnen sollte wie
auch eine maogliche Zusammenlegung der Vereinsstrukturen oder eine verstarkte Zusammen-
arbeit fordern sollte.

Wir stellen aus diesen Grinden dem Gemeinderat folgende Fragen:

1. Wo liegen die Grinde fir diese dauernden Wechsel an der Spitze des vbg? Sind dem
Gemeinderat die konkreten Griinde fiir die jetzigen Ricktritte der Prasidentin und der Vi-
zeprasidentin bekannt? Sieht der Gemeinderat Handlungsbedarf?

2. Welchen Einfluss haben diese Riicktritte auf die Erfillung der Aufgaben des vbg im Rah-
men des Leistungsvertrages? Wie sieht zum Beispiel die aktuelle Situation im Breitschtraff
aus?

3. Konnte eine Nachfolge gefunden werden? Wenn nicht, in welchem Zeitrahmen ist mit ei-
ner Nachfolge zu rechnen?

4. Sieht der Gemeinderat eine Mdglichkeit in dieser Situation eine engere Zusammenarbeit
des vbg, des DOK und des TOJ im Rahmen einer Zusammenlegung im Sinne eines Syn-
ergiegewinnes anzustreben? Hat der Gemeinderat dahinzielende Ideen? Strebt der Ge-
meinderat eine Professionalisierung an?

5. Wenn dem so ware, wie wirde die angestrebte Zusammenlegung oder Professionalisie-
rung aussehen?

Bern, 5. Juni 2008

Antwort des Gemeinderats

Mit Schreiben vom 26. April 2008 erklarten sowohl die Prasidentin als auch die Vizeprasiden-
tin der Vereinigung fur Beratung, Integrationshilfe und Gemeinwesenarbeit (vbg) nach ca.
zweijahriger Amtszeit ihren Rucktritt. Die vorangehende Présidentin vbg war 14 Jahre im Amt.
Zu den Fragen:

Zu Frage 1: Von einem dauernden Wechsel kann nicht gesprochen werden. Bei den aktuellen
Demissionen spielen neben persénlichen Grinden sicherlich strukturelle Aspekte eine Rolle.
Die vbg hat mit einem jahrlichen Aufwand von nahezu 9 Mio. Franken und ca. 50 Teilzeitmit-
arbeitenden eine beachtliche Grésse erreicht. Die komplexe Struktur mit Gber 20 Mitglieder-
vereinen, mit stark ausgebauten Mitspracherechten sowohl fiir die Mitgliedervereine als auch
far die Mitarbeitenden ist fur einen ehrenamtlichen Vereinsvorstand anspruchsvoll zu fuhren.
Zu Frage 2: Die Erflllung der im Leistungsvertrag vbg 2008 - 2009 vereinbarten besonderen
Aufgaben haben teilweise Verzdgerungen erfahren, sind aber nicht grundsatzlich in Frage
gestellt. Die Besetzung der vakanten Stelle im Breitsch-Traff wurde im Leistungsvertrag vbg
2008-2009 der BSS an die Voraussetzung geknipft, dass ein vom Vorstand vbg abgesegne-
tes Konzept vorliegt, welches eine zukunftsorientierte und vernetzte Quartierarbeit im Stadt-
teil V skizziert. Ein solches Konzept wurde an der vbg-Vorstandssitzung vom 18. Juni 2008
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verabschiedet. Die Besetzung der vakanten Stelle im Breitsch-Traff ist in die Wege geleitet

worden.

Zu Frage 3: Die vbg hat an einer ausserordentlichen Delegiertenversammlung vom 18. August

Herrn Bruno Miller, ehemaliger Leiter der Ausbildungs- und Organisationsberatung der Stadt

Bern, zu ihrem Prasidenten gewahlt. Vizeprasidentin ist Liliana Marin und Vizeprasident ist

Jirg Walser.

Zu Frage 4: Der Gemeinderat hat am 26. Marz 2008 vom Organisationsentwicklungsprojekt

der Direktion fir Bildung, Soziales und Sport Kenntnis genommen, mit dem die Gemeinwe-

senarbeit und die Soziokultur fur Kinder, Jugendliche und Erwachsene zuklnftig starker am

Sozialraum ausgerichtet werden soll. Unter Miteinbezug der betroffenen Organisationen wird

ein neues Organisationsmodell entwickelt. In diesem Organisationsentwicklungsprozess wird

die Frage der Professionalisierung bzw. der Starkung der Freiwilligenarbeit eine wichtige Rol-

le spielen.

Zu Frage 5: Die Ergebnisse der in einem gemeinsamen Prozess und mit externer Begleitung

bis im Sommer 2009 durchzufihrenden Organisationsentwicklung kénnen und sollen nicht

vorwegge-nommen werden. Als Rahmenbedingungen sind gesetzt:

- Die Reorganisation erfolgt im Interesse und zum Nutzen der Bevdlkerung.

- Die Arbeit von Freiwilligen ist wichtig und zu starken.

- Mit der stadtteilbezogenen Arbeit werden mehr Nahe zur Bevoélkerung und kirzere Ent-
scheidwege geschaffen.

- Die Quartierkommissionen werden miteinbezogen.

- Doppelspurigkeiten der bisherigen Organisationsform werden beseitigt.

- Die Reorganisation ist keine Sparmassnahme. Allfallige Synergiegewinne und frei wer-
dende Mittel werden in einen gezielten Ausbau des Angebots der Gemeinwesenarbeit in-
vestiert.

Bern, 3. September 2008

Interpellantin Nadia Omar (GFL): Wir danken dem Gemeinderat fir die Antwort. Die Einsicht,
dass die Fuhrung fiur den Vereinsvorstand mit den komplexen Strukturen immer komplizierter
wird, ist uns sehr wichtig. Wir erwarten vom Gemeinderat, dass er gegen diesen Umstand
Massnahmen ergreift. Wir erwarten auch, dass das neue Organisationsmodell, sobald es aus-
gearbeitet ist, der SBK vorgestellt wird. Wenn das nicht geschieht, werden wir ein entspre-
chendes Postulat einreichen.

Beschluss

Die Interpellantin Fraktion GFL/EVP ist mit der Antwort des Gemeinderats zufrieden.

- Der Stadtrat verschiebt die Traktanden 4 und 15 bis 19 und 21. -
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Eingange

Es werden drei Dringliche Motionen, drei Motionen, eine Interpellation und eine Kleine Anfra-
ge eingereicht und an den Gemeinderat weitergeleitet, namlich:

Dringliche interfraktionelle Interpellation SP/JUSO und FDP (Thomas Goéttin, SP/Dolores

Dana, FDP:) Quartier beim Parkpflegekonzept Elfenau einbeziehen

Die Elfenau ist ein Naherholungsgebiet von herausragender Bedeutung flir das Quartier Bern

Ost und die ganze Stadt. Das Gebiet umfasst den historischen Park inklusive Orangerie, Ma-

nuelmatte, Anlagen der Stadtgartnerei sowie den einzigen Bauernhof auf Stadtboden, der sich

im Verwaltungsvermdgen der Stadt befindet.

Es ist deshalb selbstverstandlich, dass sich die Quartierorganisationen, namentlich Quav4 als

Stadtteilvertretung und IG Elfenau als mit Gber 800 Mitgliedern grésste Quartierorganisation,

die sich intensiv mit diesem Erholungsgebiet befassen, zu den Planen der Stadt Stellung

nehmen, eigene Vorschlage erarbeiten und Ideen der Quartierbevoélkerung aufgreifen méch-
ten (z.B. Okoraum Elfenau, Kaffi in der Orangerie).

Umso fragwirdiger ist es, dass bisher die Quartierorganisationen bei den in Planung befindli-

chen Regelwerken der Stadt in der Elfenau nicht mit einbezogen worden sind. Unter Einbezug

ist dabei ein geregelter partizipativer Prozess zu verstehen, wie er von der Stadt in vielen
andern Planungsprojekten und vom Kanton im Planungsgebiet Elfenau/Aarewasser muster-
gultig durchgefihrt wird. Selbst eine offene und transparente Information tGber den Stand der

Planung und allfallige Resultate von auswarts vergebenen Abklarungen hat bisher nicht statt-

gefunden. Die unterschiedliche Partizipationskultur erschwert zudem den Quartierorganisatio-

nen eine koharente Stellungnahme, da die Vernetzung und die Implikationen der verschiede-
nen Planungen nicht Gberprift werden kénnen.

Der Gemeinderat wird deshalb gebeten, im Zusammenhang mit dem Einbezug des

Quartiers zur Planung in der Elfenau folgende Fragen zu beantworten:

1. Wo steht der Erarbeitungsprozess des Parkpflegewerkes Elfenau?

2. Welche Plane hat der Gemeinderat fur den Bauernbetrieb im Rahmen des Landwirt-
schaftskonzeptes? Kann er sich eine Weiterentwicklung der Ideen vorstellen, wie sie im
Projekt Okoraum Elfenau entwickelt worden sind?

3. Wie beurteilt der Gemeinderat die Idee einer Cafeteria mit regelméassigen Offnungszeiten
in der Orangerie?

4. Wie gedenkt der Gemeinderat die Quartierorganisationen bei der Erarbeitung des Park-
pflegewerkes und generell bei den Planen fir einzelne Objekte in der Elfenau in Zukunft
einzubeziehen?

5. Ist der Gemeinderat bereit, sich am partizipativen Vorgehen des Kantons beim Projekt
Aarewasser zu orientieren, um sicherzustellen, dass die Quartierorganisationen die Ver-
netzung und die Implikationen der einzelnen Planungen beurteilen kénnen?

Begriindung der Dringlichkeit:

Das Positionspapier Parkpflegewerk Elfenau soll bereits im Marz 2009 dem Wohnbaufonds
zur Beschlussfassung vorgelegt werden. Die Fragen zur Partizipationsmdoglichkeit sind ein
grosses Anliegen der Quartierorganisationen und sollten vor der Verabschiedung des Papiers
geldst werden.

Bern, 22. Januar 2009
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Dringliche interfraktionelle Interpellation SP/JUSO und FDP (Thomas Géttin, SP/Dolores Da-
na, FDP), Jaqueline Gafner Wasem, Mario Imhof, Christoph Zimmerli, Philippe Muller, Hans-
peter Aeberhard, Rithy Chheng, Bernhard Eicher, Ursula Marti, Gisela Vollmer Nicola von
Greyerz, Leyla Gul, Miriam Schwarz, Claudia Kuster, Hasim Sénmez, Ruedi Keller, Patrizia
Mordini, Rolf Schuler, Corinne Mathieu

Die Dringlichkeit wird vom Biiro des Stadtrates bejaht.

Dringliche Interpellation Fraktion SVPplus (Peter Biihler, SVP): Hallenbad Hirschengra-
ben — Spielt der Gemeindrat einmal mehr mit der Gesundheit von Berns Bevélkerung?
Am 22.11.2008 gab die Stabe bekannt, dass das Hallenbad Hirschengraben den geltenden
Sicherheitsanforderungen nicht mehr genligt. Das feucht-warme Raumklima und die im Bad
verwendeten Chemikalien hatten der Bausubstanz in den letzten Jahrzehnten arg zugesetzt
und das Bad wie die dazu gehérende Halle mussten dringend saniert werden. Bei mehr als
zehn Zentimeter Schnee auf dem Dach sei die Tragfahigkeit nicht mehr gewahrleistet und das
Bad misste geschlossen werden. Weitere Massnahmen, welche den Innenraum betreffen
wurden zusatzlich eingeleitet. Zum Beispiel durfen sich maximal noch 300 Personen auf der
Zuschauertribline aufhalten oder nur noch 50 Personen auf der Galerie. Weiter gab die Stabe
an, sie arbeite an einem Sanierungskonzept, welches noch 2008 dem Gemeinderat vorgelegt
werde. In einer Kurzmitteilung des Gemeinderates vom 17.12.2008 es unter Anderem, dass
sich die Regierung der Stadt Bern Uber den Zustand der Eis- und Wasseranlagen in der Stadt
Bern und deren Sanierungsbedarf orientieren lassen will. Die Direktion fir Bildung, Soziales
und Sport respektive das Sportamt als Betreiberin und Stadtbauten Bern als Eigentimer die-
ser Anlagen wurden mit der Ausarbeitung eines Gesamtbetriebs- und Anlagenkonzepts beauf-
tragt Im Rahmen dieses Gesamtkonzepts wird insbesondere auch ilber die Zukunft des sanie-
rungsbeddirftigen Hallenbades Hirschengraben zu entscheiden sein. Der Bedarf fur dieses
Angebot ist unbestritten. Zur Frage wird jedoch stehen, ob eine Sanierung des Hallenbads
Hirschengraben wirtschaftlich vertretbar ist oder ob ein Neubau die insgesamt bessere L6-
sung darstellt. Der Gemeinderat hélt fest, dass mit den Sicherheitsvorkehrungen die Sicher-
heit, welche erste Prioritat hat, und der Betrieb im Hallenbad Hirschengraben gewéahrleistet
sind.
Aus diesen und Erklarungen ergeben sich folgende Fragen an den Gemeinderat
Wie schatzt der Gemeinderat die Gesamtsituation beim Hirschengraben Hallenbad ein?
diese Mangel wirklich erst im November 2008 festgestellt?
Wer stellte diese fest und wie?
Wurde das Sanierungskonzept von der Stabe noch 08 dem Gemeinderat vorgelegt?
Wird das Bad nun renoviert oder abgerissen und einem Neubau welchen?
Wie reagiert der Denkmalpfleger auf diesen Vorschlag?
Wieso wird das Bad trotz dieser markanten Sicherheitsmangel weiter in Betrieb gehalten?
Wie rechtfertigt der Gemeinderat den Vorwurf, dass er leichtfertig mit der Gesundheit der
Besucher dieses Hallenbades spielt?
9. Gut zwei Monate sind seit der Pressemeldung von der Stabe verstrichen, wann handelt
der Gemeinderat nun endlich?

N O AELN =

Begriindung der Dringlichkeit:

Das Gebaude des Hallenbades beim Hirschengraben ist in einem baulich bedenklichen Zu-
stand und es muss endlich gehandelt werden, bevor es Verletzte gibt oder gar schlimmeres
geschieht. Darum muss heute entschieden und gehandelt werden — morgen kénnte es schon
zu sein!
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Bern, 22. Januar 2009

Dringliche Interpellation Fraktion SVPplus (Peter Biihler, SVP), Dieter Beyeler, Ueli Jaisli.
Peter Wasserfallen, Peter Bernasconi, Erich J. Hess

Die Dringlichkeit wird vom Stadtrat bejaht.

Dringliche Interpellation Fraktion FDP (Dolores Dana): Ist die Murtenstrasse 26 ein gu-
ter Standort fiir eine Drogenanlaufstelle?

Am 9. Januar 2009 hat die zustdndige kantonale Direktion (GEF) via Presse verlauten lassen,
dass der Kanton die Schaffung und den Betrieb der Drogenanlaufstelle an der Murtenstrasse
26 finanziell nicht unterstitzen will. Vorbehalten bleibe ein gegenteiliger Beschluss des kan-
tonalen Parlaments im Marz 2009. Anlasslich der Medienberichterstattung der letzten Tage zu
diesem Thema herrscht nun grosse Konfusion und es stellen sich die folgenden Fragen:

1.

Ist es richtig, dass der Gemeinderat nach wie vor an der Drogenanlaufstelle an Standort
Murtenstrasse 26 festhalt? Wenn ja, wann wurde dieser Beschluss gefasst und wie wurde
er kommuniziert?

Hat der Gemeinderat beschlossen resp. die Absicht zu beschliessen, die Anlaufstelle an
der Murtenstrasse 26 auch zu realisieren, wenn der Kanton Bern die Finanzierung verwei-
gert?

Unabhéangig von der Finanzierung, wie beurteilt der Gemeinderat die Wirtschaftlichkeit der
geplanten ,Zwischennutzung in der Pilotphase“? Sind bei den hohen Kosten fir die Be-
wohnbarmachung der Liegenschaft und der kurzen Nutzungsdauer Kosten/Nutzen -
berhaupt noch in einem Verhaltnis?

Hat der Gemeinderat in Erwagung gezogen, den direkt betroffenen Anwohnenden und
Gewerbetreibenden finanzielle Unterstitzung zur Vermeidung von Schaden aus dem Be-
trieb einer Anlaufstelle zukommen zu lassen (Investitionsbeitradge flr Absperrgitter & Zau-
ne, Kostenbeteiligung fir Bewachung, Reinigung etc.)? Wenn ja, welcher Betrag wurde
daflr budgetiert?

Ist sich der Gemeinderat bewusst, dass die internen und externen Kosten dieses ,Pilot-
projektes“ gesamthaft eine Hohe erreichen, welche in der Ausgabenkompetenz des Stadt-
rates liegt?

Was ist die Meinung des Inselspitals und der Berner Fachhochschule Gesundheit zur ge-
planten Drogenanlaufstelle in unmittelbarer Nahe?

Wie ist der Stand der Baubewilligung betreffend die Uberbauung Murtenstrasse? Hat der
Heimatschutz wie angekindigt seine Einsprache nach der Volksabstimmung zurlickgezo-
gen?

Was fiir Kostenfolgen hétte eine Verlangerung der Offnungszeiten der Drogenanlaufstelle
Hodlerstrasse?

Welche Handlungsalternativen zu einer zweiten Anlaufstelle gibt es aus Sicht des Ge-
meindrates?

Begrindung der Dringlichkeit:

Offenbar soll der Regierungs- resp. Grossrat des Kantons Bern im Marz 2009 dariber befin-
den, ob das Projekt finanziert werden soll. Bei negativem Bescheid soll offenbar ein Allein-
gang sofort realisiert und die 2. Drogenanlaufstelle im Sommer erdffnet werden.

Bern, 22. Januar 2009

91



Protokoll Nr. 2 | Stadtratssitzung, 22. Januar 2009

Dringliche Interpellation Fraktion FDP (Dolores Dana, FDP), Philippe Miller, Hanspeter
Aeberhard, Bernhard Eicher, Mario Imhof, Christoph Zimmerli, Jaqueline Gafner Wasem, Pas-
cal Rub

Die Dringlichkeit wird vom Stadtrat bejaht.

Motion Fraktion SP/JUSO (Beat Zobrist. SP): Gestaltungskonzept Bollwerk—
Schiutzenmatte—Hodlerstrasse
Zwischen neu designtem Bahnhofplatz und sich mit Verkehrsberuhigungsmassnahmen in
Aufwertung befindender Langgasse mutiert das Gebiet Henkerbrinnli-Schitzenmatte-Boll-
werk-Hodlerstrasse vom unternutzten Stadtraum zusatzlich zum Sanierungsfall. Dabei liegt
das Gebiet an zentralster und attraktivster Lage (200m vom Bahnhof entfernt, Anschluss an
die Altstadt). Als Car-Terminal nimmt es eine bedeutende touristische Funktion ein. Zugleich
ist es mit Kunstmuseum, Reitschule und Galerien ein wichtiger Kulturstandort.
Von vielen Menschen wird das Gebiet aber als Ziel- und Durchgangsort gemieden. Man fuhlt
sich wegen dessen Unulbersichtlichkeit und Abgetrenntheit unsicher. Es wird vorwiegend noch
als Durchfahrts-und nicht als Verweil-Ort benutzt. Zufussgehende und Velofahrende sind un-
erwunscht und gefadhrdet. Der zentral gelegene Perimeter beherbergt zwar Anwaltspraxen,
Verbandssitze und Restaurants, wird aber in vielen Bereichen unternutzt. Augenfalligste
Fehinutzung ist der graue Auftritt der Schitzenmatte, die wie friiher der Bundesplatz als ba-
naler Parkplatz dient.
Der Gemeinderat versprach zwar an der Stadtratsitzung vom 14. Juni 2007, er wolle mit den
betroffenen Anspruchsgruppen einen Planungsprozess ausldésen und ein Nutzungskonzept
erarbeiten. Die im Investitionsbudget 2008 bereit gestellten Gelder blieben aber ungenutzt
und bis heute sind keine Strategien zu erkennen, das Gebiet aufzuwerten und zu entwickeln.
Der Trend zur weiteren Verwahrlosung und Unsicherheit dieses Perimeters muss gestoppt
werden. Das Gebiet weist hinsichtlich Nutzung, Vielfalt, Wertschépfung, Kultur, Stadtleben
und Stadtebau ein grosses Potenzial auf. Der Stadt Bern bieten sich hier die einmalige Chan-
ce, im Stadtzentrum neue Qualitdten zu schaffen und damit auch vorhandene Probleme zu
entscharfen. Auch ohne das Eilgutareal und trotz der Planung des Tiefbahnhofes (die SBB
plant auf 2025-2030 einen Tiefbahnhof und will sich ihren Handlungsspielraum bekanntlich
nicht einschranken lassen) kann aus dem heutigen Unort ein Raum gestaltet werden, in dem
sich Bernerlnnen und Touristinnen gerne aufhalten. Die Stadt soll in diesem unaufschiebba-
ren Entwicklungsprozess die Fiihrungsrolle Gibernehmen.
Der Gemeinderat wird deshalb beauftragt:
1. Einen Planungsprozess zu initiieren, der den Raum Bollwerk-Schitzenmatte-Hodlerstras-
se unter Berlicksichtigung aller relevanter Interessen und Einflisse entwickelt.
2. Dem Stadtrat einen Projektierungskredit zur Sanierung und Umgestaltung des zentralen
Stadtraumes ,Bollwerk-Schitzenmatte” vorzulegen.

Bern, 22. Januar 2009
Motion Fraktion SP/JUSO (Beat Zobrist, SP), Nicola von Greyerz, Gisela Vollmer, Rithy
Chheng, Ursula Marti, Leyla Gil, Miriam Schwarz, Corinne Mathieu, Thomas Géttin, Claudia

Kuster, Hasim Sénmez, Ruedi Keller, Patrizia Mordini, Rolf Schuler, Annette Lehmann, Stefan
Jordi, Beni Hirt, Giovanna Battagliero
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Motion Fraktion SVPplus (Jimy Hofer, parteilos): Benutzungsreglement Miinsterplatt-
form

Die Munsterplattform ist eine jahrhundertealte Erholungsoase flir die Bewohnerschaft der un-
teren Altstadt und der Matte. Die grossen Gartenbeete, die die Stadtgartnerei mit viel Auf-
wand stets in Stand haltet und die bis vor kurzem mit einem Betretungsverbot belegt waren,
sind seit langerer Zeit zu Liegewiesen geworden. Dies hat die Besucherschaft dieser Anlage
verandert und das nicht zur Freude der Anwohner. Im. Jahre 2000 wurde darauf eine neue
Nutzungsordnung erlassen. In letzter Zeit aber, ist festzustellen, dass diese immer 6fter miss-
achtet wird. Auffallend ist, dass Hunde nicht an der Leine gefihrt werden und dass der Abfall
nicht ordnungsgemass entsorgt wird, so dass die Gehwege und die Grunflachen oft einer
Millkippe gleichen. Es ist von Anwohnern auch eine vermehrte, sichtbare Drogenszene fest-
gestellt worden. Die Vandalenschdden und das herunterwerfen von Gegenstdnden aufdie
Gassen und Garten wurde von den Anwohnern ebenfalls wieder vermehrt registriert.

Der Gemeinderat wird aufgefordert, die nétigen Massnahmen zu ergreifen, um diese Miss-
stdnde zu beseitigen.

Bern, 22. Januar 2009

Motion Fraktion SVPplus (Jimy Hofer, Parteilos), Simon Glauser, Thomas Weil, Peter Bernas-
coni, Manfred Blaser, Peter Bihler, Dieter Beyeler, Peter Wasserfallen, Erich J. Hess

Motion Henri-Charles Beuchat (CVP) Ein Hauch von Céte d'Azur in Berns Freibader -
Badekult

Der Gemeinderat wird beauftragt die Grundlagen zu schaffen, damit in den Freibadern der
Stadt Bern im Sommer am Abend eine Lounge mit Bar- und Kulturprogramm durch Private
betrieben werden kann.

Die Motion ist eine Anregung von Frau Ursula Danzer welche diesen Vorstoss eingebracht
hat. Visionen von Birger sollen umgesetzt werden.

In anderen Stadten in der Schweiz wurde die Idee bereits umgesetzt und erfreut sich grosser
Beliebtheit. Tags eintauchen und nachts abheben. Nach Sonnenuntergang, wenn sich die
Schwimmer verzogen haben, verwandeln sich zahlreiche Zircher Freibader in Clubs und
Bars.

Sommer, Sonnenschein und Wasserkult: Im Sommer pulsiert das Leben, so zum Beispiel an
den Uferpromenaden des Zirichsees und der Flisse, wo Strassenklnstler und Partyganger
ebenso der Sonne fronen wie Geschaftsleute.

Tagsuber relaxt man am, im und auf dem Wasser und nach der Dammerung verwandeln sich
die Badeanlagen in Bars und Lounges mit abwechslungsreichem Kulturprogramm: von Lesun-
gen Uber Theater Sport und Poetry Siam bis zu Konzerten. Sie sind Zirichs ultimative Treff-
punkte in lauen Sommernachten.

Open-Air — Badeanlagen bei Tag, Bar und Lounge bei Nacht

- ,Flussbad Schanzengraben® bei Tag, ,Riminibar bei Nacht

- ,Frauenbadi Stadthausguai“ bei Tag, ,Barfussbar” bei Nacht

- ,Seebad Enge* bei Tag, ,Seebad Enge Bar” bei Nacht

- ,Flussbad Oberer Letten® bei Tag, ,Pier West“ bei Nacht

Auf der Achse Gaskessel-Dampfzentrale-Marzili-Wasserwerk hat sich in Bern ein breites Kul-
tur und Freizeitangebot etabliert. Eine Chillout Lounge im Marzilibad mit gemutlicher Stim-
mung wirde das Angebot erganzen und die Attraktivitat weiter steigern.

Der Gemeinderat soll ein auf Zielgruppen ausgerichtetes Nutzungskonzept fir die Freibader
ausarbeiten, damit neu die verschiedenen erwahnten Aktivitaten in den Badeanstalten der
Stadt Bern moglich sind.
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Bern, 22. Januar 2009

Motion Henri-Charles Beuchat (CVP), Beatrice Wertli, Kurt Hirsbrunner, Michael Képfli, Erik
Mozsa, Simon Glauser, Vinzenz Bartlome, Philippe Cottagnoud, Claudia Meier, Jan Flickiger,
Tanja Sollberger, Philippe Miller, Hanspeter Aeberhard, Mario Imhof, Erich J. Hess

Motion Dieter Beyeler (SD): Steuerliche Gerechtigkeit — zum Zweiten

Festgehalten und nachzulesen im Bericht des Ausschusses fir Sozialhilfe der Kommission fir
Soziales erhalt ein Ehepaar mit zwei Kindern in der Stadt Bern Fr. 6105.00 Sozialhilfegelder
im Monat, und dies Steuerfrei.

Dass erwerbstatige Familien mit einem erarbeiteten Einkommen in dhnlicher Héhe von einer
Steuerbefreiung nicht ebenso profitieren kénnen, ist nicht nachvollziehbar, insbesondere da
sich dieser Betrag an der Grenze des Existenzminimums bewegt. Die steuerliche Bevorzu-
gung von sozialhilfeabh&ngigen Familien in der Stadt Bern ist empdérende soziale Ungerech-
tigkeit und stellt eine inakzeptable Bestrafung der Arbeitsfamilien dar.

Dass mit der bisherigen betroffenen Familien benachteiligt werden, scheint die Verantwortli-
chen in der Stadtregierung offenbar nicht zu stéren. Dieser unhaltbare Zustand wird auch in
der Bevdlkerung mit grossem Unmut und Verargerung zur Kenntnis genommen.

Wir beauftragen daher den Gemeinderat, auf den nachsten umsetzbaren Termin diese steuer-
liche Ungerechtigkeit aufzuheben, d.h. Sozialhilfe empfangende Familien haben nur noch das
Anrecht auf einen Sozialhilfebetrag in einer identischen Héhe, der einer vergleichbaren arbei-
tenden und steuerzahlenden Familie nach Abzug der Steuern netto Ubrig bleibt.

Bern, 22. Januar 2009

Motion Dieter Beyeler (SD), Peter Buhler, Jimy Hofer, Peter Wasserfallen, Simon Glauser,
Manfred Blaser, Peter Bernasconi, Thomas Weil, Ueli Jaisli, Erich J. Hess

Interpellation Fraktion SVPplus (Erich Hess, JSVP): Vereiste Trottoirs in der Stadt Bern
Der Schnee fihrte in den Strassen der Stadt Bern teilweise zu problematischen Verkehrsver-
haltnissen. Auch fur Velofahrer und Fussganger waren die Strassenverhaltnisse inakzeptabel.
Dabei sind vereiste Trottoirs vor allem flur altere Leute und Menschen mit einer Gehbehinde-
rung ein grosses und teils gefahrliches Problem. Rollstuhlfahrer sind teilweise ganzlich in
ihrer Mobilitat eingeschrankt.
Deshalb bitten wir den Gemeinderat nachfolgende Fragen zu beantworten:
1. War die Stadt Bern auf die Schneefalle vom 31. Dezember 2008 genligend vorbe-
reitet?
2. Wer haftet fur allfallige Unféalle auf Trottoirs und Strassen, wenn der Schnee eine
langere Zeit auf diesen liegen bleibt?
3. Wie viele Unfélle gab es auf Grund der schlechten Strassenverhaltnisse? Anzahl
Verkehrsunfalle?
4. Anzahl verletzte Fussganger? Anzahl verletzte Velofahrer?
5. Weshalb sah man zwischen dem 31. Dezember 2008 und dem 5. Januar 2009 fast
keine stadtischen Mitarbeiter Schnee raumen?
6. Weshalb sah man private Schneerdumungsdienste?
7. Funktioniert der Pikett-Winterdienst nicht?
8. Welche gesetzlichen Vorgaben gibt es betreffend Winterdienst?
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9. Weshalb ist es in anderen Stadten und Regionen wie beispielsweise im Jura, wo
es mehr schneit als in Bern, mdglich, dass diese Orte bessere Strassenverhaltnis-
se schaffen kénnen?

10. Dirfen altere Leute im Winter nicht mehr auf die Strasse? (OV Haltestellen waren
nicht gesaubert)

Bern, 22. Januar 2009

Interpellation Fraktion SVPplus (Erich Hess, JSVP), Peter Bernasconi, Dieter Beyeler, Simon
Glauser, Thomas Weil, Ueli Jaisli, Jimy Hofer, Manfred Blaser

Interpellation Fraktion SVPplus (Ueli JaisliiThomas Weil): Was soll das Verwirrspiel mit

den ,,Mieten* fiir die Dampfzentrale und das Schlachthaus?

In seiner Kulturstrategie 2008 bis 2011 stellt der Gemeinderat fest, dass die Dampfzentrale

die Krise 2003/2004 uUberwunden habe. Diese steht seit 2005 unter neuer Leitung und will

sich in Zukunft als Tanzzentrum und Musikhaus Uberregional, national und international profi-
lieren. Das musikalische Programm solle sich zwischen POP/Rock und Neuer Musik ansie-
deln (ohne dabei bestehende Musikprogramme zu konkurrenzieren). Um diesem anspruchs-
vollen Programm gerecht werden zu kénnen, missten die Subventionen deutlich erhéht wer-
den; soweit die Ansicht des Gemeinderates. Dabei geht die Miete seit 2006 zu Lasten Abtei-

lung Kulturelles und betrdgt (gemass Angaben in der Kulturstrategie 2008 bis 2011)

Fr.319'279.00 (neu 2008: 593'504.00!) Die stadtische Gesamtsubvention steigt von

Fr. 413'000.00 auf 950'000.00 jahrlich.

Wir stellen in diesem Zusammenhang folgende Fragen an den Gemeinderat:

1. Warum werden im Internet (Bericht zur Kulturstrategie 2008 bis 2011) die Mieten fir die
Dampfzentrale und das Schlachthaus immer noch zulasten der Abteilung Kulturelles be-
glichen? (Richtigerweise und wie seinerzeit in Aussicht gestellt, missen diese Betrage als
Subvention deklariert werden).

2. Warum wird die Berichtigung nicht vorgenommen?

3. Wie rechtfertigt sich der massive Mietzins- resp. Subventionsaufwand im Jahre 2008 an
die Dampfzentrale?

Bern, 22. Januar 2009
Interpellation Fraktion SVPplus (Ueli JaisliiThomas Weil, SVP), Peter Wasserfallen, Jimy Ho-
fer, Manfred Blaser, Peter Bernasconi, Simon Glauser, Dieter Beyeler, Erich J. Hess

Kleine Anfrage Fraktion SVPplus (Simon Glauser, SVP) Belagsschaden auf Stadtberner

Strassen

Nachdem der Schnee nun an den allermeisten Stellen wieder von den Strassen und Trottoirs

verschwunden ist, zeigt sich den Verkehrsteilnehmern ein bedngstigendes Bild: Praktisch auf

dem ganzen Stadtberner Strassennetz weist der Belag teils massive Schaden auf. Insbeson-

dere zwischen den Tramschienen klaffen vielerorts tiefe, grossflachige l6cher und Risse.

Wenn mich mein Erinnerungsvermdgen nicht tduscht, sind diese Belagsschaden nach diesem

Winter besonders gravierend.

Deshalb stelle ich dem Gemeinderat folgende Fragen:

1 Was sind die genauen Grinde fur die teils gravierenden und in grosser Anzahl vorhande-
nen Belagsschaden?

2 Haben die Schaden allenfalls damit zu tun, dass die Schneeraumung entweder zu spat,
gar nicht oder sogar falsch ausgefihrt wurde?

3 Haben allfallige Streu- bzw. Salzmittel die Schaden zusatzlich beginstigt?
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Besteht insbesondere bei den Schaden zwischen den Tramschienen eine Gefahr fur den
reibungslosen Betrieb der Tramkombinationen?

Bis wann werden diese Schaden repariert? Werden fir solche Reparaturkosten spezielle
finanzielle Mittel zurlickgestellt? Ist nach diesem Winter mit zusatzlichen Kosten zu rech-
nen?

Bern, 22. Januar 2009

Kleine Anfrage Fraktion SVPplus (Simon Glauser, SVP), Erich J. Hess, Peter Bernasconi,
Manfred Blaser, Dieter Beyeler, Jimy Hofer

Schluss der Sitzung: 22.35 Uhr.
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	10 Bern Arena Stadion AG; Verträge über die Leistungen betreffend öffentlichem Eislauf für die Perioden vom 1. April 2008 bis 31. August 2009 (Übergangs-Langjahr) und vom 1. September 2009 bis 31. August 2013 sowie Übertragung der Aktien vom Finanz- ins Verwaltungsvermögen
	Fraktionserklärungen
	Beschlüsse

	11 Motion Fraktion SP/JUSO /Margrith Beyeler-Graf/Raymond Anliker, SP) vom 14. August 2003: Neubau von einfachem, sehr günstigem Wohnraum in der Stadt Bern; Abschreibung Punkt 1
	Fraktionserklärungen
	Einzelvotum
	Beschluss

	12 Motion Luzius Theiler (GPB): Stöckacker Süd: Sanierung oder Abriss und Ersatzneubau? Der Stadtrat soll entscheiden!
	Antwort des Gemeinderats
	Antrag
	 Fraktionserklärungen
	 Einzelvoten
	Beschluss

	13 Motion Fraktion SVP/JSVP (Thomas Weil, SVP): Beitrag zum Abbau der Absenzen: „Stinktage“ für die Stadtverwaltung 
	Antwort des Gemeinderats
	Hohe Arbeitszufriedenheit pflegen
	Krankheitstage senken
	Hohe Arbeitszeitflexibilität gewährleistet
	Imagemässig kontraproduktiv
	Mehrkosten

	Antrag
	Beschluss

	14 Motion Dieter Beyeler/Robert Meyer (SD): Steuerliche Gerechtigkeit für Familien 
	Antwort des Gemeinderats
	Antrag
	Beschluss

	20 Interpellation Fraktion GFL/EVP (Nadia Omar, GFL): Wie steht es um des Präsidium des vbg!
	Antwort des Gemeinderats
	Beschluss

	 Eingänge
	Dringliche interfraktionelle Interpellation SP/JUSO und FDP (Thomas Göttin, SP/Dolores Dana, FDP:) Quartier beim Parkpflegekonzept Elfenau einbeziehen 
	Dringliche Interpellation Fraktion SVPplus (Peter Bühler, SVP): Hallenbad Hirschengraben – Spielt der Gemeindrat einmal mehr mit der Gesundheit von Berns Bevölkerung? 
	Dringliche Interpellation Fraktion FDP (Dolores Dana): Ist die Murtenstrasse 26 ein guter Standort für eine Drogenanlaufstelle?
	Motion Fraktion SP/JUSO (Beat Zobrist. SP): Gestaltungskonzept Bollwerk–Schützenmatte–Hodlerstrasse
	Motion Fraktion SVPplus (Jimy Hofer, parteilos): Benutzungsreglement Münsterplattform 
	Motion Henri-Charles Beuchat (CVP) Ein Hauch von Côte d'Azur in Berns Freibäder – Badekult
	Motion Dieter Beyeler (SD): Steuerliche Gerechtigkeit – zum Zweiten 
	Interpellation Fraktion SVPplus (Erich Hess, JSVP): Vereiste Trottoirs in der Stadt Bern
	Interpellation Fraktion SVPplus (Ueli Jaisli/Thomas Weil): Was soll das Verwirrspiel mit den „Mieten“ für die Dampfzentrale und das Schlachthaus? 
	Kleine Anfrage Fraktion SVPplus (Simon Glauser, SVP) Belagsschäden auf Stadtberner Strassen 
	Schluss der Sitzung: 22.35 Uhr. 


